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Die Frage wird sein, wie in Zukunft die Vorteile einer Online-Veranstaltung mit 

den Vorteilen einer Präsenz-Veranstaltung verbunden werden können. 

Aufgrund der besonderen Umstände, aber auch der Vielzahl an Beiträgen, war es 

uns nicht möglich, die Tagungsbeiträge vollständig zu lektorieren, zu homogeni-

sieren und als Druckversion zu veröffentlichen. Vielmehr wurden diese einheit-

lich formatiert und auf grobe Fehler durchgesehen. Für diese Mühen danken wir 

vor allem Anne-Marie Grasse vom SIPS. Das Organisationsteam hat sich sodann 

über eine gemeinsame Veröffentlichung der verschriftlichten Beiträge per Open 

Access verständigt. Dies soll die Zugänglichkeit und Verbreitung der Texte er-

leichtern. Als Ergänzung zu dieser Veröffentlichung können die Video-Mit-

schnitte der Vorträge auf der Website des FÖPS Berlin angesehen werden.2 Für 

diese umfangreiche Arbeit gebührt vor allem Felix Märtin unser Dank. 

Der vorliegende thematisch breit und interdisziplinär angelegte Tagungsband soll 

zu einem konstruktiv-kritischen Dialog zwischen Polizeiforscher*innen und Po-

lizeipraktiker*innen beitragen. Polizei und Wissenschaft prägen als gesellschaft-

liche Teilsysteme divergierende Wahrnehmungs-, Denk- und Handlungsweisen 

aus, die im Begegnungsfall spezifische Wirkungen und Effekte entfalten. In 

summa ist das Verhältnis von Polizei und Wissenschaft seit Jahrzehnten diffizil 

und teilweise konflikthaft: zu praxisfern, zu kompliziert und zu kritisch sei wis-

senschaftliche Forschung, sagen die Einen; zu alltagsweltlich, unreflektiert und 

politisch motiviert die polizeiliche Sicht, die Anderen.  

Aus wissenschaftlicher Sicht problematisch ist die Erwartung der Polizeipraxis 

nach Wissen, das sich unmittelbar in praktische Handlungsanleitungen und im 

besten Fall in Checklisten übersetzen lässt. Der Wunsch nach Anwendung von 

wissenschaftlichen Erkenntnissen ist grundsätzlich legitim und wird auch von den 

meisten Polizeiforscher*innen geteilt. Zunächst aber ist die wissenschaftliche 

(Außen-)Perspektive auf die polizeilichen Praktiken bedeutsam, da praktisch 

Handelnde in der Regel keine hinreichend reflexive Position zu ihrer eigenen Pra-

xis einnehmen können. Sie haben als Betriebsangehörige zu wenig Distanz, sind 

der Evidenz vertrauter Berufsroutinen und damit unmittelbar auch zeitlichen, 

sachlichen, politischen sowie gruppendynamischen Zwängen und Zwecken un-

terworfen. Hier bietet gerade die diskursive Verbindung von wissenschaftlichen 

Methoden, Perspektiven und Forschungsergebnissen mit praktischen Strukturen 

und Herausforderungen die Chance eines substanziellen Dialogs, aus dem dann 

                                                 

2  Mitschnitte der Vorträge unter: https://www.foeps-berlin.org/veranstaltungen/nachwuchstagung-
empirische-polizeiforschung-2021/. 
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innovative Impulse für die Gestaltung des polizeilichen Handlungsfeldes hervor-

gehen können, aber nicht zwangsweise müssen. Auf der Wissenschaftsseite ist für 

diesen Dialog die grundlegende Kenntnis der Organisation Polizei notwendig so-

wie die Bereitschaft, sich auf dieses spezifische Berufsfeld einzulassen. Und im 

Gegenzug braucht es seitens der Polizei neben der grundlegenden Kenntnis über 

die Arbeitsweise von Wissenschaft eine Offenheit gegenüber unabhängiger For-

schung. Die 1. Nachwuchstagung Empirische Polizeiforschung kann in diesem 

Kontext als Übersetzungsangebot gesehen werden. Die Organisator*innen wün-

schen allen Interessierten ein erkenntnisreiches Eintauchen in die Vielfalt der 

Themen sowie das Forschungs- und Praxisfeld Polizei. 

 

Clemens Arzt, Nathalie Hirschmann, Daniela Hunold, Sven Lüders, Christoph 

Meißelbach, Marschel Schöne und Birgitta Sticher 
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Dieser Artikel beleuchtet die Zusammenhänge zwischen Organisationskultur, 

Stress und Bewältigungsstrategien (Coping) in der Polizei. Nach einer theoreti-

schen Einbettung werden die Ergebnisse einer empirischen Studie präsentiert, in 

der 152 deutsche PolizeibeamtInnen ihre jeweilige Arbeitsgruppe im Hinblick auf 

Stressoren (z. B. traumatische Ereignisse, Konflikte), Copingstrategien (z. B. 

Sport, Alkoholkonsum) und gelebte Werte (z. B. Männlichkeit, Solidarität) be-

schrieben. Untersucht wurden die Effekte von Stress auf die Polizeikultur sowie 

der Polizeikultur auf Coping. Multiple Regressionsanalysen ergaben, dass in 

Gruppen mit hohem operativem Stress, hohem Männeranteil und jungem Durch-

schnittsalter die konservativ-männlichen Werte stärker ausgeprägt sind. Außer-

dem scheint eine konservativ-männliche Kultur ein Risikofaktor in Bezug auf 

schädliche Strategien (z. B. Alkoholkonsum, gegenseitige Beschuldigungen) zu 

sein, Gewissenhaftigkeitskultur hingegen ein Schutzfaktor. Methodische Ein-

schränkungen der Studie (z. B. unklare Richtung der Kausalität) werden ebenso 

diskutiert wie die Relevanz der Befunde insbesondere für das (Gesundheits-)Ma-

nagement in der Polizei.  
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1. Einleitung 

Die besonderen Belastungen, die der Polizeiberuf mit sich bringt, wurden sowohl 

in der internationalen, als auch in der deutschsprachigen Literatur vielfach be-

schrieben (z. B. Abdollahi 2002; Burke 1993; Hickman et al. 2011; bzw. Bartsch 

et al. 2012; Reinecke et al. 2007; Von dem Knesebeck et al. 2005). Beispielhaft 

sind hier die Schichtarbeit, potentiell traumatische Erlebnisse, Personalmangel 

und bürokratische Hürden zu nennen (Bartsch et al. 2012; McCreary & Thompson 

2006).  

Die Bewältigung solcher externer und interner Probleme prägt auch die Organi-

sationskultur (Schein 2016). Diese wiederum wird mit der Art und Weise, wie 

PolizeibeamtInnen Stress bewältigen, in Verbindung gebracht (Chan 1996; Mo-

rash et al. 2006; Reiner 2010). Einige Elemente der Polizeikultur (z. B. Sport, 

soziale Unterstützung) scheinen in Bezug auf die psychische Gesundheit förder-

lich und andere (z. B. Alkoholkonsum, Unterdrückung negativer Gefühle) schei-

nen schädlich zu sein (Gasch 2007; Ménard & Arter 2014; Paoline 2003; Violanti 

et al. 2011; Waddington 1999). 

Jedoch beschränken sich die meisten Studien auf individuelle Faktoren, die mit 

Stress und Stressbewältigung (Coping) assoziiert sind, wie z. B. Alter oder Ge-

schlecht (Acquadro Maran et al. 2015; Biggam et al. 1997; Ménard & Arter 2014; 

Violanti et al. 2011). Der vorliegende Artikel soll eine Forschungslücke schließen, 

indem explizit die soziale Ebene von Gesundheitsaspekten betrachtet wird. 

 

2. Theoretischer Hintergrund  

2.1. Stress und Coping im Polizeiberuf  

Der Untersuchungsgegenstand lässt sich in ein Rahmenmodell der Gesundheit im 

Polizeiberuf (Gutschmidt & Vera 2020a) einbetten, welches in Abbildung 1 ver-

einfacht dargestellt ist. Es basiert auf den in der Psychologie etablierten Vulnera-

bilitäts-Stress-Modellen und biopsychosozialen Ansätzen (Bolton & Gillett 2019; 

Ingram & Luxton 2005). Dabei wird neben biologischen und psychologischen 

Faktoren auch explizit die soziale Ebene berücksichtigt. Je nachdem, wie die Ri-

siko- bzw. Schutzfaktoren sowie die einwirkenden Stressoren ausgeprägt sind und 

welche Copingstrategien zum Einsatz kommen, wird die Gesundheit von Polizei-

beamtInnen beeinträchtigt oder aufrechterhalten (Gutschmidt & Vera 2020a). Ne-
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ben der Unterteilung in akuten Stress (z. B. ein belastender Einsatz) und chroni-

schen Stress (z. B. ein anhaltender Konflikt mit einer Vorgesetzten) können im 

Kontext der Polizeiarbeit operative und organisationale Stressoren unterschieden 

werden (Abdollahi 2002; Anderson et al. 2002; Gutschmidt & Vera 2020a; 

McCreary & Thompson 2006). Organisationale Stressoren wie interne Konflikte, 

Personalmangel und bürokratische Hürden werden häufig als belastender emp-

funden als operative Stressoren wie Schichtarbeit oder Verletzungsgefahr im 

Dienst (Bartsch et al. 2012; McCreary & Thompson 2006; Morash et al. 2006). 

Eine mögliche Erklärung hierfür könnte sein, dass organisationale Stressoren als 

chronischer, unausweichlicher und weniger notwendig wahrgenommen werden 

als operative Stressoren (Burke & Paton 2006; Shane 2010). 

Coping umfasst die Handlungen, die eine Person verwendet, um die Anforderun-

gen einer belastenden Situation zu bewältigen (Folkman & Moskowitz 2004). 

Hierbei wird üblicherweise zwischen problemfokussiertem Coping (z. B. Pla-

nung, Ergreifen von Maßnahmen zur Bewältigung des Problems) und emotions-

fokussiertem Coping (z. B. Ablenkung, Suche nach emotionaler Unterstützung) 

Abbildung 1: Rahmenmodell der Gesundheit im Polizeiberuf 

 

Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Gutschmidt und Vera (2020a). 
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In Bezug auf die Kultur der Polizei stellt sich zunächst die Frage, ob man von der 

Existenz einer mehr oder weniger einheitlichen Polizeikultur ausgehen kann. Ver-

bindende Elemente sind neben der bloßen Zugehörigkeit zu einer polizeilichen 

Organisation insbesondere das Innehaben des staatlichen Gewaltmonopols sowie 

das berufliche Gefahrenpotential (Crank 2004; McCreary & Thompson 2006; 

Paoline 2003; Woody 2005). Daher werden bestimmte Werte (z. B. Stärke, Soli-

darität, Wachsamkeit, Verantwortungsbewusstsein) als besonders relevant für Po-

lizistInnen weltweit angesehen. Das Ausmaß, in dem diese Werte wichtig sind, 

variiert jedoch von Land zu Land, z. B. aufgrund politischer Gegebenheiten, his-

torischer Hintergründe und nationaler Kulturen (Cassan 2010; Sun & Chu 2006; 

Terpstra & Schaap 2013). Auch treten zwischen einzelnen Bereichen innerhalb 

der Polizei kulturelle Variationen auf, die u. a.  auf Unterschiede im Gefahrenpo-

tential und in den Arbeitsbedingungen im Dienstalltag sowie auf Merkmale der 

Gruppenmitglieder zurückzuführen sind (Fielding 1994; Loftus 2009; Terpstra & 

Schaap 2013; Woody 2005). Daher sollte trotz der Annahme einer gemeinsamen 

Basis der Polizeikultur die Existenz mehrerer Subkulturen berücksichtigt werden 

(Chan 1996; Gutschmidt & Vera 2020b; Paoline 2003). Da in der Regel Gruppen 

Abbildung 2: Drei-Ebenen-Modell der Organisationskultur 

 

Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Schein (2016). 
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nicht auf das Individuum bezogen und im Rahmen eines Pretests geringfügig an 

die Gegebenheiten der deutschen Polizei angepasst. 

Abschließend erfasste der Fragebogen statistische Angaben zu der Gruppe und zu 

der befragten Person selbst sowie die individuelle Arbeitszufriedenheit während 

der Zeit in der Gruppe auf einer 5-stufigen Skala. 

 

3.2. Beschreibung der Stichprobe  

Da 152 Personen die Umfrage ausfüllten, lag die Rücklaufquote bei 70.4%. Die 

meisten Befragten (71.7%) waren männlich und 30-34 (32.9%), 35-39 (37.5%), 

oder 40-44 (22.4%) Jahre alt. Nur wenige Personen (3.9%) gaben an, einen Mig-

rationshintergrund zu haben.  

Die meisten angegebenen Gruppen (57.9%) gehörten zur Schutzpolizei, und 

23.7% der Befragten beschrieben ihr Einsatzgebiet als Problemviertel. Das 

Durchschnittsalter in den Gruppen lag meist bei 30-34 (23.7%), 35-39 (20.4%) 

oder 40-44 (25.7%) Jahren. Die durchschnittliche Anzahl der BeamtInnen in der 

Gruppe betrug 19.6 mit einem mittleren Anteil an männlichen Beamten von 

68.2% und einem mittleren Anteil an BeamtInnen mit Migrationshintergrund von 

4.6%. 

 

4. Ergebnisse 

4.1. Stressoren 

Die Stressoren, die von den Befragten als am stärksten belastend empfunden wur-

den, sind Personalmangel, Bürokratie, Überstunden, Zeitdruck und Personalbeur-

teilungen. Die am wenigsten belastenden Stressoren sind demnach interne Ermitt-

lungen, Verletzungsgefahr, negative Kommentare aus der Öffentlichkeit, Prob-

leme mit dem Justizsystem und Kritik von KollegInnen wegen einer Krankheit 

oder Verletzung. Zwei Items hatten sehr niedrige (< .15) Item-Skala-Korrelatio-

nen und wurden aus den weiteren Analysen ausgeschlossen (s. Tabelle 1).  
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In Übereinstimmung mit früheren Untersuchungen (Morash et al. 2006; Shane 

2010) wurde der organisationale Stress als belastender bewertet als der operative 

Stress. Gruppen mit höherem Durchschnittsalter berichteten signifikant weniger 

operativen Stress (rs = -.32). Das Stressempfinden variierte nicht nach Alter oder 

Geschlecht der Befragten. Organisationaler Stress (rs = -.21) ist signifikant mit 

einer Einschränkung der Arbeitszufriedenheit der Befragten verbunden, operati-

ver Stress nicht (rs = .03). 

 

4.2. Kulturelle Werte 

Die Werte, die als am typischsten angesehen wurden, sind Verantwortungsbe-

wusstsein, gegenseitige Unterstützung, Humor, Praxisorientierung und Solidari-

tät. Die weniger typischen Werte sind Abgrenzung vom Bürger, Männlichkeit, 

Ehre, Offenheit für Kritik an der Polizei und Tapferkeit. Die Werte der Polizei-

kultur wurden anschließend auf ihre Itemstatistiken hin untersucht. Drei Items 

hatten sehr niedrige (< .15) Item-Skala-Korrelationen und wurden aus den weite-

ren Analysen ausgeschlossen (s. Tabelle 2). Gruppen mit höherem Durchschnitts-

alter haben eine signifikant niedrigere konservativ-männliche (rs = -.31) und 

Teamkultur (rs = -.40). Der Männeranteil ist signifikant mit der konservativ-

männlichen Orientierung (rs = .39) und mit Institutionspatriotismus (rs = .22) as-

soziiert. Ältere Befragte nahmen die Teamkultur in ihren Gruppen signifikant ge-

ringer wahr (rs = -.20). Abgesehen von diesem Befund variierte die Beurteilung 

kultureller Werte nicht nach Alter oder Geschlecht der Befragten. Die individuelle 

Arbeitszufriedenheit ist signifikant mit der Team- (rs = .36) und der Gewissen-

haftigkeitskultur (rs = .23) korreliert, nicht aber mit der konservativ-männlichen 

(rs = .02) oder institutionspatriotischen Dimension (rs = .05). 
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4.3. Bewältigungsstrategien  

Die am meisten eingesetzten Bewältigungsstrategien waren gegenseitige Bera-

tung, emotionale Unterstützung, Ergreifen von Maßnahmen zur Verbesserung der 

Situation, Entwicklung von Plänen und das Besprechen des Problems. Am we-

nigsten werden demnach Alkoholkonsum und gegenseitige Beschuldigungen ein-

gesetzt, Dienste der Polizei (z. B. PolizeipsychologInnen) und offizielle Maßnah-

men (z. B. Supervision) genutzt oder negative Gefühle aneinander ausgelassen (s. 

Tabelle 3). 

In Übereinstimmung mit vorliegenden Forschungsergebnissen aus der Polizei 

(Biggam et al. 1997; Clifton et al. 2018) wurden problemfokussierte Strategien 

(z. B. Ergreifen von Maßnahmen) häufiger eingesetzt als emotionsfokussierte 

Strategien (z. B. Besprechen von Gefühlen). Gruppen mit höherem Durchschnitts-

alter wiesen signifikant weniger emotionsfokussiertes Coping auf (rs = -.35). Mal-

adaptives Coping (z. B. Alkoholkonsum) ist signifikant mit dem Männeranteil 

assoziiert (rs = .16). Die Wahrnehmung der Bewältigungsstile variierte nicht nach 

Alter oder Geschlecht der Befragten. Die individuelle Arbeitszufriedenheit ist hö-

her in Gruppen mit problemfokussiertem Coping (rs = .45) und niedriger in Grup-

pen mit maladaptivem Coping (rs = -.38). 

 

4.4. Zusammenhänge zwischen Stress, Organisationskultur und 

Coping  

Zunächst wurde der Effekt von Stress auf die Polizeikultur untersucht, wobei 

Gruppeneigenschaften mitberücksichtigt wurden. Dabei zeigte sich, dass die kon-

servativ-männliche Kultur stärker in Gruppen mit einem hohen Männeranteil, ei-

nem niedrigen Durchschnittsalter und hohem operativen Stresslevel ausgeprägt 

ist. Der einzige signifikante Prädiktor für Institutionspatriotismus ist der Männer-

anteil. Die Teamkultur ist signifikant stärker in Gruppen mit niedrigem Durch-

schnittsalter. Der operative Stress ist ein signifikanter Prädiktor für die Gewissen-

haftigkeitskultur.  

In einem zweiten Schritt wurde der Effekt von Polizeikultur auf Bewältigungsstile 

analysiert, wobei das Stresslevel mitberücksichtigt wurde. Als Risikofaktoren für 

maladaptives Coping ergaben sich demnach hoher organisationaler Stress, eine 

stark konservativ-männliche Kultur und eine geringe Gewissenhaftigkeitskultur. 

In Gruppen mit hoher Teamorientierung scheint der gemeinschaftliche Einsatz 

von Bewältigungsstrategien (soziales Coping) generell, d. h. sowohl emotions- als 
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5. Diskussion  

Gruppenstrukturen und -dynamiken sowie kulturelle Aspekte haben in der Polizei 

einen großen Einfluss auf das individuelle Verhalten (Franklin 2005; Howard et 

al. 2000; Martin 1999; Paoline 2003). Die Ergebnisse der vorgestellten empiri-

schen Studie weisen darauf hin, dass sich Polizeikultur auf die Art und Weise, wie 

BeamtInnen mit Stress umgehen, auswirkt. Außerdem scheint die Polizeikultur 

von der Zusammensetzung und dem Stressniveau einer Organisationseinheit be-

einflusst zu werden. Diese Befunde sind mit einigen früheren Studien und Theo-

rien kongruent (Gutschmidt & Vera 2020b; Paoline 2003; Terpstra & Schaap 

2013).  

Die Ergebnisse haben in mehrfacher Hinsicht eine praktische Relevanz. Personal-

auswahl und Personalmanagement wirken sich auf die Zusammensetzung von 

Gruppen aus, was wiederum Einfluss auf kulturelle Werte hat. Konkret haben 

junge Gruppen mit einem hohen Männeranteil eine besonders konservativ-männ-

liche Kultur. Darüber hinaus können Instrumente wie Rotation oder Supervision 

einen Einfluss auf das operative Stressniveau haben und somit ebenfalls die ge-

meinsamen Werte beeinflussen. Organisationaler Stress, der maladaptives Coping 

Abbildung 3: Empirische Zusammenhänge zwischen Stress, 

Gruppeneigenschaften, Organisationskultur und Coping (Beta-Koeffizienten) 

 

Quelle: eigene Darstellung. 
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richteten Einheit tätig und bewerteten daher ihren Eindruck von der Gruppe ret-

rospektiv. Darüber hinaus bleibt die Richtung der Kausalität unklar. Stress könnte 

durch die Organisationskultur beeinflusst werden, aber die Wahrnehmung von 

Stressoren wird möglicherweise auch durch die Werte geprägt. Zudem können 

Copingstrategien je nach Perspektive als Folgen der Organisationskultur oder aber 

als Teil von ihr betrachtet werden. 

Insgesamt zeigen die Ergebnisse auf, dass quantitative empirische Forschung im 

Bereich der Polizeikultur möglich und nützlich ist. Zukünftige Studien könnten 

weitere Zusammenhänge (z. B. mit Gesundheit, Arbeitszufriedenheit, Leistung 

oder Eigenschaften der Führung) untersuchen. Dabei sollten größere Stichproben-

größen angestrebt und im Idealfall aktuell bestehende Arbeitsgruppen zu mehre-

ren Zeitpunkten untersucht werden. Grundsätzlich gilt dabei, dass Wertschätzung 

und Verständnis der Polizeikultur ebenso wichtig sind wie die kritische Auseinan-

dersetzung mit möglichen dysfunktionalen Aspekten (Waddington 1999). 
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Es wird dargestellt wieso eine Untersuchung zum Verhältnis des Wissens von und 

über Rassismus in der deutschen Polizei und dessen Auswirkungen auf polizeili-

ches Handeln längst überfällig ist und wie sie methodisch am sinnvollsten umge-

setzt werden kann. Hierbei wird auch der Gegenstand Rassismus im Feld Polizei 

auf der individuellen, institutionellen und strukturellen Ebene bestimmt.  
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auf dem Wohnungs- und Arbeitsmarkt sind diese Männer sowohl sozialstrukturell 

als auch durch ihre (von den Unternehmen noch dazu als störend wahrgenomme-

nen) Präsenz in der Öffentlichkeit einem stärkeren Polizeikontakt ausgeliefert 

(Riedner 2018; Thurn 2020). Hier handelt es sich um eine Form von institutionel-

ler Diskriminierung aufgrund des strukturellen Rassismus. Eine weitere Form in-

stitutioneller Diskriminierung ist die polizeiliche Durchsetzung der Residenz-

pflicht. Geflüchtete dürfen sich nach § 56 AsylG nur in einem ihnen zugewiesenen 

Aufenthaltsbereich im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland bewegen und über 

die Einhaltung wacht auch die Polizei. Im Kontext meiner Arbeit ist für mich in-

teressant, ob Polizist:innen dieses Wechselverhältnis reflektieren und erkennen, 

dass bestimmte polizeiliche Praxen dazu dienen rassistische Ausschluss- und 

Machtverhältnisse durchzusetzen.    

 

5. Fazit 

Ich konnte durch die Verortung im Feld zeigen, dass sich bisher niemand mit dem 

Verständnis von und Wissen über Rassismus von Polizist*innen in Deutschland 

beschäftigt hat und sich dementsprechend auch noch niemand gefragt hat, wie 

sich dieses auf die polizeiliche Praxis auswirkt.  

Weiter konnte gezeigt werden, dass die von Feagin entworfene und hier im Ansatz 

weiterentwickelte analytische Unterscheidung zwischen verschiedenen Formen 

und Ebenen des Rassismus eine Heuristik bietet, welche hilft die verschiedenen 

Grade von Intentionalität und Institutionalisierung rassistischer Zuschreibungen 

zu begreifen (Bosch/Thurn 2021; Herrnkind 2021). Anhand der Beispiele konnte 

ebenfalls gezeigt werden, dass diese Ebenen in der rassistisch diskriminierenden 

Praxis häufig gleichzeitig präsent sind: Es sind einzelne Menschen, welche Struk-

turen und Institutionen handelnd reproduzieren, und umgekehrt verleihen Struk-

turen und Institutionen den singulären Handlungen einen spezifischen Sinn. 

Des Weiteren wurde dargestellt, warum sich eine ethnografische Untersuchung 

als zielführend für die Analyse des Wechselverhältnisses zwischen polizeilichem 

Wissen von und über Rassismus und polizeilichem Handeln anbietet. 

 

 

 



https://kviapol.rub.de/




https://zentralrat.sintiundroma.de/kurzexpertise-antiziganistische-ermittlungs-ansaetze-in-polizei-und-sicherheitsbehoerden/
https://zentralrat.sintiundroma.de/kurzexpertise-antiziganistische-ermittlungs-ansaetze-in-polizei-und-sicherheitsbehoerden/
http://www.cafecritique.priv.at/minderwertig.html
http://www.cafecritique.priv.at/minderwertig.html




http://gender-glossar.de/
http://gender-glossar.de/




Polizei und Rassismus 

51 

Zuber, J. (2015): Gegenwärtiger Rassismus in Deutschland. Zwischen Biologie 

und kultureller Identität. Universitätsverlag Göttingen. Unter: https://www.uni-

verlag.uni-goettingen.de/bitstream/handle/3/isbn-978-3-86395-193-1/zu-

ber_diss.pdf?sequence=1& (letzter Aufruf 30.03.2021).  

 

https://www.univerlag.uni-goettingen.de/bitstream/handle/3/isbn-978-3-86395-193-1/zuber_diss.pdf?sequence=1&
https://www.univerlag.uni-goettingen.de/bitstream/handle/3/isbn-978-3-86395-193-1/zuber_diss.pdf?sequence=1&
https://www.univerlag.uni-goettingen.de/bitstream/handle/3/isbn-978-3-86395-193-1/zuber_diss.pdf?sequence=1&


 

 

 









Sarah Praunsmändel 

56 

lungspflichten, die der Polizei ein gewisses Verhalten vorschreiben. Hierzu gehö-

ren zum Beispiel Informationspflichten gegenüber Beteiligten.7 Zu Ermächti-

gungsgrundlagen und Handlungspflichten kommen ermessensbindende Polizei-

dienstvorschriften und weitere Verwaltungsvorschriften hinzu, die ebenfalls das 

rechtliche Dürfen und Sollen von Polizist*innen bestimmen.  

Polizeiliches Handeln ist aber nicht nur durch die Maschen von Gesetz und Recht 

bestimmt, sondern ebenso durch deren Freiräume. Gesetze sind abstrakt-generell, 

es braucht Ermessens- und Beurteilungsspielräume oder polizeilicher General-

klauseln, die Polizist*innen Entscheidungsfreiräume zustehen, um auf konkret-

individuelle (Lebens-)Lagen zu reagieren. Diese Entscheidungsfreiräume sind 

wiederum in Teilen durch Polizeidienstvorschriften bestimmt, im ganz Wesentli-

chen ist es aber sogenanntes Erfahrungswissen, das diese Freiräume ausfüllt. Zu 

den Maschen aus Gesetz und Recht gehören also ebenfalls die in sie eingebunde-

nen Freiräume.  

 

3. Law in Action vs. Law in the Books: Rechtstatsachen  

Wo die dogmatische Rechtswissenschaft sich lediglich auf die Auslegung von 

Gesetzestexten, die Subsumtion einzelner Fälle unter das Gesetz oder die Beant-

wortung einzelner Fragestellungen beschränkt, lässt sie außer Acht, unter welchen 

gesellschaftlichen Umständen Recht und Gesetz tatsächlich angewandt werden 

und wie eingeräumte Entscheidungsfreiräume ausgefüllt werden; wie also das 

Law in the Books zu Law in Action übersetzt wird.  

Law in Action ist ein schlagwortartiger Überbegriff, der das Gegenpaar zu Law in 

the Books bildet und sich in der Entstehung des Legal Realism, einer Strömung 

der US-amerikanischen Rechtssoziologie entwickelt hat.8 Grundlegend geht die 

Strömung davon aus, dass jene Regeln, die vorgeben die Verhältnisse zwischen 

Menschen zu bestimmen, sich von jenen unterscheiden, die sie tatsächlich bestim-

men.9 In seinen Ansätzen stimmt das Konzept Law in Action vs. Law in the Books 

                                                 

7  So soll zum Beispiel bei einer Vorladung gemäß § 28 Abs. 2 S. 1 Polizeigesetz Baden-Württemberg 
auch deren Grund angegeben werden. 

8  Erstmals: Pound, Am. L. Rev. 1910, 12; eine gekürzte Fassung findet sich hier: Pound, in: Fisher/Hor-
witz/Reed, S. 39. 

9  Pound, in: Fisher/Horwitz/Reed, S. 39. 
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zwar auch auf Basis von Lagebildern, entscheidender sind aber Erfahrungswis-

sen37 und Vorstellungen von Lebensrealitäten. Durch diese Anknüpfung an die 

subjektive Erfahrungswelt der handelnden Polizeibeamt*innen, und nicht an ge-

setzliche und damit objektive(re) Maßstäbe im Sinne von Tatbeständen, fließen 

zwangsweise auch (unterbewusste) stereotype und rassistische Vorstellungen ein. 

Die Annahme, dass Kriminalität, hier in der mehr oder minder bagatellmäßigen 

Form von Verkehrsverstößen, quasi als Charakteristikum von People of Color 

existiert38 ist ein in der Gesamtbevölkerung vermutlich weit verbreitetes rassisti-

sches Vorurteil. Weil es keine objektiven Kontrollvoraussetzungen gibt, die eine 

Entscheidung der Polizist*innen, wer kontrolliert wird, strukturieren, können ra-

cial bias ungehindert in die Entscheidung einfließen. 

Hinzu kommt: Im Unterschied zu Personenkontrollen nach § 22 Abs. 1a PolG, 

die ihrem Zweck nach der Verhinderung von illegaler Einreise dienen und damit 

innerhalb eines Sinnkontextes nur bestimmte stereotype Vorstellungen herausfor-

dern, können bei der Allgemeinen Verkehrskontrolle sämtliche stereotype Vor-

stellungen miteinfließen: Männer fahren eher unter Alkoholeinfluss als Frauen, 

oder: junge Männer mit nordafrikanischem Migrationshintergrund konsumieren 

Cannabis und so weiter.  

 

5. Driving While Black: Forschungsbestand zu rassistischen 

Verkehrskontrollen in den USA  

Für die USA liegt ein breiter Forschungsbestand zu Racial Profiling in Verkehrs-

kontrollen vor. Unter dem Stichwort Driving While Black wird seit den 1990er 

Jahren kritisiert, dass People of Color häufiger Betroffene von Verkehrskontrollen 

sind. 

Die erste Studie entstand im Gerichtsverfahren State v. Pedro Soto vor dem Su-

periour Court of New Jersey.39 Um zu beweisen, dass sein Mandant wegen seiner 

                                                 

37  Hier wird das Problem der selbsterfüllenden Prophezeiung im Kontext von Polizeihandeln virulent: 
Wer überwiegend Menschen mit scheinbarem Migrationshintergrund einer Verkehrskontrolle un-
terzieht, wird auch überwiegend bei Menschen mit scheinbarem Migrationshintergrund strafrecht-
lich relevantes Verhalten oder Verstöße gegen die StVO feststellen.  

38  Golian, in: Wa Baile/Dankwa/Naguib/Purtschert/Schilliger (Hrsg.), 177 (178). 

39  State v. Soto, 734 A.2d 350 (1996). 
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dass es vor dem Konzert Kontrollen durch die Polizei gegeben hat, bei denen 

zahlreiche gefährliche Gegenstände und Waffen beschlagnahmt wurden. Das Foto 

der Beschlagnahmung zeigt u.a. Schlagstöcke, Schreckschusspistolen und Base-

ballschläger. Außerdem wird deutlich, dass das Konzert mit Skrewdriver statt-

fand. Zumindest mit Ian Stuart Donaldson, Sänger der Band, der nach dem An-

griff aus dem Gewahrsam entlassen wurde und wie aus dem vorherigen Interview-

ausschnitt deutlich wird, den Abend des 30. Septembers im Jugendclub verbringt. 

Drittens wird bekannt, dass sich fünf der Angreifer nach dem Konzert in Unter-

suchungshaft befinden. 

Ziel des Forschungsprojektes ist es nicht, polizeiliche Einsätze im Detail zu re-

konstruieren, aber sie helfen zu verstehen, wann und wie die Polizei auf den 

Rechtsextremismus reagierte. Präsent ist die Polizei insbesondere bei Großveran-

staltungen, in Cottbus ist sie neben RechtsRock-Konzerten vor allem bei Fußball-

spielen anwesend. Unter welchen Prämissen und mit welchen Annahmen gegen 

Rechtsextremismus vorgegangen wurde, wird anhand von Interviews, Facharti-

keln und Strategiepapieren aus dieser Zeit erarbeitet. Insbesondere ist dabei zu 

berücksichtigen, welche Rolle der Umbau und die Übernahme von Prämissen und 

Konzepten der westdeutschen Polizei spielten. Hier ist herauszuarbeiten, wie sich 

die Diskrepanz in der Analyse des Rechtsextremismus in Ost- und West und der 

Begriff der politisch-motivierten Gewalt, der sich auf die behördliche Extremis-

musdefinition beschränkte, auf das polizeiliche Handeln in den 1990er Jahren aus-

gewirkt hat. Festzustellen ist, dass sich eine differenzierte Betrachtung des ost-

deutschen subkulturellen und organisierten Rechtsextremismus in westdeutschen 

Betrachtungen in dieser Zeit jedenfalls nicht wiederfindet. 

 

3. Thesen und Ausblick  

Abschließend werden zusammenfassend einige Gemeinsamkeiten und Unter-

schiede der Sozialen Arbeit und der Polizei im Umgang mit jugendlichem Rechts-

extremismus herausgestellt. Unstrittig ist, dass sich beide Professionen aufeinan-

der beziehen und ins Verhältnis gesetzt werden können. Beiden wird die Aufgabe 

des gesellschaftlichen Problemlösers zugewiesen. Auch hinsichtlich des Fachdis-

kurses zum Rechtsextremismus sind Parallelen festzustellen. Beide fokussieren 

sich auf gewalttätiges Handeln und auf vorrangig männliche Täter. Die Perspek-

tive der Betroffenen spielte dabei keine Rolle bzw. orientiert sich an den Bedarfen 

der Täter. Deutlich wird, dass ein dezidiert geschlechterreflektierender Ansatz 

und eine rassismuskritische Analyse in beiden Handlungsfeldern in dieser Zeit 
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äußern sich im politischen Bereich in der Affinität zu diktatorischen Regierungs-

formen, chauvinistischen Einstellungen und einer Verharmlosung bzw. Rechtfer-

tigung des Nationalsozialismus. Im sozialen Bereich sind die Ungleichheitsvor-

stellungen gekennzeichnet durch antisemitische, fremdenfeindliche und sozial-

darwinistische Einstellungen« (Decker/Brähler 2006: 20). Rechtsextremismus ist 

also ein Sammelbegriff für politische Bestrebungen, die sich gegen die freiheit-

lich-demokratische Grundordnung richten und diese letztlich durch eine autoritäre 

Politik ersetzt haben möchten, die stark auf den Ausschluss von als anders und 

damit minderwertig markierten Menschen gerichtet ist und dabei vor allem ras-

sistisch, sozialdarwinistisch, antisemitisch und hetero-sexistisch argumentiert. 

 

2. Rechtliche Möglichkeiten im Umgang mit rechtsextremen 

Polizist:innen? 

Solange eine rechtsextreme Einstellung nicht zu Handlungen motiviert, sie von 

Einstellungsforscher:innen nur nachweisbar ist, aber ansonsten lediglich im 

(Un)Geist einer Person existiert, kann dem mit Mitteln des Rechts nur schwer 

begegnet werden. Etwas anderes wäre mit rechtsstaatlichen Prinzipien auch kaum 

vereinbar. So sind rechtsextreme Einstellungen und Überzeugungen im Sinne der 

Konsensusdefinition von Polizist:innen beamtenrechtlich grundsätzlich nur dann 

handhabbar, wenn sie in Handlungen zu Tage treten. Ob eine rechtsextrem moti-

vierte Handlung dann tatsächlich disziplinarrechtlich relevant ist, bestimmt sich 

danach, ob durch sie gegen Beamtenpflichten verstoßen wird. Wenn die Handlung 

zugleich eine Straftat begründet, dann kann das strafrechtliche Verfahren Auswir-

kungen auf das Disziplinarrecht haben. Wird ein:e Beamter/Beamtin zu einer 

Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr verurteilt, endet das Beamtenverhältnis 

qua Strafgerichtsurteil (§ 24 I S. 1 Nr. 1 Beamtenstatusgesetz, § 33 BeamtStG). 

Aber auch durch nicht strafwürdiges Verhalten, kann eine Beamtenpflicht verletzt 

sein. Die maßgeblichen Pflichten, die insbesondere bei rechtsextrem motiviertem 

Verhalten einschlägig sind, sind neben der Pflicht zum allgemeinen Rechtsgehor-

sam insbesondere die Verfassungstreuepflicht, sowie das Neutralitäts- und Mäßi-

gungsgebot. 
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Dieser Beitrag beschäftigt sich mit der Frage, wie sich unterschiedliche polizeili-

che Handlungsmuster ausbilden und in welchem Verhältnis biographisch etab-

lierte Handlungsmuster und die Struktur polizeilicher Arbeit stehen. Auf Grund-

lage einer ethnographischen und biographieanalytischen Untersuchung im Ein-

satz- und Streifendienst kann gezeigt werden, dass polizeiliche Handlungsprakti-

ken wesentlich auf biographisch etablierten Handlungsmustern aufbauen und die 

Struktur polizeilicher Arbeit passfähig ist zu den biographischen Strukturierungen 

der interviewten Polizist*innen. Neben konstitutiven Merkmalen schutzpolizeili-

cher Arbeit werden in diesem Artikel zwei verschiedene Fälle, bei denen die Be-

rufswahl und -ausübung biographisch bedingt ist, vorgestellt und gezeigt, wie die 

konstitutiven Merkmale und biographischen Strukturierungen jeweils aufeinander 

bezogen sind. 
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ein insgesamt gefestigtes Wir-Bild gibt, dessen grundlegende Muster von allen 

bedient werden können. 

 

2.2. Biographische Strukturierungen und Handlungsmuster 

Damit möchte ich die Fallebene der Interaktions- und Handlungsbedingungen 

verlassen und im Folgenden die Fallebene Biographie betrachten. Die von mir 

rekonstruierten Fälle zeigen, dass die Berufswahl eine Form biographischer Ar-

beit darstellt. Sie alle repräsentieren einen Typus, bei dem die Berufswahl eng 

verwoben ist mit biographischen Erfahrungen, die sie in ihrem (bisherigen) Leben 

gemacht haben. Die Polizist*innen können in dem Handlungsfeld Schutzpolizei, 

mit den Bedingungen, die ich zuvor beschrieben habe, ihre jeweils etablierten 

Handlungs- und Deutungsmuster, die auch Strategien sind, um biographische Er-

fahrungen zu bearbeiten, aufrechterhalten. Sie können sie weiterentwickeln und 

ausdifferenzieren. Die interviewten Polizist*innen haben in der Polizei eine Or-

ganisation gefunden, die es ihnen ermöglicht, ihre Handlungsmuster nicht trans-

formieren zu müssen, ihnen aber die Möglichkeit bietet, sie weiter entwickeln zu 

können. Versteht man biographische Arbeit als eine aktive, biographische Leis-

tung (vgl. Fischer-Rosenthal 1995; Rosenthal 1999, S. 15 f.), dann ist die Berufs-

wahl nicht (nur) eine Reproduktion von biographischen Strukturen und biogra-

phisch relevanten Situationskonstellationen, sondern auch eine aktive Herstellung 

und Bearbeitung dieser. Die Institution und ihre Rolle als Polizist*in stellt die für 

sie passende Möglichkeit bzw. die passende Institution der Bearbeitung biogra-

phischer Erfahrungen dar. Dies ermöglicht eine Herstellung von biographischer 

Sicherheit und Kontinuität.  

Die biographische Funktion der Berufswahl erklärt jeweils auch das Handeln in-

nerhalb der Organisation und die konkrete Form der Berufsausübung. Sie ist am 

biographischen Sinn der Arbeit orientiert. Die konkrete Tätigkeit innerhalb der 

Polizei, die ja durchaus unterschiedliche Möglichkeiten bietet, ist passend zu den 

je biographisch etablierten Handlungsmustern und relevanten Situationskonstel-

lationen. Die interviewten Polizist*innen arbeiten in den Positionen und Tätig-

keitsbereichen, die es ihnen ermöglichen, auf ihre biographisch etablierten Hand-

lungsmuster zurückzugreifen. Und mehr noch: Sie können ihre biographisch aus-

gebildeten Handlungsmuster als professionelle Handlungsmuster etablieren. 

Festgestellt werden kann, dass sowohl die Berufswahl als auch die beruflichen 

Handlungsmuster der interviewten Polizist*innen in Zusammenhang mit ihren bi-
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Die in diesem Vortrag vorgestellten Ergebnisse stammen aus einer länderüber-

greifenden Studie zu geschlechtsspezifischen beruflichen Erfahrungen und Ein-

stellungen von Polizistinnen in Österreich und England & Wales. Zwei ausge-

wählte Thematiken werden kurz erläutert, einerseits polizei-interne Dynamiken 

und ihre Entwicklung, andererseits die Rezeption von rechtlichen Gleichstel-

lungsmaßnahmen in den jeweiligen Ländern. Basierend auf den vorgestellten Er-

gebnissen argumentiert der Vortrag, dass eine umfassende Inklusion aller Men-

schen in den Polizeidienst nicht nur auf einzelnen gesetzlichen Maßnahmen auf-

bauen darf, sondern auch die Frage der Polizeikultur und ihrer Vorstellungen 

ganzheitlich angehen muss und damit versucht, alte (Denk-)Muster aufzubrechen 

und nachhaltig neu zu denken. 



 Hannah Reiter 

106 

1. Einleitung 

Der Vortrag beschäftigt sich mit Ausschnitten aus den Ergebnissen meiner Dis-

sertation, die sich mit den subjektiven Lebens- und Arbeitserfahrungen und An-

sichten von Polizistinnen in zwei europäischen Ländern, Österreich sowie Eng-

land und Wales1, befasst. Die primäre Forschungsfrage, die sich in mehrere, über-

lappende Bereiche einteilt ist: Inwiefern unterscheiden/ähneln sich die subjekti-

ven Erfahrungen von Polizistinnen in England und Wales und Österreich, und wie 

beeinflussen damit verbundene rechtliche Gleichstellungsmaßnahmen diese The-

matik? 

 

2. Theoretischer Rahmen und Forschungsstand  

Zum Planungsbeginn der Studie im Jahr 2016 lag der Frauenanteil in der österrei-

chischen Polizei bei 16%, während nur 3,8% der leitenden Angestellten des Bun-

desministeriums für Inneres weiblich waren (BGBl. II Nr. 65/2017). Um die Zahl 

der Beamtinnen weiter zu erhöhen und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

zu verbessern, legt das Bundesministerium für Inneres in regelmäßigen Abstän-

den einen Frauenförderungsplan vor. Dieser sieht unter anderem periodisch eine 

Erhöhung des Frauenanteils um 0,5 Prozentpunkte innerhalb eines Jahres vor (vgl. 

BGBl. II Nr. 346/2019). Mit Stand 2019 sind 18,7 % der Verbeamteten im Poli-

zeidienst in Österreich weiblich (Gleichbehandlungsbericht des Bundes 2020, S. 

113). 

Am 31. März 2017 waren 29,1% der Polizist*innen in England und Wales weib-

lich (Police Workforce, England and Wales, 2017), wobei die Zahlen auch hier 

kontinuierlich ansteigen: Am 31. März 2020 lag der Anteil der Polizeibeamtinnen 

bei 31% (Police Workforce, England and Wales, 2020). Im Jahr 2020 waren 

29,4% der police chief officers (höchstrangige Beamte/Beamtinnen) weiblich 

(ebd.).  

In beiden Ländern sind Polizistinnen rechtlich vor Diskriminierung am Arbeits-

platz geschützt, und der Arbeitgeber hat die Möglichkeit, in Österreich die Pflicht, 

                                                 

1  Das Vereinigte Königreich umfasst drei Rechtsordnungen: England und Wales, Schottland und 
Nordirland. Die Dissertation befasst sich mit der Polizei in England und Wales. 
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die Einstellung und Beförderung von Frauen über positive Maßnahmen zu för-

dern.2  

Die erhobenen Daten sind in der Dissertation in sieben übergreifende Thematiken 

unterteilt, die natürlich alle miteinander verflochten sind. Im Zuge meines Vor-

trags werde ich auf zwei mir besonders relevant erscheinende Thematiken einge-

hen, nämlich polizei-interne Dynamiken und Reaktionen zu Gleichstellungsmaß-

nahmen. Eine (die einzige) frühere österreichische Studie zum Thema Gender und 

Polizei (Kofler 2011)3 fokussiert quantitativ auf das Erleben männlicher sowie 

weiblicher Polizist*innen in Österreich.  In Deutschland sind vor allem die For-

schungsarbeiten von Rafael Behr zu erwähnen, der sich mit (vorwiegend männli-

chen) Erfahrungen innerhalb einer männlich dominierten Kultur beschäftigt (Behr 

2008, 2016, 2019). In England und Wales sieht dies etwas anders aus: Polizeifor-

schung mit einem Gender-Fokus ist seit den späten 90ern eigentlich gang und 

gebe; nicht nur zu Erlebnissen und Einstellungen von Polizistinnen und Polizisten 

wird hier geforscht, sondern auch über genderspezifische Praktiken und wie diese 

die Zukunft des Polizierens beeinflussen (älteres Beispiel: community policing). 

Mit meiner Forschung versuche ich deshalb einen Beitrag vor allem zur österrei-

chischen/deutschsprachigen Forschungslandschaft zu leisten, indem weibliche 

Erfahrungen und ihre subjektive Sichtweise der Geschlechterverhältnisse in den 

Blick genommen werden. Durch die Ergänzung einer transnational vergleichen-

den Perspektive, können Thematiken, die sonst vielleicht übersehen oder unter-

schiedlich interpretiert worden wären, in einem anderen Licht betrachtet werden. 

 

 

 

                                                 

2  Die jüngste Gleichstellungsgesetzgebung im Vereinigten Königreich, der Equality Act 2010, schützt 
Polizistinnen vor Diskriminierung am Arbeitsplatz, und eine Bestimmung über positive Maßnahmen 
ermöglicht es Arbeitgebern, ähnlich wie in Österreich eine*n Bewerber*in (der/die gleichqualifi-
ziert mit eine*r anderen Bewerber*in ist) einzustellen oder zu befördern, wenn die Person ge-
schützte Merkmale aufweist (z. B. weibliches Geschlecht). Frauenförderungsmaßnahmen sind in 
öffentlichen Behörden in England und Wales zwar nicht explizit verpflichtend, jedoch hat der Ar-
beitgeber die Pflicht Maßnahmen zu ergreifen, die Ungleichheiten (unter anderem in Bezug auf 
Gender) beseitigen. 

3  Angelika Koflers (2011) Bericht über die Situation von Frauen in der Polizei in Österreich ergab, dass 
es viele Wissenslücken aber auch eine ziemlich negative Rezeption der Gleichstellungspolitik bei 
Polizeibeamt*innen gibt. 
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Anerkannte Autorität kennzeichnet sich dadurch aus, dass sie freiwilligen Gehor-

sam nach sich zieht. Jedoch ist der Tenor zur polizeilichen Ausübung von Auto-

rität, dass polizeiliche Machtkämpfe mit Bürgern nach sich ziehen, dass Polizisten 

in solchen Situationen einen Autoritätsverlust wahrnehmen und diesen dann wie-

derum mit Gewaltandrohung und Ausübung körperlichen Zwangs kompensieren. 

Vor diesem Hintergrund ist eine Auseinandersetzung mit der Ausübung von Au-

torität in der polizeilichen Ausbildung sinnvoll. Ein solches Curriculum sollte die 

Ziele haben, polizeiliche Autorität unter anderem mit erlebter Selbstwirksamkeit, 

wahrgenommener Handlungsfähigkeit und einem positiven Selbstbild zu verbin-

den, um die genannten Kreisläufe aus wahrgenommenem Kontrollverlust, Unsi-

cherheit und Gewaltausübung zu unterbrechen. Zudem soll eine respektvolle Be-

ziehung zwischen Polizisten und Bürgern gefestigt werden. Es wurde ein 

Workshop für Polizisten in Studium und Ausbildung sowie für Einsatzkräfte im 

Wach- und Wechseldienst zu diesen Themen entworfen und wird in diesem Arti-

kel präsentiert. 

                                                 

*  Matthias Weber hat an der Universität Bielefeld Soziologie (M.A) studiert und befasst sich in seiner 
Dissertation mit Autorität in der Polizei. Er ist als nebenamtlicher Dozent an der HSPV NRW, Stand-
ort Bielefeld in den Bereichen KVD und PVD tätig. Kontakt: matthias.weber@uni-bielefeld.de. 
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1. Einleitung und Problemszenario  

Die Vermittlung von polizeilicher Autorität in einer konstruktiven Form ist wün-

schenswert, wenn auch nicht ganz unproblematisch, da die Ausübung polizeili-

cher Autorität mit Eskalationen und großer Distanz zur Zivilbevölkerung verbun-

den ist. So liefert die Polizeiforschung kontinuierlich Ergebnisse, die aufzeigen, 

dass polizeiliche Autorität oftmals an Gewaltausübung gekoppelt ist. Polizisten 

neigen nicht selten dazu, ihren Autoritätsverlust mit Gewalt auszugleichen (vgl. 

z.B. Alpert/Dunham 2005; Hunold 20212; Bettermann 2015). Zudem wurde be-

reits in den 1970er und 1980er Jahren festgestellt, dass Bürger besonders dann 

bevorzugt verhaftet werden, wenn sie bei Begegnungen mit Polizisten der poli-

zeilichen Autorität keine Ehrerbietung erweisen (vgl. z. B. Reiss 1971: 47; 

Sykes/Brent 1983: 63). Ebenso haben weitere Studien gezeigt, dass auch kultu-

relle Werte der Polizisten bedingen, ob Polizisten Gewalt in Kontakt mit Bürgern 

anwenden. (vgl. Terrill et al., 2003; Silver et al., 2017; McLean et al., Working 

Paper, zitiert nach Alpert/Mac Lean 2021: 3).  

Autorität ist darüber hinaus ein zentrales Merkmal der Polizeipersönlichkeit, wel-

cher die Polizeiforschung negative Attribute wie Misstrauen, autoritäre Einstel-

lungen, Abschottung gegenüber Bürgern und beruflich bedingtem Zynismus at-

testiert (vgl. Skolnick 1994). Diese Merkmale entstehen aufgrund von 

kontinuierlichen Belastungen während des alltäglichen Dienstes (vgl. Caplan 

2003: 304ff.). So veranschaulicht Skolnick, dass im polizeilichen Alltag der Um-

gang mit beruflich bedingten Gefahren und Autorität neben dem Druck, effizient 

arbeiten zu müssen, diese negativ konnotierte Persönlichkeit entstehen lassen 

(Skolnick 1994, zitiert nach Abrahamsen/Strype 2010: 2). Die Folgen dieser vor-

herrschenden Polizeipersönlichkeit, wie auch die Kopplung von polizeilicher Au-

torität an Gewaltanwendung und Eskalationen sind massiv und besorgniserre-

gend. Sie erzeugen Distanz und Misstrauen und irgendwann ist zu befürchten, 

dass die Polizei die Unterstützung und das Vertrauen der Bevölkerung völlig ver-

liert. Zudem entsteht der Eindruck bei der Betrachtung dieser Forschungsergeb-

nisse, dass die Verbindung von Autorität, Gewaltausübung, bestimmte kulturelle 

Werte und Polizeipersönlichkeit die polizeiliche Aufgabe, die Gesellschaft zu be-

frieden, mehr behindert als fördert (s. zur Befriedungsfunktion der Polizei Gold-

stein 1977).  

Ferner können Unerfahrenheit und Unsicherheit von Polizisten dazu führen, dass 

Gewaltmittel wie z.B. Taser in den USA unverhältnismäßig zum Einsatz kommen 

(vgl. Sierra-Arevalo 2019). Polizisten erleben auch gegenüber der Zivilgesell-
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schaft Unsicherheit, wenn Polizeien starker gesellschaftlicher Kritik wie instituti-

onellem Rassismus in den USA ausgesetzt sind und können diese Unsicherheit im 

Angesicht dieser Vorwürfe auch über unverhältnismäßige Gewaltausübung kom-

pensieren (vgl. Trinker/Goff/Kerrison 2019). Insofern sind als Forschungsdeside-

rat Trainingseinheiten für Polizisten wichtig, die das Ziel haben, sich mit der Ent-

stehung dieser Art von Polizeipersönlichkeit und der Verbindung von Autorität 

und Gewaltanwendung kritisch auseinanderzusetzen und hier Prävention zu be-

treiben. Es wäre optimal, wenn ein solches Training Eigenschaften der negativ 

konnotierten Polizeipersönlichkeit wie autoritäre Einstellungen, Zynismus und 

Misstrauen, sowie die Verbindung von polizeilicher Autorität und Eskalation 

nicht nur thematisiert, sondern sich auch davon konstruktiv abgrenzt und seiner-

seits Alternativen für die polizeiliche Praxis entwickelt. Sozialtrainings für Poli-

zisten, die ihnen einen fairen Umgang mit Bürgern vermitteln sollen, werden in 

der Polizeiforschung diskutiert. Bisher sind schon Trainings zur Unterrichtung 

von Procedural Justice an Polizisten vermittelt worden, denen auch Wirksamkeit 

zugesprochen wurde (vgl. Wood/Tyler/Papachristos 2020).  

Der vorliegende Artikel stellt den didaktischen Entwurf eines Workshops zur Un-

terrichtung von polizeilicher Autorität dar1. Der Workshop wurde als sechstägige 

Veranstaltung (sieben Zeitstunden täglich) konzipiert (vgl. Weber 2021). Ziel-

gruppen des Workshops sind Studierende im Studiengang Polizeivollzugsdienst 

(PVD) und Polizisten im Wach- und Wechseldienst. Eine Prämisse für den didak-

tischen Aufbau des Workshops ist, dass polizeiliche Autorität nur in Form einer 

umfassenden Auseinandersetzung vermittelt werden kann. Die Auseinanderset-

zung mit polizeilicher Autorität kann sinnvollerweise nur in Verbindung mit 

Macht, Gewalt und Respekt umfassend unterrichtet werden, da polizeiliche Au-

torität eng mit diesen Begriffen verbunden ist. Zudem muss Unterricht über solche 

Auseinandersetzungen ethisch vertretbare Ziele verfolgen und Bezug auf bishe-

rige Forschungsergebnisse zu polizeilicher Autorität und Gewaltanwendung auf-

greifen. Ethisch vertretbare Ziele des Workshops sind demnach die Prävention 

der Entstehung der in der Polizeiforschung beschriebenen und durchaus negativ 

konnotierten Polizeipersönlichkeit, die umfassende Reflexion von Macht, Gewalt, 

Autorität und Respekt im PVD, die größtmögliche Entkoppelung von Autorität 

und Eskalation und eine respektvolle Gestaltung der Polizei-Bürger Beziehung, 

                                                 

1  Der vorliegende Artikel ist die erweiterte Fassung eines Artikels, der in Polizei.Wissen (2021) zum 
gleichen Thema veröffentlicht wird. 
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sowie die Stärkung von polizeilicher Selbstwirksamkeit, ein positives polizeili-

ches Selbstbild zu befördern und wahrgenommene Handlungsfähigkeit von Poli-

zisten zu animieren.  

Der hier vorgestellte Workshop-Entwurf zu dieser Thematik wurde am Helden 

e.V. Bielefeld in einem multidisziplinaren Team konzipiert. Der Helden e.V. ist 

ein vom US- amerikanischen Psychologen Phillip Zimbardo zertifizierter Verein 

zur Gewaltprävention.2 An der didaktischen Konzeption des vorliegenden Work-

shop-Entwurfs haben Thorsten Kröber (Psychologe & Geschäftsführer des Hel-

den e.V.), Sven Fritze (Psychologe & Geschäftsführer des Helden e.V.), Carl- 

Wilhelm Borgstedt (EKHK & Lehrbeauftragter an der HSPV Bielefeld, Ilka He-

benstreit (Studierende im Studiengang PVD an der HSPV Bielefeld), und der Au-

tor dieses Artikels mitgewirkt.  

Der Workshop beruht auf folgenden inhaltlichen Bausteinen, durch deren Ver-

mittlung die gesetzten Ziele erreicht werden: Der erste Baustein ist eine Ausei-

nandersetzung mit Macht, Gewalt, Autorität und Respekt anhand der Auswertung 

ausgewählter sozialpsychologischer Experimente und deren Bezug zur Polizeiar-

beit sowie dem Nachfühlen der Beziehungsdynamik dieser Experimente anhand 

von erlebnispädagogischen Übungen, in denen die Beziehungsdynamik dieser 

Experimente simuliert wird. Zweiter Baustein ist die theoretische Unterrichtung 

von polizeilicher Autorität und die Vermittlung neuer Autorität, die für den PVD 

modifiziert wurde. In diesem Baustein soll den Workshop-Teilnehmern ein tief-

greifendes Verständnis von Autorität vermittelt werden und zudem soll Autorität 

an Deeskalation und einen internen Kontrollfokus der Polizisten gekoppelt wer-

den. In beiden Bausteinen werden zudem den Polizisten Strategien für gesunde 

Psychohygiene vermittelt, um Selbstwirksamkeit zu befördern, ein positives, an-

gemessenes Selbstbild als Polizist herauszubilden und wahrgenommene Hand-

lungsfähigkeit zu stärken. 

  

                                                 

2 S. https://helden-ev.de/der-helden-ev/. 
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2. Darstellung des Workshops  

Die Auseinandersetzung mit den Inhalten von ausgewählten sozialpsychologi-

schen Experimenten entspricht dem bisherigen Curriculum des Helden e.V. zur 

Unterrichtung von Gewaltprävention und diese werden auf die Polizeiarbeit über-

tragen. Die sozialpsychologischen Experimente werden im Workshop dargestellt 

und ihre Inhalte werden auf den Polizeivollzugsdienst bezogen. Diese Experi-

mente sind Klassiker der Psychologie und ihre Inhalte lassen sich gut auf den PVD 

übertragen, da sie sich allesamt mit Macht, Gewalt und Autorität befassen. Aus-

gewählte Experimente, die sich besonders gut für diese polizeiliche Auseinander-

setzung eignen, sind das Milgram Experiment (vgl. Milgram 1963), das Stanford 

Prison Experiment (vgl. Haney, Banks & Zimbardo 1973) und das Solomon Ash 

Konformitätsexperiment (vgl. Ash 1951). Die Workshop-Teilnehmer sollen sich 

vergegenwärtigen, wo und in welcher Form diese Inhalte im polizeilichen Alltag 

vorkommen und sich anschließend dazu positionieren. So kann über den Umgang 

mit Macht, Gewalt, Autorität und Respekt im Zusammenhang mit erlebten poli-

zeilichen Einsätzen reflektiert und dazu diskutiert werden, wie Inhalte der Expe-

rimente für den polizeilichen Alltag relevant sind. Ziel ist es, dass den Effekten, 

die in diesen Experimenten auftreten, proaktiv und eigenverantwortlich entgegen-

gewirkt wird. Zudem werden erlebnispädagogische Übungen mit den Workshop-

Teilnehmern durchgeführt, in denen besagter Umgang mit Macht, Gewalt, Auto-

rität und Respekt auch auf einer emotionalen-körperlichen Ebene reflektiert wird. 

Diese Selbsterfahrungen sorgen mit Einbezug des Körpers und emotionaler Be-

teiligung dafür, dass erste Grundsteine für eine ganzheitliche Verinnerlichung die-

ser Haltungen gelegt werden, denn Verinnerlichung impliziert auch immer emo-

tionale Anteile. Eine ausgewählte Möglichkeit, die Effekte der Experimente zu 

simulieren, soll hier dargestellt werden. So lässt sich das Solomon Ash Experi-

ment einfach im Rahmen des Workshops nachstellen und anschließend mit den 

Workshop-Teilnehmern reflektieren.  

Die Beschäftigung mit polizeilicher Autorität im Unterricht und die Vermittlung 

von neuer Autorität für den Polizeivollzugsdienst findet im zweiten Unterrichts-

block statt. Hier wird zunächst anhand von bestehenden Forschungsergebnissen 

analysiert, wie es zu polizeilichen Autoritätsverlusten kommt (vgl. z.B. Alpert/ 

Dunham 2005; Hunold 2012; Bettermann 2015). Zudem werden diverse Formen 

von Autorität präsentiert (z.B. Amtsautorität, personale Autorität und ihre Bedeu-

tung für die Polizei, hierzu Weber 2020b) und sich kritisch damit auseinanderge-

setzt, indem Vor- und Nachteile, wie auch Chancen und Risiken dieser Autori-

tätsformen erarbeitet werden. Zudem werden den Polizisten eingängige 

Definitionen von Autorität vermittelt: Autorität fußt auf freiwilligem Gehorsam 
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Aggression (Säule 4) beschreiben eine Vorgehensweise, bei der körperliche Ge-

walt zunächst zurückgestellt werden soll und deeskalierende Kommunikation 

Vorrang hat (ebd. 55). Zudem soll die Ausübung gesunder Aggression im Rahmen 

einer polizeilichen Ausbildung gefördert werden, da Gewaltanwendung zum po-

lizeilichen Alltag dazu gehört.  

Da viele angehende Polizisten aus wohlbehüteten Verhältnissen kommen, wo Ge-

walterfahrungen in der Regel nicht zum Alltag gehörten, müssen diese den Um-

gang mit Gewalt in der Ausbildung lernen. Genauso müssen Polizisten lernen, 

Gewaltanwendung angemessen umzusetzen und dabei nicht über zu reagieren. 

Polizisten benötigen daher für ihren beruflichen Alltag einen gesunden Zugang zu 

Aggression, um verhältnismäßig Grenzen zu ziehen und sich angemessen zu be-

haupten. Beziehungsgesten, Empathie und Weiterleitung (Säule 5) befasst sich 

mit dem Zeigen von Empathie und ggf. einer Weiterleitung an Hilfsangebote, so-

wie einer beziehungsorientierten Kommunikation. Transparenz (Säule 6) befasst 

sich damit, polizeiliche Maßnahmen transparent zu machen (ebd. 57). Reflexion 

(Säule 7) ist auch wichtig, um den Einsatz von gesunder Aggression zu reflektie-

ren. So kann Reflexion auch den vernünftigen Umsatz der anderen Säulen thema-

tisieren, wie zum Beispiel die Entwicklung, Aufrechterhaltung und Umsetzung 

von gesunder Aggression. Ebenso umfasst Reflexion den Umgang mit den ande-

ren Säulen (ebd. 58f.).  

Zudem soll die Ausübung von polizeilicher Autorität an Selbstwirksamkeit, ein 

positives Selbstbild und wahrgenommene Handlungsfähigkeit gebunden werden. 

So ist in diesem Kontext wichtig, Selbstwirksamkeit dadurch zu erhöhen, dass 

Selbstkontrolle und ein interner Kontrollfokus der Polizisten verstärkt werden. 

Ein interner Kontrollfokus wird mit erhöhter Selbstwirksamkeit verbunden (vgl. 

Wolfe et. Al. 2019). Die Stärkung des internen Kontrollfokus soll dadurch beför-

dert werden, dass in den Unterrichtsblöcken darauf hingearbeitet wird, den Poli-

zisten zu zeigen, wie Herausforderungen im polizeilichen Alltag proaktiv und ei-

genverantwortlich anzugehen sind. Dies geschieht dadurch, dass im ersten Block 

individuelle Handlungsoptionen reflektiert werden und im zweiten Block die Re-

levanz von einem internen Kontrollfokus z.B. durch die Prinzipien Deeskalation 

und Selbstkontrolle (Weber 2020) betont werden. Zudem soll der Zusammenhang 

von Autoritätsverlusten und Kontrollverlusten beleuchtet werden, da Polizisten 

bei Autoritätsverlusten auch einen Kontrollverlust erleben, da das Gegenüber dar-

über entscheidet, ob sie ihnen Autorität absprechen oder zuschreiben, worauf die 

Polizisten diesen Kontrollverlust durch Gewalt kompensieren wollen.  
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3.  Fazit 

Die Ziele des Workshops sind Prävention zur Entstehung von negativer Polizei-

persönlichkeit, die Festigung einer respektvollen Polizei-Bürger Beziehung mit-

tels deeskalierender Autorität und einem gefestigten internen Kontrollfokus der 

Polizisten. Zudem soll eine umfassende Reflexion des polizeilichen Umgangs mit 

Autorität, Macht, Gewalt und Respekt vorangetrieben werden. Dies geschieht an-

hand sozialpsychologischer Experimente und einer diesbezüglichen Reflexion so-

wie über die Auseinandersetzung mit diesen Begriffen anhand erlebnispädagogi-

scher Übungen. Des Weiteren durchleuchtet der Workshop das Problem aktueller 

polizeilicher Autorität und vermittelt das Konzept einer neuen Autorität, die für 

die Polizei modifiziert wurde. Dieser Workshop kann nur ein erster Grundstein 

sein, um das Thema der Autorität in der Polizei im Unterricht zu bearbeiten. 

Wichtig ist hierbei, klare und ethische Ziele des Workshops zu benennen. Dieser 

Abbildung 1: Darstellung des Wirkmodells des Workshops 

 

Quelle: eigene Darstellung 
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dieser Grundbetrachtung lagen im Wiener Straflandesgericht im Untersuchungs-

zeitraum rund 5.400 Akten der Staatsanwaltschaft und des Gerichts vor. Zur ge-

nauen Beantwortung der Forschungsfrage wurden in einem ersten Schritt jene 

Fälle näher betrachtet, bei welchen es zu einer Hauptverhandlung kam. Dies betraf 

insgesamt 399 Akten, von welchen mittels Listenauswahl (Diekmann 2007) eine 

Zufallsstichprobe von 20 % gezogen wurde. Diese Akten verwiesen schließlich 

auf (n=)188 Tatverdächtige. In einem zweiten Schritt wurden darauffolgend jene 

Fälle betrachtet, welche ausschließlich von der Staatsanwaltschaft behandelt wur-

den und nicht zu einer Hauptverhandlung kamen. Dies umfasste 2.720 Fälle die 

nicht geklärt werden konnten. Aufgrund des großen Umfangs wurden einzelne 

Sammelparagraphen ausgeschlossen und nach Abzug der unzugänglichen und un-

gültigen Fälle konnten 721 Fälle herausgefiltert werden. Davon wurde erneut mit-

tels Listenauswahl eine Zufallsstichprobe von 20 % gezogen, wodurch (n=)128 

Tatverdächtige in den Akten festgemacht werden konnten. Die Datenerhebung 

fand mittels Excel-File mit vordefinierten Kategorien statt. Die Ergebnisse wur-

den schließlich mittels der Statistiksoftware SPSS ausgewertet. 

 

4. Ergebnisse 

 Details zu den Vorfällen 

Die Forschungsergebnisse zeigen, dass bei den aufgeklärten Fällen von Cyber-

crime die Täter*innen in den meisten Fällen (91 %) bekannt sind. Darüber hinaus 

finden sich die Opfer meistens bei den Unternehmen (62 %), erst danach folgen 

Privatpersonen (23 %). Bei zwei Dritteln (66 %) der aufgeklärten Fälle von Cy-

bercrime besteht keine Beziehung zwischen diesen Opfern und den Täter*innen 

(66 %). Bei etwas weniger als einem Drittel (29 %) liegt eine Beziehung vor, 

welche hier meistens eine geschäftliche ist. Mit Blick auf das Vorgehen der Tä-

ter*innen zeigen die aufgeklärten Fälle eine sehr geringe Komplexität. Beim 

Großteil der Delikte wurde ein sehr simples Vorgehen (91 %) verfolgt, bereits ein 

eher simples Vorgehen (2 %) wurde nur noch von einem sehr geringen Anteil der 

Täter*innen an den Tag gelegt. Die Anwendung von technischem Know-How 

findet nur noch in 4 % der Fälle statt und lediglich in 1 % kann von einem eher 

komplexen Vorgehen die Rede sein.   

Mit Blick auf die ungeklärten Fälle, waren die Tatverdächtigen lediglich bei über 

der Hälfte der Fälle (57 %) bekannt. Jedoch war es über ein Drittel der Fälle (35 

%), in welchen nicht klar war, um wen es sich bei dem oder der Tatverdächtigen 
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handelte.5 Darüber hinaus wurden bei den ungeklärten Fällen vor allem Privatper-

sonen Opfer (41 %), erst danach folgen Unternehmen (30 %). Diese Opfer hatten 

in etwas über einem Drittel der Fälle eine Beziehung zum Tatverdächtigen (41 

%), welche zumeist eine Liebesbeziehung war. Dennoch findet sich rund ein Drit-

tel (31 %) bei welchen keine Beziehung zwischen Opfer und Tatverdächtigen be-

stand. Bei etwas weniger als einem Drittel (28 %) waren keine Informationen zur 

Beziehung in den Akten auffindbar. Im Gegensatz zu den aufgeklärten Fällen von 

Cybercrime, zeigt sich bei den ungeklärten eine wesentlich höhere Komplexität 

im Vorgehen der Tatverdächtigen. Von allen ungeklärten Fällen fand sich nur in 

etwas mehr als einem Drittel (36 %) ein sehr simples Vorgehen und in 7 % ein 

eher simples Vorgehen. In 16 % der Fälle griffen die Tatverdächtigen auf techni-

sches Know-How zurück. In einigen ungeklärten Fällen wurde sogar ein eher 

(13 %) oder sehr komplexes Vorgehen (5 %) an den Tag gelegt. So finden sich 

im Gegensatz zu den geklärten Fällen hier auch technischere Herangehensweisen 

wie Crime as a Service, D(D)oS-Attacken und kriminelle Finanzgeschäfte.  

Diese Gegenüberstellung zeigt einerseits, dass sich die aufgeklärten Fälle grund-

legend von den unaufgeklärten unterscheiden, was eine direkte Auswirkung auf 

die Wahrscheinlichkeit ihrer Aufklärung hat. Die Tatsache, ob der oder die Tat-

verdächtige bekannt ist, kann sowohl die Ermittlungen vorantreiben als auch ein 

Ergebnis der Ermittlungen sein. Der hohe Anteil an geklärten Fällen, in welchen 

das Opfer keine Beziehung zum Tatverdächtigen hatte zeigt jedoch, dass die Auf-

klärung eines Deliktes nicht zwangsläufig mit der Bekanntheit oder einem Mehr 

an Informationen zum Tatverdächtigen zu tun hat. Mit Blick auf die Komplexität 

der Delikte werden zwei Sachverhalte offenkundig. Erstens zeigt sich, dass die 

Komplexität der ungeklärten Delikte tatsächlich höher ist, als jene der aufgeklär-

ten. Zweitens weist das Ergebnis jedoch auch darauf hin, wie heterogen die un-

aufgeklärten Cybercrime Delikte sind. Während sich vermehrt auch Delikte mit 

komplexerem Vorgehen unter ihnen finden, sind es jene Delikte mit geringer 

Komplexität, welche auch unter den ungeklärten Fällen den größten Anteil stel-

len. Auch die Komplexität alleine, scheint somit nicht zu erklären, warum manche 

Cybercrime-Delikte aufgeklärt werden können, während andere ungeklärt blei-

ben. Somit scheint es für die verschiedenen Arten von ungeklärten Cybercrime-

Delikten auch mehrere Gründe zu geben. 

 

                                                 

5  Aufgrund der teilweise lückenhaften Informationslage zu manchen Verfahren, ist bei der Stichprobe 
zu den Akten ohne Hauptverhandlung ein größerer Anteil an fehlenden Werten vorhanden.  
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 Die Ermittlungsmethoden 

In Bezug auf die Ermittlungsmethoden die von den Exekutivbeamt*innen einge-

setzt wurden, zeigte die vergleichende Aktenanalyse vor allem die Unterschiede 

in den Vorgehensweisen auf. Wie Abbildung 1 zeigt, wurde bei den aufgeklärten 

Fällen von Cybercrime neben den üblichen Befragungen vor allem die Beschlag-

nahme von Gegenständen (37 %) durchgeführt. Mit etwas Abstand folgen die 

Auskunft über Bankkonten (32 %), die Durchsuchung von Personen (17 %), die 

Überwachung der Telekommunikation (14 %) und die Auskunft zu IP-Adressen 

(14 %). In etwas weniger als einem Drittel der Fälle (28 %) fanden keine weiteren 

Ermittlungsmethoden über eine Befragung hinweg statt. Bei den beschlagnahm-

ten Gegenständen handelte es sich bei den aufgeklärten Fällen in erster Linie um 

Schriftstücke (22 %)6. Danach folgen PCs und Datenträger (18 %), Mobiltelefone 

                                                 

6  Da bei den Beschlagnahmungen Mehrfachnennungen möglich sind, ergeben sich bei allen abge-
fragten Antwortmöglichkeiten zusammengenommen über 100 %. Bei den aufgeklärten Fällen sind 
es in Summe 148 %, bei den ungeklärten 114 %. 

Abbildung 1: Eingesetzte Ermittlungsmethoden nach aufgeklärten (n=118) und 

ungeklärten Fällen (n=128) 

 

 

Quelle: eigene Darstellung. Da bei den Ermittlungsmethoden Mehrfachnennungen 
möglich sind, ergeben sich bei allen abgefragten Antwortmöglichkeiten zusammenge-
nommen über 100 %. Bei den aufgeklärten Fällen sind es in Summe 192 %, bei den 
ungeklärten 136 %. 
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(15 %) und EC bzw. Kreditkarten (12 %). In rund der Hälfte der Fälle (49 %) 

fanden keine Beschlagnahmungen statt. Hier wurden in weiterer Folge vor allem 

Daten wie Fotos bzw. Videos (37 %)7 ausgewertet. Mit größerem Abstand folgen 

Nachrichten (20 %) und Anruferlisten (17 %).  

Mit Blick auf die ungeklärten Fälle zeigt die Abbildung 1, dass die Ermittlungs-

methoden der Beschlagnahme und der Auskunft zu IP-Adressen mit 23 % gleich-

auf liegen. Danach folgen bereits weniger traditionelle Methoden (10 %) wie bei-

spielsweise die Auskunft zu Account-, Stamm- oder Zugangsdaten. In rund der 

Hälfte der Fälle (49 %) wurden keine weiterführenden Ermittlungsmethoden über 

die Befragung hinaus eingesetzt. Kam es zu einer Beschlagnahmung, betraf dies 

bei den ungeklärten Fällen vor allem PCs und Datenträger (23 %). Erst danach 

folgen Schriftstücke (6 %) und Mobiltelefone (5 %). Zu keiner Beschlagnahme 

kam es in 60 % der ungeklärten Fälle. Die Datenauswertung betraf vor allem Log-

files (19 %). Mit größerem Abstand folgen Nachrichten (11 %), digitale Tatmittel 

(z.B. Malware) (9 %) wie auch digitale Beute (z.B. Datenbank) (9 %).  

Werden diese Ergebnisse betrachtet, so zeigt sich, dass sich die Ermittlung inklu-

sive Beschlagnahme und Datenauswertung bei den aufgeklärten Fällen auf phy-

sische Ermittlungsmethoden wie die Beschlagnahme und physische Beweise wie 

Schriftstücke fokussieren. Auch bei den ungeklärten Fällen werden physische Be-

weise, wie Datenträger, beschlagnahmt, jedoch findet vermehrt die Auswertung 

von digitalen Daten auf diesen physischen Geräten statt. Außerdem werden auch 

solche Daten ausgewertet, die einzig im Cyberspace verortet sind, wie digitale 

Tatmittel und Beute. Dass es bei den ungeklärten Fällen häufig zu keinen weiteren 

Ermittlungsschritten kommt, lässt eine lückenhafte Informationslage zu Tatver-

dächtigen und Delikt vermuten. Wird das Verfahren eingestellt, gibt es sehr viel-

fältige Gründe dafür. Am häufigsten sind es jedoch die fehlenden Beweise und 

die fehlende Motivation der Opfer die Anklage weiter zu forcieren.  

 

 Eine Charakterisierung der ungeklärten Fälle  

Die Ausführungen dieses Papers legen offen, dass die Frage danach, wie sich Er-

mittlungsmethoden unterscheiden, unweigerlich mit der Frage verknüpft ist, wa-

                                                 

7  Da bei den Datenauswertungen Mehrfachnennungen möglich sind, ergeben sich bei allen abgefrag-
ten Antwortmöglichkeiten zusammengenommen über 100 %. Bei den aufgeklärten Fällen sind es 
in Summe 159 %, bei den ungeklärten 133 %. 
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rum sie sich unterscheiden. Da sich die Ermittlungsmethoden an den Delikten ori-

entieren, ist dies im Grunde auf die Unterschiede in den Delikten selbst zurück-

zuführen. Die Ergebnisse zeigen, dass die Exekutivbeamt*innen in der Bearbei-

tung von ungeklärten Fällen andere Methoden an den Tag legen, als bei der Bear-

beitung von geklärten Fällen. Die Beamt*innen setzen, wenn als sinnvoll erachtet, 

auch vermehrt technischere Ermittlungsmethoden ein, um einen Fall zu lösen. 

Wird jedoch davon ausgegangen, dass sich der Ermittlungserfolg nicht alleine 

durch die eingesetzten Ermittlungsmethoden bestimmt, sondern vor allem durch 

die Eigenheiten des Deliktes, kann geschlussfolgert werden, dass es spezielle 

Gruppen von Delikten gibt, die weniger gut aufgeklärt werden können. Innerhalb 

der ungeklärten Cybercrime-Fälle finden sich zwei grundlegende Gruppierungen. 

Während über die erste, jene der persönlichen Vergehen, Informationen vorlie-

gen, ist es die zweite Gruppe der Unbekannten, welche die meisten Fragen auf-

wirft. Die erste Gruppe zeichnet sich dadurch aus, dass Täter*innen und Opfer 

sich kennen und ein weniger komplexes Vorgehen an den Tag gelegt wird. Zu-

meist wird eine bestehende Vertrauensbeziehung ausgenutzt. Da durch das Nahe-

verhältnis bereits einige Informationen zu Täter*innen und Delikt vorliegen, wer-

den eher weniger Ermittlungsmethoden eingesetzt. Diese Verfahren werden häu-

fig eingestellt, weil die Gründe zur weiteren Verfolgung oder die Motivation der 

Anklage fehlen. Die zweite Gruppe von Delikten umfasst jene, zu welchen die 

Informationslage sehr lückenhaft ist. Teilweise kann ein technisch komplexeres 

Vorgehen eruiert werden, doch die Täter*innen bleiben meist unbekannt. Trotz 

des Einsatzes verschiedenster Ermittlungsmethoden, werden diese Verfahren zu-

meist wegen dem Fehlen von Anhaltspunkten und Beweisen eingestellt. Beson-

ders bei dieser Art von Cybercrime-Delikten ist zusätzlich zu den bekannten Vor-

fällen mit einem großen Dunkelfeld zu rechnen (Huber & Pospisil 2020). 

 

5. Schlussfolgerung 

Die Ergebnisse der empirischen Studie bestärken die bisherigen theoretischen 

Ausführungen auf dem Gebiet und führen zu drei wesentlichen Schlussfolgerun-

gen. Um die Aufklärung von Cybercrime-Delikten voranzutreiben, braucht es  

(1) einen zielgruppenorientierten Wissens- und Kompetenzausbau, 

(2) einen effizienten Einsatz der bestehenden Ressourcen von Polizei und Jus-

tiz und 

(3) einen (inter-)nationalen Informationsaustausch zu Cybercrime. 
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Um ungeklärten Cybercrime-Delikten zu begegnen braucht es einen (1) zielgrup-

penorientierten Wissens- und Kompetenzausbau. Dieser betrifft sowohl die Ge-

samtgesellschaft, als auch Exekutiv-Beamt*innen. Diese Beamt*innen sollten in 

zwei Gruppen unterschieden werden. Die erste umfasst jene Polizist*innen, wel-

che sich nicht ausschließlich auf Cybercrime spezialisieren, jedoch in ihrer Rolle 

als erste Ansprechpartner*innen mit diesen Vorfällen konfrontiert werden. Die 

zweite Gruppe meint die Beamt*innen welche auf Ermittlungen in Bezug auf Cy-

bercrime-Vorfälle spezialisiert sind. Diese beiden Gruppierungen benötigen eine 

auf ihre Anforderungen angepasste Weiterbildung (Cunha et al. 2016). Der Auf-

bau grundlegender Cybercrime-Kompetenzen in der Bevölkerung als auch bei den 

nichtspezialisierten Exekutiv-Beamt*innen hilft somit dabei, ungeklärte Cyber-

crime Fälle mit geringer Komplexität verhindern bzw. umfassender bearbeiten zu 

können und adressiert somit im Sinne der empirischen Analyse die persönlichen 

Vergehen, welche nicht geklärt werden konnten. Die Trainings für spezialisierte 

Gruppierungen helfen beim Aufbau hochqualifizierter Expert*innen im Bereich 

Cybercrime, welche sich für die Aufarbeitung komplexerer Deliktformen verant-

wortlich zeichnen. Dies adressiert vor allem jene ungeklärten Delikte, bei welchen 

wenig Informationen und eine hohe Komplexität vorliegen.  

Vor dem Hintergrund einer beschränkten Verfügbarkeit hochqualifizierter Ex-

pert*innen (Hinduja 2004) und einer zunehmenden Komplexität von Cybercrime-

Delikten (European Union Agency for Cybersecurity 2020) wird es darüber hin-

aus nötig sein (2) diese Expert*innen auf technisch und kriminalistisch anspruchs-

volle Fälle zu fokussieren. Hier greifen die ersten beiden Schlussfolgerungen in-

einander: Werden den nicht spezialisierten Exekutiv-Beamt*innen grundlegende 

Cybercrime-Kompetenzen vermittelt, können ausgebildete Expert*innen für Cy-

bercrime von weniger komplexen Delikten entlastet werden. In Zukunft sollte es 

daher eine klare Trennung zwischen technologisch anspruchsvollen Fällen von 

Cybercrime und jenen Fällen geben, in denen IKT nur als Tatmittel zur Begehung 

traditioneller Vergehen verwendet wird.  

Der online Raum kennt keine nationalen Grenzen und so verhält es sich auch mit 

Cybercrime. Aus diesem Grund braucht es (3) die Zusammenarbeit verschiedens-

ter Stakeholder, um Cybercrime entgegenzutreten. Dies meint sowohl Privatper-

sonen, Unternehmen, staatliche Organisationen als auch nationale und internatio-

nale Vertreter*innen. Die Zusammenarbeit sollte dabei sowohl einen generellen 

Wissensaustausch zu Cybercrime und Cyber-Attacken (Chang & Chung 2014), 

als auch Informationen zu konkreten Ermittlungen auf diesem Gebiet umfassen. 



https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/Cybercrime/cybercrimeBundeslagebild2019.html;jsessionid=26B617345E475656AB207F474AEFCB26.live2292?nn=28110
https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/Cybercrime/cybercrimeBundeslagebild2019.html;jsessionid=26B617345E475656AB207F474AEFCB26.live2292?nn=28110
https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/JahresberichteUndLagebilder/Cybercrime/cybercrimeBundeslagebild2019.html;jsessionid=26B617345E475656AB207F474AEFCB26.live2292?nn=28110


https://www.enisa.europa.eu/publications/year-in-review
https://www.enisa.europa.eu/publications/year-in-review
https://www.gov.uk/government/uploads/system/uploads/attachment_data/file/246749/horr75-summary.pdf
https://www.gov.uk/government/uploads/system/uploads/attachment_data/file/246749/horr75-summary.pdf
https://www.unodc.org/documents/congress/Previous_Congresses/10th_Congress_2000/017_ACONF.187.10_Crimes_Related_to_Computer_Networks.pdf


https://www.unodc.org/documents/congress/Previous_Congresses/10th_Congress_2000/017_ACONF.187.10_Crimes_Related_to_Computer_Networks.pdf
https://www.unodc.org/documents/congress/Previous_Congresses/10th_Congress_2000/017_ACONF.187.10_Crimes_Related_to_Computer_Networks.pdf
https://fas.org/sgp/crs/terror/RL32114.pdf
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Die Forschungsfrage lautet: Wie verändern sich die Aufgaben und die strategi-

sche Ausrichtung der Kriminalpolizei unter dem Einfluss der digitalen Transfor-

mation.   

Theoretischer Rahmen: Diese Arbeit nutzt die Polizeiwissenschaft, um eine or-

ganisations- und praxisrelevante kriminalstrategische Frage zu beantworten. Den 

theoretischen Rahmen bilden die figurations- und prozesssoziologischen Ansätze 

des Soziologen Norbert Elias. In Bezug auf die Forschungsfrage kann festgehal-

ten werden, dass die Theorien und Modelle der Figurations- und Prozesssoziolo-

gie geeignet sind, die (Kriminal-)Polizei (Figuration) in Dynamik und damit in 

ständigem Wandel zu betrachten, da sie ihre wechselseitigen und sich verändern-

den Beziehungen in den Mittelpunkt stellen. 
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folgreich umzugehen, empfahl Doppler 2018 auf der BKA-Herbsttagung, Orga-

nisationen in ihrem Kontext und vor dem Hintergrund langfristiger Entwicklun-

gen zu betrachten.2 

 

2. Forschungsfrage(n) und Ziele  

Da die Sinnmatrixen der bislang stärker repressiv ausgerichteten Kriminalpolizei 

nicht mehr zu passen scheinen, stellt sich die Forschungsfrage, wie sich die Auf-

gaben und Ausrichtung der Kriminalpolizei unter dem Einfluss der digitalen 

Transformation verändern. Die weiteren forschungsleitenden Fragen sind: 

(1) Wie könnte ein neues kriminalpolizeiliches Selbstverständnis aussehen?  

(2) An welchem Sinn orientiert es sich?  

(3) Welche gesellschaftliche Funktion könnte es erfüllen?  

(4) Wie könnte sich die Kriminalpolizei künftig ausrichten? 3 

Die deskriptive Analyse verfolgt zwei Ziele: 1. aktuelle Veränderungsprozesse 

sichtbar und ihre langfristigen Richtungen nachvollziehbar zu machen, 2. spezifi-

sche Veränderungsbedarfe und erfolgskritische Stellschrauben für anstehende 

Veränderungsprozesse zu identifizieren. 

 

3. Theoretischer Rahmen und Forschungsstand  

In dieser Arbeit wird die Polizeiwissenschaft genutzt, um eine für die Organisa-

tion und Praxis relevante kriminalstrategische Frage zu beantworten. Wissen-

schaft und Praxis verflechten sich auf diese Weise miteinander.  

Den theoretischen Rahmen dieser Arbeit bilden die figurations- und prozesssozi-

ologischen Ansätze des Soziologen Norbert Elias. Seine Theorien und Modelle 

werden seit der Jahrtausendwende zunehmend in unterschiedliche Disziplinen 

transferiert, da sie den Blick über die Fächergrenzen der Wissenschaft hinweg 

öffnen, worin ihr großes Potenzial für die interdisziplinär aufgestellte Polizeiwis-

senschaft und -forschung liegt. Mit Bezug auf die Forschungsfrage lässt sich hier 

                                                 

2 Vgl. Doppler 2018: 1. 

3 Vgl. Mahnken 2020: 19. 







Julia Katherina Mahnken 

166 

 Wie entstehen gesellschaftliche Transformationsprozesse?  

Menschen entwickeln sich in diesem Bild kontinuierlich weiter (sind selbst ein 

Prozess). Dadurch verändern sich fortwährend ihre Beziehungen, ihre Figuratio-

nen und auch die Gesellschaft. Gesellschaftliche Prozesse weisen daher weder 

Anfang noch Ende auf. 

Die vielzähligen einzelnen menschlichen Handlungen führen in ihrer Summe zu 

Dynamiken, aus denen sich die Richtungen aktueller gesellschaftlicher (Transfor-

mations)prozesse bestimmen. 21 Diese lassen sich über den Nachvollzug ihrer Ent-

wicklung und der sich wandelnden soziokulturellen Struktur erklären.22 Langfris-

tig betrachtet zeigt sich, dass sozialer Wandel nicht chaotisch, sondern gerichtet 

verläuft (in Richtung einer höheren Entwicklungsstufe).23 

 

 Modell zur mehrdimensionalen Betrachtung 

Um zu verstehen, auf welcher Entwicklungsstufe sich die Menschen einer Gesell-

schaft aktuell befinden, hat Elias das Modell der Triade der Grundkontrollen ein-

geführt. Demnach bieten sich für Gesellschaften auf drei Ebenen Kontrollchan-

cen:  

(1) Kontrolle über Naturereignisse24, 

(2) Kontrolle über sozialen Wandel25 und 

(3) Kontrolle über individuelle Entwicklungen. 

Die Kontrolltypen beeinflussen sich wechselseitig: Die ersten beiden Kontrollty-

pen dehnen sich in ihrer Entwicklung langfristig aus. Die individuelle Entwick-

lung dagegen richtet sich nach innen. Über diesen Funktionszusammenhang las-

sen sich langfristige gesellschaftliche Entwicklungen (Richtungen) auf unter-

schiedlichen Stufen bestimmen. Jede neue Entwicklungsstufe auf einer dieser 

Ebenen beeinflusst die anderen Ebenen.  Damit verbundene Spannung, Blockaden 

                                                 

21 Vgl. Elias 2006a: 95, 175; vgl. Elias 1977: 142. 

22 Vgl. Meyer-Palmedo 1985: 204. 

23 Vgl. Elias 2017: 9-16; vgl. Elias 1977: 140-141. 

24 Zum ersten Kontrolltyp zählen nach Elias auch technologische Entwicklungen (vgl. Elias 2006a: 211). 

25 Zum zweiten Kontrolltyp gehören zwischenmenschliche gesellschaftliche Zusammenhänge, wie die 
Organisation der Gesellschaft beispielsweise durch Staatsbildungsprozesse (vgl. Elias 2001: 189). 
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7.1.1. Veränderte Aufgaben  

Das veränderte Aufgabenspektrum lässt sich entlang der drei Säulen der Krimi-

nalistik: Kriminaltechnik, Kriminaltaktik, Kriminalstrategie beschreiben, die in 

einem eigenen Modell70 dimensional erweitert werden (s. Abb. 1). 

Auswertung und Analyse rücken im Zeitalter der digitalen Transformation als sta-

bilisierender Kern ins Zentrum der Kriminalistik, um der Fliehkraft der digitalen 

Transformation etwas entgegen zu setzen. 

Durch das Vorhandensein vielfältiger digitaler Daten, wird es jetzt möglich, nicht 

nur reaktiv, sondern auch proaktiv tätig zu werden. Neben der Ermittlungsunter-

stützung dient die Analyse von Daten daher aus einer ganzheitlichen Perspektive, 

auch als Seismograph für gesellschaftliche Probleme (also kriminalstrategisch), 

als Instrument für Ursachenanalysen (präventiv) und als fortlaufendes Evalua-

tionsinstrument (zur Gewährleistung fortlaufender organisationaler Anpassun-

gen). Auf diese Weise gelingt es der Figuration Kriminalpolizei wendiger zu wer-

den und sich schneller auf veränderte Phänomene und Bedarfe anpassen zu kön-

nen.71  

                                                 

70 Mahnken 2020: 108. 

71 Vgl. Mahnken 2020: 108-109. 

Abbildung 1: Aus Kriminalistik 2D wird Kriminalsitik 3D 

 

Quelle: Mahnken 2020 
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Datenbasiert wird darüber hinaus eine integrative Perspektive auf Mikro- und 

Makrokriminalität72 möglich73, die ein anderes Ausfüllen der gesellschaftlichen 

Funktion (Stabilisierung der Gesellschaft) ermöglicht. Das Pendel der Machtba-

lancen beginnt in der digitalen Transformation langsam in Richtung kriminalprä-

ventiver Ansätze auszuschlagen. Einerseits, weil die Strafverfolgung sich auf-

grund nationaler Zuständigkeiten und nicht ausreichender rechtlicher Grundlagen 

(in Zeiten wachsender Datenvolumina, Kryptierung und Algorithmen), als fragil 

erweist und andererseits, weil präventive Ansätze nach dem Düsseldorfer Gutach-

ten (2016) wirksamer sind als repressive Ansätze.74 Als weitere Säule kommt da-

her die Kriminalprävention hinzu. 

 

7.1.2 Veränderte Ausrichtung 

Die digitale Transformation ermöglicht ein hybrides und analysegestütztes krimi-

nalstrategisches Vorgehen. Das damit verbundene neue kriminalpolizeiliche 

Selbstverständnis orientiert sich an dem Sinn, nachhaltige Effekte auf Kriminali-

tät zu erzeugen, rechtsdurchsetzend und ausgleichend in der Gesellschaft zu wir-

ken (ganzheitlich zu agieren). 

Zur Rechtsdurchsetzung und zum Schutz vor Angriff (s. Abb. 2) bedarf es krimi-

nalstrategisch der Stärkung und des Ausbaus von Cyberkompetenzen, Tandem-

Teams und der integrativen Befassung mit analogen und digitalen Spuren (Daten-

auswertung, Data Science, etc.). Taktische (maßnahmenorientierte), strategische 

und operative (markt- und personenorientierte) Kriminalitätsanalyse unterstützen 

eine fortwährende Neuausrichtung, indem sie situationsbezogene proaktive75 und 

reaktive Ansätze zur Kriminalitätsbekämpfung entwickeln. 

                                                 

72 Vgl. Berthel 2017: 10.  

73 Vgl. Mahnken 2020: 111-112. 

74 Vgl. Feltes 2008: 253; vgl. Coester 2018: 45. 

75 Dazu zählen beispielsweise das frühzeitige Identifizieren von Gesetzeslücken und Maßnahmen nach 
dem administrativen Ansatz (vgl. https://administrativeapproach.eu/sites/default/files/publica-
tion/files/2005_Third%20Handbook%20EU_DE_LR_0.pdf, zuletzt aufgerufen 14.04.2021). 
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Als weiterer Sinn stiftender Ansatz kommt hinzu: Kriminalität als Symptom ge-

sellschaftlicher Probleme zu betrachten.76 Anrufe bei der Polizei, Ordnungsprob-

leme und Kriminalität werfen in dieser Perspektive die Frage auf, welche dahin-

terliegenden Ursachen (gesellschaftliche Probleme) sich hinter der Kriminali-

tät/den Ordnungsproblemen identifizieren lassen? Daran schließt sich die Frage 

an, wer oder was auf dieses Problem wirken kann. Strategische (problemzuge-

wandte) und administrative (Wirksamkeit betrachtende) Kriminalitätsanalyse 

identifizieren das Problem und bilden die Grundlage, um kollaborativ77 (behör-

denübergreifend und unter Einbindung lokaler Wirkmöglichkeiten) maßgeschnei-

derte Lösungsstrategien und Konzepte zu entwickeln. Durch die damit verbun-

dene zugewandte Haltung auf lokaler Ebene, kann ein kräftiges Gegengewicht zu 

der in der digitalen Transformation entstehenden Asymmetrie (starkes Streben 

                                                 

76 Vgl. Goldstein 1979. 

77 Dabei geht es um Einbindung und Beteiligung derer, die eine Wirkung auf das identifizierte Problem 
entfalten im Sinne des problem-oriented policing (vgl. Goldstein 1979, 2018) entfalten können. Ko-
produktion und Eigenleistung individueller und kollektiv gesellschaftlicher Akteure würden sich bei 
der Entwicklung von Lösungen und der Umsetzung eines ganzheitlichen Konzeptes beteiligen, wie 
Heinze es empfahl (vgl. Heinze 2019: 31). 

Abbildung 2: Hybride Kriminalstrategie 

 

Quelle: Mahnken 2021 
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5. Einzelpostanalyse   

Der ausgewählte Post (siehe Abb. 1) wurde am 14. September 2020 von einer 

Polizeikommissarin und Diensthundeführerin auf Instagram veröffentlicht und ist 

der am häufigsten gelikte Beitrag auf ihrem Account. Das Bild zeigt die Polizistin 

auf einem Waldweg in legerer Kleidung gemeinsam mit ihrem Diensthund, einem 

vier Jahre alten belgischen Malinois, den sie auf der Schulter trägt. Die Polizistin 

schaut ihren Hund lachend an, welcher geradeaus, aufgerichtet an der Kamera 

vorbeischaut. Der Post fungiert auf dem Account als Einführungspost: Sie stellt 

sich in der Bildbeschreibung vor, indem sie kurz ihren Werdegang bei der Polizei 

Niedersachsen skizziert und fünf ausgewählte Fakten über sich nennt.  

Abbildung 1: Ausgewählter Beitrag für die Einzelpostanalyse. Veröffentlicht 

am 14. September 2020.  

 

 

Quelle: Polizei Hannover (2020a: o. S.). 
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Bei der Betrachtung des Bildes ohne Berücksichtigung von Text und Accountin-

formationen, fällt zunächst auf, dass keine Referenzen zum Kontext Polizei er-

kennbar sind. Die Beamtin zeigt sich in privater Kleidung, scheinbar bei einer 

Wanderung im Wald. Uns als Betrachtende präsentiert sie eine Privatheit, die jen-

seits von Uniform und polizeilicher Farbgebung liegt. Erst die Betrachtung von 

Profilbild, Username und Bildunterschrift fängt den Kontext der Darstellung ein. 

Mittels direkter und informeller Sprache wendet sich die Diensthundeführerin an 

andere Nutzer*innen der Plattform. In dem Post kommuniziert sie Details über 

ihre Person und berufliche Laufbahn bei der Polizei. Dabei geht sie auch auf per-

sönliche Eigenschaften und private Interessen ein, die wenig mit ihrer Tätigkeit 

bei der Polizei zu tun haben: Wir erfahren von ihrer Begeisterung für Sport, Kaf-

fee, Reisen und Schokolade. Die gewählte Sprache und parasprachliche Symbolik 

bedienen sich dabei instagram- und marketingtauglich dem Duktus von In-

fluencer*innen und privaten, nicht-polizeilichen Accounts. Das Profilbild, das sie 

in Uniform zeigt, der Accountname sowie die verwendeten Emojis (Polizeiauto, 

Polizistin, blaue Kreise), referieren auf ihre Tätigkeit als Polizistin. Wie für Ins-

tagram typisch, entfaltet sich die Bedeutung der Beiträge erst in Kombination zwi-

schen Bild, Text und Profil. Die Abwesenheit von Hashtags, welche die Sichtbar-

keit und Reichweite von Beiträgen auf der Plattform erhöhen, irritiert, da die Po-

lizistin in all ihren anderen Posts auf Hashtags zurückgreift und es sich um den 

Beitrag mit den meisten Likes auf ihrem Account handelt. 

In dem Bild können drei Hauptfokusse identifiziert werden, die durch verschie-

dene foto-kompositorischen Techniken hergestellt werden. Wir haben die Bildfo-

kusse unter den Begriffen Polizistin, Beziehung zwischen Polizistin und Hund, 

sowie dem Hund selbst subsumiert. Eine kompositorische Fokussierung auf die 

Polizistin selbst und ihr lachendes Gesicht wird durch eine Darstellung im Me-

dium Shot (Ablichtung des Körpers ab Kniehöhe) und einer Kameraperspektive 

auf Augenhöhe ermöglicht. Beide Stilmittel sollen Nähe und Identifikation zur 

abgebildeten Person erwecken und werden aus diesem Grund oft von Influencer* 

innen genutzt, um bekannte soziale Situationen zu imitieren (Ramos-Serrano und 

Martínez-García 2016). Auch die Abwesenheit von Markenlogos verstärkt diesen 

Effekt, wodurch Privatheit und Authentizität suggeriert werden. 

Die Beziehung zwischen Polizistin und Hund lässt sich durch eine Blickführung 

herleiten, die auf der sogenannten Drittel-Regel beruht. Die Aufteilung in drei 

gleich große Bildabschnitte (Himmel, Wald und Waldweg bzw. ein Drittel Vor-

dergrund, zwei Drittel Hintergrund) folgt dieser Regel und somit den Prinzipien 

des Goldenen Schnittes. Dadurch werden etablierte Vorstellungen von Proportio-

nalität und Ästhetik bedient. Durch die daraus hervorgehende Fokussierung im 
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füllenden Situation außerhalb der Dienstzeit. Es greift somit das Thema der Pri-

vatheit, die etwas über den Arbeitgeber Polizei transportieren soll, auf und ergänzt 

sie um Stilelemente, die an Influencer*innen orientiert sind. 

Auch der dargestellte Hund verkörpert wesentliche Gefühle und Werte, welche 

mit der Marke Polizei assoziiert werden sollen: Er steht für Teamgeist und Loya-

lität, aber auch für Wachsamkeit und Schutz (Lloyd and Woodside 2013). Durch 

die Pose des Hundes, seine aufgestellten Ohren und dem fokussiert wirkenden 

Blick über die Kamera hinweg, scheint der Hund wahrzunehmen, was den Be-

trachtenden verborgen bleibt. In Kombination mit der gespannten Muskulatur, die 

bereit zum Sprung wirkt, evoziert die Abbildung eine versichernd-schützende und 

wachsame Aufmerksamkeit, die ohne die heraushängende Zunge und die so ver-

borgenen Fänge wohl auch bedrohlich wirken könnte. Gleichzeitig vermittelt die 

dargestellte Interaktion zwischen Hundeführerin und Tier eine intime Bezie-

hungsebene: Beinahe zärtlich wirkt die Berührung zwischen Menschenhand und 

Hundepfote, während der lachende Blick der Hundeführerin der gesamten Situa-

tion eine Leichtigkeit gibt, die in Kontrast zur körperlich vermutlich anstrengen-

den Pose steht - immerhin wiegt der Hund 30 Kilogramm, wie die Hundeführerin 

in einem anderen Post verrät (vgl. Polizei Hannover 2020b). Dennoch scheint ihr 

das Gewicht nichts anhaben zu können, im Gegenteil scheint sie es mit Freude für 

ihren tierischen Partner auf sich zu nehmen. Dadurch werden die bereits vermit-

telten Gefühle von Loyalität und Teamgeist noch durch eine fürsorgliche und 

selbstaufopfernde Dimension ergänzt werden: Werte, die durch die personali-

sierte Markenpersönlichkeit auch mit dem Arbeitgeber und Dienstleister Polizei 

Niedersachsen assoziiert werden sollen und Vertrauen evozieren. 

Die visuelle Darstellung in diesem Post referiert darüber hinaus auf einen anderen 

Beitrag der Hundeführerin, in dem sie vom Instagram-Auftritt ihres Vorbilds aus 

den USA berichtet (vgl. Polizei Hannover 2020c). Die niedersächsische Kommis-

sarin beschreibt diese Geschichte als ihre Inspiration zur Polizei zu gehen und 

navigiert ihre Schilderung des persönlichen Werdegangs zwischen Öffentlichkeit 

und vermeintlicher Privatheit. Die persönliche und intime Erzählung konstruiert 

einerseits die für Instagram notwendige Authentizität und macht andererseits die 

animierende Vermarktung der eigenen Rekrutierungsgeschichte zum Polizeiberuf 

möglich.  
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Seit einiger Zeit ist im Polizeirecht die Tendenz zu beobachten, den Ansatzpunkt 

staatlicher Maßnahmen zur Gefahrenabwehr (bzw. Gefahrenvorsorge) immer 

weiter in das Vorfeld konkreter Gefahren zu verlagern (s. z.B. Reez 2018). Im 

Zuge dieser Entwicklung wurde vor rund zwei Jahrzenten der Begriff des Gefähr-

ders von Polizei- und Sicherheitsbehörden als neue Figur des polizeilichen Ge-

genübers eingeführt, was auch in der Gemeinsprache für einen starken Anstieg 

der Verwendungshäufigkeit des Ausdrucks Gefährder geführt hat. 

In einem laufenden Promotionsprojekt zu Risiko- bzw. Sicherheitsdiskursen un-

tersucht der Autor aus einer diskurslinguistischen Perspektive die Rolle des Aus-

drucks Gefährder im sicherheitsrechtlichen Risikodiskurs. Ausgehend von in ex-

plorativen Vorstudien erarbeiteten Arbeitshypothesen zur Verwendung des Ge-

fährder-Begriffs im Fach- und Gemeinsprachgebrauch werden in diesem Beitrag 

die weiteren Forschungsziele des Promotionsprojektes beschrieben.  
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sie kann sichtbar gemacht werden, wie sich Materialität und Diskursivität zu einer 

gesellschaftlichen Konstruktion von Risiken verbinden. 

Das Promotionsprojekt als Ganzes verfolgt dabei drei zentrale Forschungsfragen: 

(1) Wie werden Risiken und in der Zukunft liegende (potentielle) Gefahren im 

Sicherheitsdiskurs sprachlich konstituiert? Welche Rolle spielt der Begriff 

des Gefährders innerhalb dieses Diskurses?  

(2) Welche Grundannahmen über die Welt lassen sich anhand im Diskurs do-

minanter Sprachgebrauchsmuster sichtbar machen? Wie wandeln sich 

diese über die Zeit? 

(3) Mit welchen Argumentationsmustern wird zu verschiedenen Zeiten für 

bzw. gegen die Vorfeldverlagerung staatlicher Maßnahmen zur Gefahren-

abwehr und Risikoprävention argumentiert bzw. wie wird diese sprachlich-

diskursiv legitimiert? 

 

3. Theoretische Prämissen 

Den forschungsleitenden Fragen liegt eine Reihe von theoretischen Prämissen ei-

ner pragmatisch orientierten Sprachwissenschaft (Felder et al. 2021) und der ju-

ristischen Fachkommunikationsforschung (Vogel 2017) zugrunde, auf die an die-

ser Stelle kurz eingegangen werden soll2: 

Die Bedeutung eines Ausdrucks ist sein regelhafter Gebrauch in der Sprache. Die-

ses auf Wittgenstein (Wittgenstein 2003 [1953], PhU) aufbauende Postulat unter-

scheidet bei sprachlichen Zeichen zwischen der der sinnlich wahrnehmbaren 

Form eines Zeichens (Ausdrucksebene) und der erst durch konkrete Kommuni-

kanten qua Welt- und Sprachwissen zugeschriebenen Bedeutung als kognitive 

Konzepte (Wissensrahmen). Bedeutung ist damit nicht unmittelbar an einen Aus-

druck geknüpft, sondern lässt sich nur durch seinen Gebrauch in Kombination mit 

anderen Ausdrücken und dem Wissen um deren Gebrauch (Kotext), der Wahr-

nehmung der jeweiligen Gebrauchssituation (Kontext) sowie weiterem Erfah-

rungs-, Kultur- und Weltwissen erschließen (Auer 1986). 

                                                 

2  S. hierzu auch Tripps/Vogel (in Vorb.). 
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4. Methodisches Vorgehen & Datenauswahl 

Von diesen Prämissen ausgehend gilt es für die diskursanalytische Untersuchung 

des Gefährder-Begriffs, Texte aus unterschiedlichen Gebrauchsdomänen aufzu-

bereiten und mithilfe einer Kombination aus computergestützten Korpusmetho-

den und qualitativ-hermeneutischer Textarbeit auszuwerten. 

Als Grundlage für die geplante Kernstudie werden zurzeit systematisch und unter 

kontrollierten Bedingungen Textsammlungen (Korpora) zu unterschiedlichen Ge-

brauchsdomänen (z.B. juristische Fachtexte vs. massenmediale Pressetexte) erho-

ben und aufbereitet. Die Untersuchungskorpora sollen dabei sowohl unterschied-

liche (Teil-)Diskurse (synchrone Ebene) als auch Zeitfenster (diachrone Ebene) 

abdecken und eine repräsentative Datengrundlage für die spezifischen For-

schungsfragen ein. 

Die auf diese Weise aggregierten Daten werden anschließend im Hinblick auf die 

Forschungsfragen mit einer Kombination von computergestützten Methoden der 

Korpuslinguistik und qualitativ-hermeneutischer Textarbeit analysiert und inter-

pretiert. Durch das Zusammenspiel dieser beiden Ansätze sollen deren jeweiligen 

Stärken kombiniert und die respektiven Limitationen aufgefangen werden. 

Während für die Kernstudie die Erstellung eigener, kontrollierter und auf die je-

weiligen Forschungsfragen zugeschnittener Untersuchungskorpora unabdingbar 

ist, wurde für die im Rahmen dieses Beitrags vorgestellten explorativen Vorun-

tersuchungen aus ressourcentechnischen Gründen auf bereits bestehende bzw. 

leicht zugängliche Textsammlungen bzw. Daten zurückgegriffen. 

So wurde für die Untersuchung des Fachsprachgebrauchs auf das juristische Re-

ferenzkorpus (JuReKo)3 sowie auf die Rechtsdatenbank Beck Online4 zurückge-

griffen. Für die Analyse des Gemeinsprachgebrauchs wurden Belege aus dem 

                                                 

3  Das juristische Referenzkorpus ist mit über 1,3 Mrd. Wortformen die größte Sammlung deutscher 
juristischer Fachtexte (Zeitschriftenaufsätze, Entscheidungstexte, Normtexte) aus einem Erschei-
nungszeitraum von 1980 bis 2015 und ist über eine eigene Abfrageplattform (Cal2Lab) zugänglich 
(https://www.jureko.de). 

4  Beck Online ist eine juristische Textdatenbank, die zahlreiche juristische Fachtexte enthält. Die zu-
grundeliegenden Auswahlkriterien sowie Bearbeitungs- und Filterverfahren sind aber nicht an jeder 
Stelle transparent (vgl. Vogel 2015). 
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Die Procedural Justice Theory (PJT) wird häufig herangezogen, um die Legitimi-

tät von Verwaltungshandeln im Allgemeinen sowie polizeilichem Handeln im Be-

sonderen sozialwissenschaftlich zu analysieren. Sie bestimmt die Legitimität po-

lizeilichen Handelns durch normgeleitete Erwartungshaltungen an die Institution 

der Polizei im Vollzug der jeweiligen Maßnahme. Die Betroffenen würde laut 

PJT ein transparentes und faires Verfahren im Vollzug der Maßnahme erwarten. 

Häufig wird die Praxis der (verdachtsunabhängigen) Identitätsfeststellungen oder 

police stops mithilfe der PJT analysiert. Verdachts- bzw. anlassunabhängige Per-

sonenkontrollen stehen jedoch vor inhärenten legitimatorischen Schwierigkeiten, 

die von der PJT nicht hinreichend reflektiert werden können. Diese Probleme sind 

(1.) die Kontrollhäufigkeit bzw. die distributive fairness, (2.) die Produktion von 

il-/legitimen Kontrollorten, (3.) eine Infragestellung der Kontrollgründe, (4.) in-

härente Probleme mit der Form der Kontrolle (die durch ein transparentes Ver-

fahren zwar gemindert, aber nicht aufgehoben werden können), und darunter be-

sonders (5.) die Öffentlichkeit der Kontrolle. Diese werden im vorliegenden Bei-

trag näher dargestellt und vor dem Hintergrund einer praxistheoretischen Theorie 

sozialer Rollen interpretiert.  
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und damit als legitim empfinden (Sunshine und Tyler 2003). Entscheidend sei 

also der subjektive Eindruck einer Verfahrensgerechtigkeit. Die PJT leistet damit 

einen wichtigen Beitrag zur soziologischen Analyse der Nicht-/Anerkennung von 

Verfahren und Maßnahmen der öffentlichen Verwaltung. Folgerichtig wurde sie 

insbesondere im anglophonen Sprachraum häufig eingesetzt, um die Il-/Legitimi-

tät von Identitätsfeststellungen bzw. Praktiken des stop & search oder stop & frisk 

zu beschreiben und erklären (Bradford 2014a; Bradford et al. 2014b; Brunson 

2007; Deuchar et al. 2015; Deuchar et al. 2019; Gau und Brunson 2010; Mastrof-

ski et al. 2015; Nawaz und Tankebe 2018). Ihr sind jedoch spezifische Grenzen 

gesetzt, da sie durch ihre Fixierung auf das Verfahren andere, für die spezifische 

Form der Identitätsfeststellung (an Gefährlichen Orten) wesentliche Merkmale 

unberücksichtigt lassen muss. Diese sind (1.) die Kontrollhäufigkeit bzw. die dis-

tributive fairness, (2.) die Produktion von il-/legitimen Kontrollorten, (3.) eine In-

fragestellung der Kontrollgründe, (4.) inhärente Probleme mit der Form der Kon-

trolle (die durch ein transparentes Verfahren zwar gemindert, aber nicht aufgeho-

ben werden können), und darunter noch einmal besonders (5.) die Öffentlichkeit 

der Kontrolle. Diese interpretiere ich vor dem Hintergrund (6.) einer Theorie so-

zialer Rollenkonflikte als Dissonanzen zwischen Selbstwahrnehmung der Be-

troffenen und Rollenerwartung der Beamt*innen an die Betroffenen. Ziel des Bei-

trags ist die Erarbeitung einer Heuristik möglicher Legitimitätsprobleme im Kon-

text von anlassunabhängigen Personenkontrollen, welche über die PJT hinaus-

weist. Eine Kritik (im emphatischen Sinn, i.e. eine Grenzbestimmung) der PJT in 

Bezug auf diesen Gegenstand ist dringlich geboten und soll im Folgenden skiz-

ziert werden. 

 

2. Gefährliche Orte & Anlassunabhängige 

Identitätsfeststellungen 

Die Maßnahme der Identitätsfeststellung ist in Deutschland an bestimmte rechtli-

che Voraussetzungen geknüpft. Personenkontrollen können zum Zweck der Straf-

verfolgung und zum Zweck der Gefahrenabwehr erfolgen. Erstere sind durch die 

Strafprozessordnung nach § 163b StPO normiert. Personen dürfen aufgrund eines 

konkreten Verdachts, sobald also Hinweise vorliegen, dass diese eine bestimmte 

Straftat begangen hätten, aufgehalten und ihre Identität kontrolliert werden. An-

ders verhält es sich bei Personenkontrollen zum Zweck der Gefahrenabwehr. 

Diese sind, je nach Landespolizeigesetz, grundsätzlich möglich im deutschen 

Grenzgebiet von bis zu 30km, an durch die Polizei eingerichteten sog. Kontroll-

stellen (etwa im Kontext von Großlagen, Demonstrationen o.ä.), an gefährdeten 
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Es gilt allerdings zu reflektieren, dass die distributive fairness durchaus die Kon-

trollform beeinflusst, und sich damit auf die procedural justice auswirkt: Verdäch-

tigere Personengruppen werden in der Regel intensiver kontrolliert oder durch-

sucht. Aus diesem Grund ist es nachvollziehbar, dass der Aspekt der distributive 

fairness bisweilen auch unter die procedural justice subsumiert wird (bspw. Mur-

ray et al. 2020: 4; wobei diese Ineinssetzung später wieder zurückgenommen 

wird; ebd.: 11). Eine generelle Loslösung von der Polizei, also ein allgemeines 

Misstrauen der Betroffenen gegenüber der Institution, kann durch procedural jus-

tice auch nur bedingt beigekommen werden (Murphy und Cherney 2012: 194ff.). 

Mein Vorschlag lautet daher, zwischen zwei verschiedenen Aspekten der distri-

butive fairness im Sinn einer Diskriminierung zu unterscheiden: Die Wahrneh-

mung diskriminierenden Verhaltens während einer Kontrollinteraktion (bspw. in 

Form von rassistischen Bemerkungen) ist nach meinem Dafürhalten ein Teilas-

pekt der procedural justice. Es bedeutet für die Betroffenen, dass sich diese im 

Verfahren der Maßnahme nicht ernstgenommen, beleidigt, verachtet und/oder 

stigmatisiert fühlen und die Gründe hierfür in einer spezifischen (bspw. sozialras-

sistischen) Diskriminierung verorten. Solche Momente sind Teil der Maßnahme. 

Die Kontrollhäufigkeit verweist ebenfalls auf Diskriminierung. Sie ist allerdings 

nicht Teil der je einzelnen Maßnahme, sondern die Kumulation mehrerer, vonei-

nander (mehr oder weniger) unabhängig voneinander stattfindender Maßnahmen. 

Wird die Legitimität einer Maßnahme aufgrund der Kontrollhäufigkeit in Zweifel 

gezogen, so ist dies unabhängig vom Verhalten der je einzelnen Beamt*innen, die 

diese ausführen. Sie kann nach daher nicht als Teil der procedural justice verhan-

delt werden. 

 

 Ort der Kontrolle 

Diejenigen Räume, welche als Gefährliche Orte gelabelt werden, sind für die Be-

troffenen von anlassunabhängigen Identitätsfeststellungen häufig der lebenswelt-

liche Nahbereich: Sie sind Orte ihres alltäglichen Aufenthalts. Umgekehrt werden 

Gefährliche Orte häufig erst durch den Aufenthalt eben dieser Personen(-gruppen) 

in den Augen der Beamt*innen zu sog. Gefährlichen Orten. Dies kann bspw. vor 

Substitutionspraxen der Fall sein, vor welchen sich Opiatabhängige treffen, wel-

che mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit Betäubungsmittel bei sich tragen. 

(Haupt-)Bahnhöfe sind ebenfalls zumeist als Gefährliche Orte deklariert, welche 

auf dem Weg zur Schule oder zur Arbeit von vielen, auch potentiell verdächtigen 

Menschen häufig durchquert werden müssen, sofern sie nicht einen Umweg in 

Kauf nehmen wollen. Menschen, die ihren Lebensmittelpunkt auf der Straße im 
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Digitalisierung und neue Technologien im Recruiting bieten potenzielle Chancen 

die Attraktivität auf dem Arbeitsmarkt zu sichern und zugleich die Qualität des 

Personals zu optimieren. Auch die Polizei als Organisation aus dem öffentlichen 

Sektor steht in Zeiten des demografischen Wandels und der fortschreitenden Di-

gitalisierung vor der Herausforderung, erfolgreiche Strategien im Personalgewin-

nungsprozess zu entwickeln, um Stabilität und Wettbewerbsfähigkeit auf dem 

modernen Arbeitsmarkt zu gewährleisten. Soziale und technologische Verände-

rungen sind Faktoren einer dynamischen Umwelt, die eine Anpassungsfähigkeit 

fordern, um die Organisationsziele effektiv zu erreichen. Insbesondere technische 

Systeme, die auf Künstlicher Intelligenz (KI) basieren, gewinnen vermehrt an In-

teresse, um das Recruiting innovativ zu stärken. Die Präsentation einer aktuellen 

qualitativen Untersuchung zeigt am Beispiel der Polizei NRW, inwiefern KI eine 

zukunftsorientierte Möglichkeit dafür sein kann und verweist auf eine Methodik, 

diese analysieren zu können.   
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chen. Jedoch ist die Umsetzung aufgrund neuer Anforderungen für die Mitarbei-

ter_innen der öffentlichen Verwaltung nicht einfach.16 Konkrete Beispiele für KI 

im Recruiting, die auch für die Polizei an Bedeutung gewinnen, sind Digital-Re-

cruiting, Chatbots und Virtuelle Realitäten. Allerdings sollten Trends realistisch 

umsetzbar und für den polizeilichen Kontext Sinn ergeben. Daher ist eine spezi-

fische Analyse der Vor- und Nachteile derartiger Automatisierungsprozesse wich-

tig, weil diese auch ethische und rechtliche Fragen berühren.17 Neben der Opti-

mierung von Bewerbungsprozessen und der Ressourceneinsparungen (z.B. Kos-

ten und Zeit) könnte das Interesse von Bewerbern_innen gesteigert werden, wel-

ches hinsichtlich des demografischen Wandels entscheidend wäre.18 Dem entge-

gen steht eine mögliche Angst vor neuen technischen Lösungen, die Kommuni-

kationswege verändern, und die erdenkliche Erhöhung des Ressourcenbedarfs 

durch unausgereifte Technik.19 Weitere Herausforderungen sind die Datensicher-

heit und die Gleichberechtigung der Bewerber_innen.20 Die Diskussion über Re-

chenschaftspflicht, Transparenz, Ehrlichkeit und Fairness sollte vor der Einfüh-

rung derartiger Systeme erfolgen, um modern an die Bedürfnisse potentieller Be-

werber_innen angepasst zu sein.21 Neue Formen der Digitalisierung führen bereits 

zu einer Veränderung der Kandidaten_innen-Ansprache und zum Aufbau neuer 

Mediennutzungs- sowie Bewerbungsformen. Schnelles und überzeugtes Handeln 

bietet Wettbewerbsvorteile auf dem modernen Arbeitsmarkt.22 Auch vor dem 

Hintergrund sozialer Veränderungen (z.B. durch die aktuellen Corona Schutzver-

ordnungen) werden neue Formen der Recruiting-Prozesse zukünftig für die Poli-

zei bedeutsam. 

 

 

 

 

                                                 

16  Vgl. Hill 2018, S.290 

17  Vgl. Bilger 2019 

18  Vgl. Eberl 2016, S. 364 

19  Vgl. Gerdenitsch & Korunka 2019, S.28 

20  Vgl. Bilger 2019; Vgl. Knobloch & Hustedt 2019, S. 24 

21  Vgl. Denkena & Matthes 2018; Vgl. Teetz 2018a, S. 229 

22  Vgl. Utsch 2018, S. 34; Vgl. Dahlmanns 2014, S.9 
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https://de.statista.com/statistik/daten/studie/71085/umfrage/verteilung-der-einwohnerzahl-nach-
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 Die Datenerhebung  

Die Datenerhebung erfolgt durch das qualitative Verfahren der Interviewführung, 

um die sozialen und organisatorischen Prozesse im Recruiting der Polizei NRW 

identifizieren zu können. Es handelt sich dabei um Experten_innen- Interviews. 

Die Gespräche werden mit ca. 15 -20 Personalwerbern_innen in unterschiedlichen 

Polizeipräsidien geführt, die den aktuellen Prozess des Bewerbungsverfahrens er-

läutern und über die persönlichen Erfahrungen in Beratungsgesprächen, auf Be-

rufsmessen sowie über die Durchführung von Kampagnen berichten. Die Inter-

views erfolgen weniger strukturiert und unterliegen minimalen Vorgaben nach 

der Technik des episodischen Interviews, welches eine Kombination aus einem 

narrativem und einem Leitfaden-Interview darstellt. 29 Diese Technik ermöglicht 

eine intensive Auseinandersetzung mit den erlebten Situationen der Experten_in-

nen in dem spezifisch zu untersuchendem Kontext. Der Interview-Leitfaden dient 

als Impulsgabe die wichtigsten Themen anzusprechen, gibt jedoch dem Erfah-

rungshorizont und der Erlebniswelt des/der Experten_innen genügend Raum, um 

die Prozesse identifizieren zu können, die zur Beantwortung der Forschungsfra-

gen beitragen. Die Dauer eines Interviews beträgt ca. 60 Minuten. Anschließend 

wird das aufgezeichnete Gespräch transkribiert. Die Daten werden anonymisiert. 

 

 Der Aufbau des Interview-Leitfadens 

Der Leitfaden umfasst insgesamt fünf Themenkomplexe. Der Erste Themenkom-

plex dient den einführenden und demografischen Fragen. Hier spielen das Alter 

und die Dauer der Beschäftigung in der Personalwerbung eine Rolle, um mögliche 

Beziehungen zum Meinungsbild über digitale Prozesse feststellen zu können. 

Im zweiten Themenkomplex wird allgemein über das Human-Ressource-Ma-

nagement gesprochen. Hier wird über die Situation der Polizei NRW auf dem Ar-

beitsmarkt und deren mögliche Beeinflussung durch technologische und soziale 

Veränderungen diskutiert. Das Rollenbild des/der Bewerbers/in, der Vergleich 

zur Wirtschaft, aktuelle Trends und Verbesserungswünsche sind wichtige As-

pekte.  

                                                 

29  Vgl. Flick/Kardoff/Steinke 2010 
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Im dritten Themenkomplex Digitalisierung werden alltägliche Systeme/Pro-

gramme angesprochen, die den Arbeitsalltag in der Personalgewinnung erleich-

tern. Die Vor- und Nachteile von Social Media, die Präsenz der Polizei im Internet 

und geplante Neuerungen im digitalen Bereich werden thematisiert. 

Der anschließende vierte Themenkomplex KI vertieft den Bereich um neue Tech-

nologien und soll eine Diskussion über Möglichkeiten und Grenzen im Bereich 

des Recruiting anregen. Anzusprechende Beispiele sind u.a. die aktuellen Kam-

pagnen der Polizei NRW, Chatbots, Virtuelle Realitäten und Video-Recruiting. 

Ebenso werden Themen von Akzeptanz und Sensibilisierung auf beiden Seiten, 

Organisation Polizei und potenzielle Bewerber_innen, aufgeführt. 

Der fünfte Themenkomplex Corona-Situation versucht die aktuellen Veränderun-

gen im Bereich der Personalgewinnung zu erfassen und mögliche Trends zur An-

passung an die veränderte Umwelt zu untersuchen. 

 

 Die Datenanalyse 

Die Auswertung der Daten erfolgt nach der Grounded Theory von Strauss und 

Corbin.30 Mit Hilfe dieses Verfahrens wird ein abstraktes theoretisches Model an-

hand des Datenmaterials erstellt, welches nicht nur die Forschungsfragen beant-

worten, sondern auch die Chancen und Risiken der Anwendung von KI im Re-

cruiting der Polizei NRW anschaulich darstellen soll. Somit wird eine Deskription 

empirischer Sachverhalte und sozialer Prozesse erfolgen. Ein weiteres Ziel ist die 

Generierung möglicher Hypothesen, die in weiterführenden Studien Verwendung 

finden könnten, um diese Thematik umfassender, auch in anderen Bundesländern, 

zu untersuchen. 

 

 Aktueller Stand und Ausblick der Untersuchung  

Zum jetzigen Zeitpunkt wurden fünf Interviews in unterschiedlichen Polizeiprä-

sidien im Bereich der Personalwerbung durchgeführt. Aufgrund der Corona 

Schutzverordnungen haben die Gespräche telefonisch stattgefunden. Es scheinen 

sich bereits interessante Trends zu zeigen, die im weiteren Verlauf der Untersu-

chung intensiver analysiert werden. Die Polizei in NRW sei zum sechsten Mal 

                                                 

30  Vgl. Strauss/Corbin 1996 
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hintereinander der/die attraktivste/r Arbeitgeber_in für Schüler_innen. Diese At-

traktivität sei nicht nur in der alltäglichen Tätigkeit als Personalwerber_in sicht-

bar, sondern zeige sich auch in der Besetzung der freien Stellen. Der demografi-

sche Wandel sei aktuell wenig spürbar, denn die Polizei NRW stelle sich bewusst 

der Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt, indem sie eine Bandbreite an Möglichkei-

ten biete, um neues Personal anzuwerben. Aktuell bestehe kein Problem innerhalb 

der Recruiting-Prozesse. Die Digitalisierung und insbesondere der Social Media 

Bereich seien entscheidende Faktoren für die Personalgewinnung. In den letzten 

Jahren habe sich die Kandidaten_innen-Ansprache geändert und vermehrt an den 

digitalen Raum orientiert, dennoch sei ein persönlicher Kontakt durch keine Tech-

nologie zu ersetzen. In Bezug auf KI basierende Systeme sei eine Unterstützung 

in Form einer Automatisierung von Verwaltungsprozessen wünschenswert, da 

dies Zeit einsparen könne. Intensivere Entscheidungsprozesse bezüglich der Be-

werber_innen-Auswahl sollen auch zukünftig von realen Personen getroffen wer-

den. Innerhalb der Kommunikation erscheine die Möglichkeit eines Chatbots nur 

für Standardfragen sinnvoll, daher sei bisher kein Chatbot zum Einsatz gekom-

men. Diesbezüglich plane das Landesamt für Ausbildung, Fortbildung und Perso-

nalangelegenheiten (LAFP) jedoch eine Neuerung. Eine effektive Technologie, 

welche sich großer Beliebtheit auf Berufsmessen erfreue, sei die Virtuelle Reali-

tät. Diese Systeme seien mittlerweile sehr produktiv und vielfältig, sodass die 

Nutzer_innen unterschiedliche Bereiche der Polizei realitätsnah erleben und sogar 

eigene Entscheidungen treffen oder Aufgaben bewältigen können. Die häufigsten 

Probleme bei der Realisierung von neuer Technologie seien die Kosten und die 

Sicherung des Datenschutzes. Allgemein existiere aufgrund der bürokratischen 

Strukturen und des Verwaltungsapparats eine geringe Flexibilität im Umgang mit 

Innovationen, jedoch werde die Polizei NRW im Bereich der Personalwerbung 

als modern und anpassungsfähig eingeschätzt. Die aktuellen Corona Schutzver-

ordnungen seien eine enorme Herausforderung für die Personalwerbung. Der per-

sönliche Kontakt zu den Bewerbern_innen leide massiv unter diesen Vorausset-

zungen. Die persönliche Kommunikation sei ein wichtiger Faktor, um Vertrauen 

zu schaffen und Wissen zu vermitteln. Die Lösung für diese Problematik seien 

Formate der Videokonferenz und der digitalen Messeveranstaltung, die ohne den 

Veränderungsdruck von außen nicht eingeführt worden wären. Hier zeige sich 

jedoch auch eine Chance für die Zukunft, da durch die schnelle Einführung dieser 

Formate eine Plattform geschaffen worden wäre, die auch nach dem Ende der 

Pandemie unterstützend zum Einsatz kommen könne, um eine umfangreiche 

Menge von potenziellen Bewerbern_innen anzusprechen. Mögliche Hemmungen 

und Hürden, z.B. aufgrund längerer Anreisezeiten, ließen sich somit abbauen.  
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5. Fazit  

Der Beitrag zeigt, dass Organisationen aus dem öffentlichen Sektor, wie die Poli-

zei NRW, dynamische Fähigkeiten und Innovationsbereitschaft entwickeln, um 

sich an eine veränderte Umwelt anzupassen. Diese Anpassungsfähigkeit sichert 

den Gesamterfolg der Organisation. Die Polizei NRW scheint in Bezug auf ihre 

Recruiting-Prozesse optimistisch in die Zukunft zu schauen, denn digitale Pro-

zesse und soziale Medien erleichtern nicht nur die Kandidaten_innen-Ansprache, 

sondern wirken auch attraktiv im Außen und unterstützen bei administrativen 

Aufgaben. Auf KI basierende Systeme könnten in Zukunft eine Rolle spielen, um 

mit Hilfe einer Automatisierung von Verwaltungsprozessen Zeitersparnisse und 

effektivere Ressourcenverteilungen zu realisieren. Geplante Neuerungen, in Form 

des Einsatzes von Chatbots, verweisen in diese Richtung. Die dargestellte Unter-

suchung zeigt eine Möglichkeit, derartige Prozesse analysieren zu können. Auch 

vor dem Hintergrund möglicher Herausforderungen aufgrund von Kosten und Da-

tenschutzrichtlinien erweist sich eine Prüfung der Vor- und Nachteile, insbeson-

dere im Bereich der Kommunikation, die als wichtigster Faktor in der Personal-

werbung bezeichnet wird, als opportun. Corona als aktuell bedeutendes Beispiel 

für eine sich wandelnde Umwelt zeigt bereits die Auswirkungen von sozialen Ver-

änderungen, die technischen Fortschritt fordern. Neue relevante Technologien im 

Recruiting haben das Potenzial das Human-Ressource-Management effektiv zu 

unterstützen, denn ihr Einsatz sorgt für die momentan umfassende Handlungsfä-

higkeit der Polizei NRW in Zeiten der Pandemie. Derartige Technologien können 

sinnvoll eingesetzt die Flexibilität von Organisationen erhöhen, um auch in Kri-

sensituationen die Zielsetzungen zu erfüllen.  
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Im Rahmen des durch die Stiftung Mercator geförderten Projektes ZuRecht un-

tersucht dieses Teilprojekt aus der interdisziplinären Perspektive der strategischen 

Kommunikation, wie die Polizeien des Bundes und der Länder ihre Nachwuchs-

werbung weiter optimieren können. Dazu erhebt diese Untersuchung eingangs 

den Status quo jener Kommunikationsstrategien qualitativ mittels bundesweiter 

Konzeptanalysen und Experteninterviews, welche sich derzeit in der Auswertung 

befinden. Ein Fokus liegt auf der Betrachtung authentischer sowie zielgruppen-

spezifischer Ansprachen. Diese Studie hat zum Ziel eine wissenschaftliche 

Grundlage für die strategische Kommunikationskonzeptionierung der Polizeifor-

schung zu schaffen sowie anwendungsorientiert Handlungsempfehlungen für zu-

künftige Rekrutierungsstrategien der Polizeien zu formulieren. 





Nachwuchsgewinnung der Polizeien des Bundes und der Länder 

283 

Destatis 2019a). Bis zum Jahr 2030 werden 1,3 Millionen Beschäftigte des Öf-

fentlichen Dienstes pensioniert (vgl. dbb 2020a). Bis 2035 sinkt der erwerbsfähige 

Bevölkerungsanteil voraussichtlich weiter um 4-6 Millionen Personen (vgl. 

Destatis 2019b).  

Durch die Berücksichtigung vielfältiger Faktoren ist die konkrete Berechnung des 

Personalbedarfes im Öffentlichen Dienstes komplex und kaum operationalisier-

bar (vgl. Vesper 2016). Insofern können im Rahmen dieser Arbeit keine konkre-

ten Schlüssel bzgl. der polizeilichen Personalbedarfsplanung aufgezeigt werden, 

zumal der hier angestrebte Fokus auf der strategischen Ausrichtung der Anwer-

bung liegt. Jedoch sind vereinzelt Zahlen zu Einstellungsoffensiven, Personalbe-

stand und -entwicklung der Polizeien öffentlich einsehbar, welche den erhöhten 

Personalbedarf trotz des bald erwartbaren Rückgangs des Bevölkerungswachs-

tums wiederspiegeln (vgl. Bundespolizeipräsidium 2020; Bundeskriminalamt 

2021; Destatis 2020a). 

In Deutschland arbeiten rund 322.000 vollzeitäquivalente Polizeivollzugsbeamte 

(vgl. Destatis 2020b). Die Anzahl der Polizeianwärter hat sich seit 2010 bereits 

gut verdoppelt (vgl. Destatis 2020a). Daten des statistischen Bundesamtes zeigen 

zudem die aktuellen Anzahlen der PVB auf 100.000 Einwohner (s. Abb. 1, links). 

Es zeigt sich, dass die beiden Polizeien des Bundes2 die niedrigsten, die drei Stadt-

staaten hingegen die höchsten Quoten aufweisen. Die Flächenländer sind in etwa 

gleich aufgestellt. In absoluten Zahlen der jeweiligen Vollzeitäquivalente (VÄ) 

ergeben sich entsprechend der unterschiedlichen Bevölkerungszahlen deutlichere 

Unterschiede, welche die tatsächlichen Größen der jeweiligen Organisationen er-

kennen lassen (s. Abb. 1). 

Die Polizeien des Bundes und der Länder rekrutieren je als eigenständige Orga-

nisationen Nachwuchs. Somit besteht an dieser Stelle ein wettbewerbliches Oli-

gopol untereinander. Unter anderem anhand der aufgezeigten Größenunterschiede 

(s. Abb. 1) lässt sich erahnen, dass die jeweiligen Organisationen über unter-

schiedliche Ressourcen verfügen, um in diesem Wettbewerb zu bestehen. Die oli-

gopolitische Konkurrenzsituation dürfte jedoch weniger gewichtig für den Wett-

bewerb sein. Denn Statistiken zeigen, dass der Faktor der Nähe für die Berufsori-

entierung junger Bewerber relevant ist (vgl. IMK 2014a). Je nach Grenzlage, 

                                                 

2  Durch den gemeinsamen Haushalt des Bundes führt das statistische Bundesamt die Polizeien des 
Bundes kumuliert auf. Die jeweiligen Daten der Bundespolizei und des Bundeskriminalamtes wer-
den hier ergänzend mittels Mailkorrespondenz bei Destatis erfragt. Die Polizei des Bundestages 
wird in diesem Forschungsvorhaben aufgrund ihrer geringen Mitarbeitergröße von ca. 200 vernach-
lässigt (vgl. Deutscher Bundestag 2021). 
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Größe und Infrastruktur sind die individuellen Situationen der Polizeien jedoch 

unterschiedlich ausgeprägt. 

 

 Eignung polizeilicher Bewerber 

Laut Becker (2013) liegt der Schlüssel der Wettbewerbsfähigkeit in der Personal-

entwicklung, welche mit der Personalgewinnung beginnt und langfristig die Or-

ganisationskultur prägt. Insofern zeigt sich die langfristige Bedeutung gezielten 

Ressourceneinsatzes hinsichtlich des Recruitings. In der strategischen Ausrich-

tung des Recruitings lässt sich auch der Kern der gesellschaftlichen Debatte bzgl. 

der Polizei als Spiegelbild der Gesellschaft diskutieren. Denn die personelle 

Diversität (bspw. Geschlecht, Weltanschauung, Migrationshintergrund) der Poli-

Abbildung 1: PVB auf 100.000 Einw. in T (links/orange) und PVB in VÄ in T 

(rechts/blau; vgl. Destatis 2020b) 

 

Legende: Polizeien des Bundes: BKA = Bundeskriminalamt, BPol = Bundespolizei; Stadtstaaten: BE = Berlin, HB = 

Bremen/Bremerhaven, HH = Hamburg; Flächenländer: BB = Brandenburg, BW = Baden-Württemberg, BY = Bay-

ern, HE = Hessen, MV = Mecklenburg-Vorpommern, NI = Niedersachsen, NW = Nordrhein-Westfalen, RP = Rhein-

land-Pfalz, SH = Schleswig-Holstein, SL = Saarland, SN = Sachsen, ST = Sachsen-Anhalt, TH = Thüringen 

Quelle: Eigene Darstellung  
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Durch das beschriebene marktliche Ungleichgewicht von Angebot und Nachfrage 

auf dem Arbeitsmarkt entsteht ein entsprechend wachsender Wettbewerb der Ar-

beitgeber um Arbeitnehmer. Die Arbeitgeber müssen potenziellen Nachwuchs so-

mit aktiv anwerben und sich als Employer of Choice (vgl. Rampl 2014) positio-

nieren. Um dieses langfristige kommunikative Ziel zu erreichen, bedarf es einer 

strategischen Herangehensweise. In der Kommunikationswissenschaft knüpft 

hier die Disziplin der strategischen Kommunikation an, welche unter anderem 

mittels strategischer Konzeptionierung und darin gipfelnder treffender Zielgrup-

pendefinitionen gezielte Kampagnenarbeit leisten kann (s. Kapitel 2).  

 

 Erkenntnisinteresse und Aufbau 

In den vorherigen Abschnitten zeigt sich, dass die Bevölkerungsentwicklung die 

Polizeien auch zukünftig personell herausfordert. Vor diesem Hintergrund stellt 

sich die forschungsleitende Frage: 

Tabelle 1: Bewerbungsvoraussetzungen der Polizeien des Bundes und der 

Länder 

 
Quelle: Eigene Darstellung  
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Wie können die Polizeien des Bundes und der Länder langfristig mittels strategi-

scher Kommunikationskonzepte wettbewerbsfähig Nachwuchs anwerben? 

Um sich der Beantwortung der Forschungsfrage zu nähern, betrachtet der theore-

tische Rahmen dieses Forschungsvorhabens eingangs das Instrument der Nach-

wuchskampagne sowie entsprechende Modelle der strategischen Kommunikati-

onskonzeption für die Kampagnenplanung. Zudem wird ein Einblick in den aktu-

ellen Stand der Forschung gegeben, welcher bis dato noch lückenhaft ist. An-

schließend wird der methodische Ansatz der hier erfolgten bundesweiten empiri-

schen Erhebung geschildert. Aufgrund der noch laufenden Projektarbeit können 

zu dem jetzigen Zeitpunkt (April 2021) noch keine Ergebnisse präsentiert und 

diskutiert werden. Jedoch wird abschließend ein kurzer Ausblick auf die weitere 

geplante Entwicklung dieses Forschungsvorhabens und diesbezüglich erste er-

kannte Bedarfe gegeben.  

Der Fokus dieser Untersuchung liegt nicht auf der Bewertung der bisherigen Stra-

tegien, zumal ein Benchmarking hinsichtlich der Individualität von PR-Konzep-

tionen nicht sinnig ist (vgl. Merten & Künneth 2011). Anwendungsorientiertes 

Ziel dieser Erhebung ist es, praktikable Handlungsempfehlungen für die polizei-

liche Nachwuchswerbung zu formulieren. Diese haben den Anspruch aus Sicht 

der Polizeibehörden Akzeptanz finden zu können und realistisch umsetzbar zu 

sein. Dadurch sollen die Polizeien strategisch unterstützt werden, ihre Personalsi-

tuation langfristig professionell zu stärken und so ihre exekutive Handlungsfähig-

keit weiter zu gewährleisten. Darüber hinaus soll mit dieser Studie eine erste wis-

senschaftliche Grundlage bzgl. der Konzeptionierung strategischer Kommunika-

tion für die Polizeiforschung geschaffen werden. 
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Der analytische Part legt den Grundstein des Konzeptes. Eingangs wird das an-

zugehende Problem erörtert. Auf der Grundlage wird das Umfeld des Problems 

analysiert, vorzugweise über eine SWOT-Analyse. Somit können interne Stärken 

und Schwächen der Organisation (bspw. Arbeitszeiten, Aufstiegschancen, Boni, 

Familienfreundlichkeit) sowie externe Risiken und Herausforderungen der Orga-

nisationsumwelt (bspw. Trends, Markt, Politik, Recht, Medien) ermittelt werden, 

welche auf das Problem wirken.  

Darauf aufbauend folgt der strategische Part. Es wird definiert welche messba-

ren Ziele zur Lösung dieses Problems erreicht werden sollen und welche pri-

mären sowie sekundären Zielgruppen dazu kommunikativ erreicht werden müs-

sen. Umso exakter die Zielgruppen in ihren insbesondere charakterlichen Eigen-

schaften formuliert werden, desto absehbarer ist es diese Individuen gezielt an-

sprechen zu können. Aus den Perspektiven dieser untereinander trennscharfen 

Zielgruppen wird formuliert, wie sich die Organisation ihnen gegenüber positi-

onieren möchte und welche Botschaften (ungleich einem Slogan) die Zielgrup-

pen entsprechend von der Organisation empfangen sollen. Dieser Schritt verlangt 

somit die komplexe Fremdperspektive anderer vorzudenken. Diesbezüglich kann 

es hilfreich sein sogenannte Persona zu formulieren, welche spezifische Zielgrup-

penpersonen fiktiv verkörpern (vgl. Schmidbauer & Jorzik 2017).   

Weiter wird taktisch erörtert, welche Mittel verfügbar sind. Entsprechend wird 

ein terminierter Maßnahmen- und Ressourcenplan aufgestellt. Unter Berück-

sichtigung der Analyseergebnisse, Ziel- und Zielgruppendefinitionen, Botschaf-

ten-Formulierung und verfügbaren Mittel (zeitlich, finanziell, perso-

nell/Knowhow) werden nun die einzelnen Maßnahmen gestaltet und im Rahmen 

der Operationalisierung umgesetzt. Erst an dieser Stelle wird die wahrnehmbare 

Kampagne geplant. Bei der Planung der Maßnahmen sollte vorgedacht werden, 

wie deren Wirkungen evaluiert werden können, um die Zielerreichungen zu 

überprüfen und zu optimieren.  

Die Evaluation kann mit unterschiedlichem Tiefgang summativ (zum Ende der 

Kampagnenlaufzeit) sowie formativ (während der Kampagnenlaufzeit) erfolgen. 

Je nach Ergebnissen empfiehlt es sich die Maßnahmen und daran angegliederte 

Konzeptschritte zu controllen, d.h. nachzusteuern. Zudem sollte die Kommuni-

kation des Konzeptvorhabens auch im Sinne einer integrierten Kommunikation 

(vgl. Bruhn 2014; Zerfaß 2014) gezielt in die Organisation sowie abgestimmt mit 

weiteren Maßnahmen und Zielen der Öffentlichkeitsarbeit gesteuert werden 

(Employer Brand, Corporate Identity). Zur gezielten Steuerung von Kommunika-

tionsprozessen empfiehlt es sich Instrumente des Kommunikationscontrollings 

heranzuziehen (vgl. Rolke & Zerfaß 2014; Zerfaß 2014). 
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 Definition  

Basierend auf den geschilderten Kriterien strategischer Konzeptionierung von 

Kommunikationskampagnen richtet sich diese Erhebung an folgender Definition 

für den Forschungsgegenstand polizeilicher Nachwuchswerbung aus: 

Strategische Kommunikationskonzepte umfassen die analytische, strategische, 

taktisch-operative sowie evaluativ-controllende Herangehensweise kommunika-

tiv zu vermittelnder Botschaften mit dem übergeordneten Ziel der Handlungsle-

gitimität der Organisation Polizei durch immaterielle Wertschöpfung. Neben dem 

primären Ziel der Handlungslegitimität verfolgen Kommunikationskonzepte spe-

ziell für die Kampagnenarbeit weitergehende Ziele auf der Wirkungsebene. Diese 

beabsichtigen primär die strategisch formulierten, glaubwürdig authentischen 

Botschaften der Nachwuchswerbung mittels kommunikativer Maßnahmen in ei-

nem festgelegten Zeitraum dramaturgisch angelegt an spezifische Zielgruppen 

potenziell geeigneter Bewerber (primär) sowie deren Bezugsgruppen (sekundär) 

zu vermitteln. Ziel ist ihre Aufmerksamkeit für den Polizeiberuf zu erzeugen 

(kognitiv) und ihre Einstellungen (affektiv) bis hin zu ihrem Verhalten (konativ) 

den Bewerbungs-Botschaften entsprechend langfristig und im Sinne integrierter 

Organisationskommunikation zufriedenstellend zu beeinflussen. 

Die Abbildung 2 dient der Veranschaulichung der hier definierten immateriellen 

Wertschöpfungskette strategisch konzeptionierter polizeilicher Nachwuchswer-

bung und stellt die Ausgangsbasis der späteren Analysekriterien dieser Erhebun-

gen dar. 

 

3.   Forschungsstand  

Es existieren kaum einsehbare vergleichbare Untersuchungen strategischer Kom-

munikationskonzepte. Merten und Künneth (2011) erklären dies durch den wett-

bewerblichen Charakter der individuellen Kommunikationsstrategien. 

Der aktuelle Forschungsstand weist jedoch einzelne an die hier behandelte The-

matik angrenzende Studien auf, wie bspw. die Chancen und Herausforderungen 

von Social Media Recruiting für die Polizei Niedersachsen (vgl. Zydorek & 

Hosseiny 2012), die grundsätzliche Bedeutung zielgruppenspezifischer Anspra-

che polizeilicher Nachwuchsgewinnung (vgl. Dreimann 2017), den Bedarf kon-

zeptionell ausgerichteter Personalwerbung am Beispiel der Polizei Bremen (vgl. 

Herbst 2012) oder die grundsätzliche Profession polizeilicher Presse- und Öffent-

lichkeitsarbeit (vgl. Jarolimek et al. 2019). 
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Nettelnstroth und Kollegen (2020) untersuchen Messverfahren der Personalaus-

wahl und betonen in diesem Zusammenhang den Bedarf die Zielgruppen polizei-

lichen Nachwuchses konkret zu formulieren. Sie stellen fünf Dimensionen eines 

Anforderungsprofils auf, welche mittels valider Testverfahren im Rahmen der 

Auswahl geprüft werden können: Reflektierte Einstellung, Einsatzwille und Inte-

resse, soziale Kompetenz-Kooperation, psychische Stabilität und kognitive Fä-

higkeit. Sie empfehlen diese ermittelten Faktoren zentral für die Nachwuchswer-

bung zu berücksichtigen. 

Statistiken zeigen die polizeilichen Bestrebungen Bewerber mit Migrationshinter-

grund anzuwerben, wenngleich diese in den Bewerber- und Einstellungszahlen 

zumeist weiterhin unterrepräsentiert sind (vgl. Mediendienst Integration 2021). 

Aktuelle Forschungsprojekte erforschen weiter den polizeilichen Umgang mit 

Abbildung 2: Immaterielle Wertschöpfungskette strategisch konzeptionierter 

PVB-Nachwuchswerbung 

 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Diversität (vgl. ZuRecht 2021) und wie sich der demografische Wandel hinsicht-

lich der Zuwanderungsrate (MIGRATE, vgl. Graevskaia et al. 2021) auf die Or-

ganisation Polizei sowie ihre Personalgewinnung auswirkt.  

König (2018) macht auf den Optimierungsbedarf interner sowie externer Kom-

munikation im Sinne der Arbeitgeberattraktivität der Polizei Nordrhein-Westfa-

lens aufmerksam. Weiter untersucht das Projekt WiWePol (Wirkung der Werbe-

kampagne der Polizei Berlin) die zur Nachwuchsgewinnung und Mitarbeiterbin-

dung entwickelte Werbekampagne 110% Berlin hinsichtlich ihrer Wirkung auf 

die bestehenden PVB Berlins (vgl. HWR 2020). Diese einjährige Studie ermög-

licht dadurch einen ersten Einblick in die integrierte Kommunikation der Nach-

wuchsrekrutierung. 

Darüber hinaus existieren einige Masterarbeiten zum Thema polizeilicher Perso-

nalgewinnung seitens Absolventen der Deutschen Hochschule der Polizei. Insge-

samt zeigt sich eine dynamische Entwicklung in den Polizeien und der Polizeifor-

schung, die polizeiliche Kommunikationsarbeit zu professionalisieren. 

 

4.   Methodischer Ansatz  

Um zu erfahren, inwiefern strategische Kommunikationskonzepte die polizeiliche 

Nachwuchssituation optimieren können, muss vorerst der Status quo festgestellt 

werden. Dazu scheint die Einsicht in die jeweiligen konzeptionellen Situationen 

der Polizeien sinnvoll. Entsprechend wird die Dokumentationslage der Nach-

wuchswerbung der einzelnen Polizeien mittels ministerieller Anfragen im Juli 

2019 bis Juli 2020 erhoben (n=223). Nach der Datenbereinigung liegen n=44 Do-

kumente für die im November 2020 abgeschlossene qualitative Inhaltsanalyse an-

hand der in Kapitel 2.3 geschilderten Kriterien vor.  

Weiter wird in der Praxis möglicherweise über die rein dokumentierte Lage hin-

aus konzeptionelle Kommunikationsarbeit geleistet. Um die individuellen Her-

ausforderungen sowie die ggf. nicht dokumentierten Konzeptschritte zu erfassen 

und so die konzeptionellen Herangehensweisen ganzheitlicher nachvollziehen zu 

können, bieten sich Experteninterviews mit Verantwortlichen der Nachwuchsge-

winnung an. Entsprechend werden von Dezember 2020 bis März 2021 qualitative 

leitfadengestützte Experteninterviews (ca. 20h) mit 20 Verantwortlichen der 18 

Polizeien geführt. Die Interviews finden pandemiebedingt telefonisch statt. Eines 

der Interviews wird mittels eines Gedächtnisprotokolls dokumentiert. Die Weite-

ren werden aufgezeichnet und im Anschluss transkribiert. Die hier gewonnenen 
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Daten werden anhand der in Kapitel 2.3 geschilderten Kriterien mittels 

MAXQDA ausgewertet. 

Die Ergebnisse werden für die einzelnen Polizeien zusammengeführt, um ganz-

heitliche Situationen der jeweiligen Polizeien zu erkennen. Im Rahmen der Be-

antwortung der forschungsleitenden Frage werden durch den Abgleich der ge-

wonnenen Erkenntnisse des Status quo mit den eingangs aufgestellten Kriterien 

die beabsichtigten Handlungsempfehlungen formuliert. Für die spätere Ergebnis-

darstellung in Publikationen werden die Polizeien in übergeordnete Kategorien 

eingeteilt und pseudonymisiert, um im Sinne der Wettbewerbsfähigkeit keine di-

rekten Rückschlüsse auf einzelne Polizeien und ihre Strategien zu ermöglichen.  

Methodische Limitationen sind durch die telefonischen Interviewsituationen ge-

geben. Zudem handelt es sich um einen dynamischen Forschungsgegenstand, des-

sen Konzeptsituationen und personelle Zuständigkeiten sich auch während der 

Projektlaufzeit weiterentwickeln. Darüber hinaus ist nicht ersichtlich, inwiefern 

möglicherweise weitere konzeptionelle Dokumente während des Erhebungszeit-

raums existieren. 

 

5.   Ausblick  

Es zeichnet sich ab, dass die Polizeien unterschiedlich starken Ressourcenbedarf 

aufweisen, welcher bisher keine bundesweit optimale Nachwuchsgewinnung so-

wie entsprechende Zielgruppenansprache oder ganzheitliche Konzeptionen er-

möglicht. Um diesen ersten Ansatz zur Erfassung der Konzepte auf die Wirkungs-

ebene zu übertragen, könnten weitere Rezeptions- und Wirkungsanalysen ange-

schlossen werden. Soweit die derzeitige Pandemiesituation es zulässt, soll in ei-

nem hieran anknüpfenden Projektteil im Jahr 2022 mittels eines Eyetracking-Ex-

perimentes mit Oberstufenschülern untersucht werden, wie einige der aktuellen 

audiovisuellen Maßnahmen auf die primär angestrebten Zielgruppen wirken. 

Hierbei wird ein besonderer Fokus auf die bereits erwähnte Authentizität des ver-

mittelten Bildes des Polizeiberufes gelegt. Ausgehend von dem Konstrukt der Ar-

beitgebermarke könnte sich im Ausblick des gesamten Teilprojektes der Bedarf 

einer Arbeitgeberimage-Studie für die Organisation Polizei zeigen. 
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Einblicke in das Projekt PluS-i  
 

Ehrenamtliche als Akteur pluralen Polizierens 

 

Sigrid Pehle und Frauke Reichl 

 

 

 

Die seit einigen Jahrzehnten auch für Deutschland zu beobachtende Pluralisierung 

der Sicherheitsproduktion meint, dass neben der Polizei diverse Sicherheitsak-

teure für die Herstellung von Sicherheit und Ordnung zuständig sind. Das Projekt 

PluS-i fokussiert dabei auf die Pluralisierung in einem spezifischen Bereich der 

Sicherheitsproduktion: dem Polizieren. Plurales Polizieren meint, dass mindes-

tens zwei Sicherheitsakteure im öffentlich zugänglichen Raum koexistent oder 

kooperativ polizierend tätig sind, also bspw. sichtbar bestreifen oder bewachen. 

Am Beispiel einer deutschen Großstadt zeigen wir, welche Ziele mit einer spezi-

fischen Form des Polizierens, dem ehrenamtlichen Polizieren, also das Polizieren 

von Bürgerinnen und Bürgern im Auftrag der Polizei, verfolgt werden und wie 

dieses in das plurale Polizieren eingebunden ist. Auf Grundlage einer Bevölke-

rungsbefragung gehen wir zudem der Frage nach, wie Bürgerinnen und Bürger 

die Präsenz der ehrenamtlichen Sicherheitsakteure wahrnehmen und ihre Arbeit 

bewerten. Abschließend werden diese beiden Themenbereiche zueinander in Ver-

bindung gebracht, sodass die Frage beantwortet werden kann, inwieweit die Ziele 

des ehrenamtlichen Polizierens mit Blick auf die Bevölkerungsperspektive er-

reicht werden.  
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2. Methodik 

Wie beschrieben, verfolgen wir im Projekt PluS-i einen Mixed-Methods Ansatz. 

Für den vorliegenden Beitrag wurde ein Teil der in PluS-i erhobenen Daten aus-

gewertet. Dazu zählen die Transkripte von 13 qualitativen Leitfadeninterviews 

mit Polizeibeamtinnen und -beamten, ehrenamtlich Polizierenden sowie Angehö-

rigen des kommunalen Ordnungsdienstes, die mithilfe der qualitativen Inhaltsan-

alyse nach Schreier (2012) ausgewertet wurden (vgl. dazu ausführlich Hirsch-

mann et al. 2020) sowie eine Onlineumfrage unter ehrenamtlich Polizierenden in 

Stadt E; u. a. zu Schnittstellen zu und der Zusammenarbeit mit weiteren Sicher-

heitsakteuren (n = 8).  

Des Weiteren werden Daten aus im Rahmen des Forschungsprojekts durchgeführ-

ten Bevölkerungsbefragungen der Jahre 2018, 2019 und 2020 deskriptiv ausge-

wertet. Ziel der Befragungen war es, eine kontinuierliche Entwicklung in Bezug 

auf die Wahrnehmung städtischer Sicherheitsakteure, das Sicherheitsgefühl in der 

Bevölkerung sowie weiterer Themenkomplexe im Kontext Sicherheit in der In-

nenstadt abbilden zu können (vgl. dazu ausführlich Pehle und Kuperan 2020). 

 

3. Ehrenamtliches Polizieren 

Ehrenamtliches Polizieren ist derzeit in Sachsen und Bayern (Sicherheitswacht), 

Baden-Württemberg und Hessen (Freiwilliger Polizeidienst) sowie Brandenburg 

(Sicherheitspartner) umgesetzt (vgl. auch Hirschmann und Groß 2012; Wurtzba-

cher 2004). Wie bereits einführend erwähnt, ist der Einsatz polizierender Akteure 

von den landesrechtlichen Rahmenbedingungen sowie von der kommunalen Um-

setzung beeinflusst. Dies gilt auch für das ehrenamtliche Polizieren, welches 

nachfolgend in seiner spezifischen Ausgestaltung auf kommunaler Ebene in der 

Fallstadt vorgestellt wird. 

 

 Aufgabe und Ziele ehrenamtlich Polizierender in Stadt E 

Mitte der 2000er Jahre wurde in Stadt E das ehrenamtliche Polizieren mit 20 Frei-

willigen eingeführt. Derzeit (Stand 2020) sind etwas weniger als 20 Personen eh-

renamtlich polizierend tätig. In einer 50-stündigen Schulung lernen die Freiwilli-

gen rechtliche Aspekte und führen praktische Handlungstrainings durch. Wäh-

rend ihrer Tätigkeit haben sie erweiterte Jedermannsrechte, sodass sie u.a. Platz-

verweise aussprechen und Identitätsfeststellungen vornehmen dürfen. Sie tragen 
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dieser Frage gaben sie die Sichtbarkeit von Polizei, Ordnungsdienst, gewerblicher 

Sicherheit sowie dem Freiwilligen Polizeidienst an. Während etwa ein Viertel der 

Befragten die Polizei jeweils selten, manchmal oder häufig sieht, wird der Ord-

nungsdienst von einem Großteil der Befragten (knapp 40 Prozent) häufig gesehen. 

Nie, selten oder manchmal wird die gewerbliche Sicherheit angetroffen. Der Ak-

teur, der jedoch am seltensten gesehen wird, sind die ehrenamtlichen Polizieren-

den. Im Rahmen der Fragestellung hatten die Bürgerinnen und Bürger auch die 

Möglichkeit zu sagen, dass sie den erfragten Akteur nicht kennen. Von dieser 

Möglichkeit ist insbesondere beim Freiwilligen Polizeidienst sehr häufig Ge-

brauch gemacht worden: Rund ein Drittel der Befragten kennt diesen Akteur gar 

nicht. 

 

 

Abbildung 1: Sicherheitsgefühl der Befragten  

 

 

 

Quelle: Eigene Darstellung 
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 Zufriedenheit mit ehrenamtlich Polizierenden  

Neben der Sichtbarkeit verschiedener Akteure sollten die Befragten auch bewer-

ten, wie zufrieden sie mit deren Arbeit sind. Da die Bewertung sich auf konkrete 

Erfahrungen/Situationen beziehen soll, ist die Frage nur denjenigen Befragten ge-

stellt worden, die auch angaben, die Sicherheitsakteure in der Innenstadt gesehen 

zu haben. Wie in Tabelle 3 dargestellt, sind ehrenamtlich Polizierende nur relativ 

selten auch als solche gesehen worden. Daher hat sich die Stichprobengröße auf 

16 bis 27 Befragte reduziert. In allen Untersuchungsjahren zeigt sich der Großteil 

der Befragten überwiegend zufrieden mit deren Arbeit (s. Abbildung 2), wenn-

gleich diese Rückmeldung auf Grund der kleinen Stichprobe mit Vorsicht zu be-

trachten ist. 

 

 Unterscheidbarkeit und Rechte der Akteure 

Neben der Einschätzung der ehrenamtlichen Polizierenden stellt sich die Frage, 

inwiefern es Bürgerinnen und Bürgern möglich ist, verschiedene Sicherheits-

kräfte anhand ihrer Uniformierung voneinander zu unterscheiden. Über 60 Pro-

zent der Befragten gaben an, dass sie eine solche Unterscheidung schwer finden 

(endverbalisierte 6er Skala, hier auf 3 Punkte zusammengefasst). Nur gut 10 Pro-

zent finden es hingegen nicht schwer zu differenzieren.  

Auch in Bezug auf zugeschriebene Rechte verschiedener Sicherheitsakteure fällt 

den Bürgerinnen und Bürgern eine Zuordnung schwer. Etwa die Hälfte aller Be-

Abbildung 2: Zufriedenheit mit Arbeit ehrenamtlich Polizierender (Angaben in 

Prozent) 

 
 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Als Potential für eine effektive Sicherheitsarbeit kennzeichnen verschiedene Ko-

operationsformen die Sicherheitsarchitektur moderner Großstädte. Am Beispiel 

der Städte Leipzig, Düsseldorf und Wuppertal widmet sich der vorliegende Bei-

trag den Chancen und Herausforderungen von Sicherheitskooperationen zwi-

schen kommunalen Akteuren und der Polizei im Bahnhofsviertel, die mit Hilfe 

von leitfadengestützten Expert*inneninterviews, einer Dokumentenanalyse und 

teilnehmenden Beobachtungen untersucht wurden. Im Ergebnis zeigt sich, dass 

die informelle Ausgestaltung der Zusammenarbeit sowie kurze Informationswege 

entscheidender für eine effektive Kooperationsbeziehung sind als die rechtliche 

Rahmung.   
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nungsdiensten, leitfadengestützten Expert*inneninterviews und strukturierten Be-

gehungen in den Bahnhofsvierteln der Städte Düsseldorf, Leipzig und Wuppertal 

erheben konnten. 

Auf Basis einer Dokumentenanalyse werden in einem ersten Schritt zunächst die 

rechtlichen Grundlagen der jeweiligen Kooperationsbeziehungen qualitativ be-

wertet. Als Informationsquellen dienen dabei öffentlich zugängliche Verwal-

tungsdokumente aus den Ratsinformationssystemen der Städte, Gesetzestexte und 

Medienberichte zu den einzelnen Kooperationsformen. Die Analyse von verbalen 

Daten ermöglicht darüber hinaus die Identifikation von Handlungs- und Deu-

tungsmustern sowie deren tiefergehende Analyse (vgl. Flick 2002). Hierzu wur-

den in leitfadengestützten Interviews Vertreter*innen von Sicherheits- und Ord-

nungsbehörden auf unterschiedlichen Hierarchieebenen befragt. Der Leitfaden 

umfasste u.a. Fragen zur persönlichen Wahrnehmung der Zusammenarbeit, zur 

Problemeinschätzung und zur Identifikation von Chancen und Potentialen. Die 

nachfolgenden Ausführungen beruhen auf Interviews, die wir im Zeitraum De-

zember 2018 bis Februar 2021 in den drei Städten durchgeführt haben.  

Tabelle 1 gibt Auskunft über die Verteilung der Interviewpartner*innen aus Poli-

zei und Ordnungsamt. Die Interviews schaffen die Grundlage einer qualitativen 

Inhaltsanalyse zur Informationsgewinnung, bei der das Wissen von Expert*innen 

den Ausgangspunkt bildet, um Kausalzusammenhänge erkennen und analysieren 

zu können (Bogner/ Littig/ Menz 2014).   

Tabelle 1: Beschreibung des Samples 

Sicherheitsakteure Anzahl der Interviews 

Düsseldorf 
2 OD 

5 Pol 

Leipzig 
2 OD 

1 Pol 

Wuppertal 
1 OD 

5 Pol 

Gesamt 16 Interviews (18 Personen)  

Quelle: eigene Darstellung. 
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Dieser Aufsatz zeigt unter einer performativen Perspektive nicht-physische For-

men der Gewalt in Gestik, Mimik und Sprache sowie Grenzphänomene zur phy-

sischen Gewalt innerhalb von Interaktionssituationen zwischen PolizeibeamtIn-

nen und PassantInnen auf. Gegenstand ist eine Ethnografie bei einer Bundespoli-

zeieinheit an einem deutschen Großstadtbahnhof, in welcher sowohl gewaltvolle 

verbale als auch non-verbale Kommunikationsformen zwischen beiden Interakti-

onsparteien beobachtet wurden, welche teilweise in Grenzphänomen zur physi-

schen Gewalt mündeten. 

Deutlich wird, dass sich einige Personengruppen bereits durch den Anblick der 

vorherrschenden Polizeipräsenz provoziert fühlen können. Wahrgenommen wur-

den dabei kollektive Herabsetzungen dieser durch Provokationen, Beleidigungen 

sowie Bedrohungen, die teilweise als Herausforderung eines polizeilichen Inter-

aktionseinstiegs fungierten.  
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Die PolizistInnen traten wiederum in erster Linie durch indirekte Formen der 

nicht-physischen verbalen Interaktionsgewalt in Erscheinung, die außerhalb des 

Aufmerksamkeitsbereiches der Betroffenen im Nachgang prekärer sowie kon-

flikthafter Interaktionssituationen vollzogen wurde. Darüber hinaus zeigten sich 

in direkten Interaktionssituationen seitens den PolizistInnen ebenfalls Formen der 

Interaktionsgewalt, indem sie das Verhalten ihrer GesprächspartnerInnen non-

verbal gewaltvoll kommentierten sowie ihren KollegInnen kommunizierten. 

 

1.   Gegenstand der Ethnografie 

Sowohl zu körperlicher Gewalt an PolizistInnen1 als auch physischer Polizeige-

walt gegenüber natürlichen Personen existiert bereits eine Vielzahl interdiszipli-

närer Forschungen, welche im Gros eine der beiden Akteursgruppen sowie phy-

sische Gewalt fokussieren. Doch, obgleich die Ausübung physischer Gewalt be-

reits eine Eskalation darstellt, erfahren vorangegangene Interaktionsverläufe und 

damit beidseitiges gewaltvolles Interaktionshandeln in Gestik, Mimik und Spra-

che eine Unterthematisierung (vgl. Equit/Schmidt 2016: 61ff; Pabst 2016; 380f; 

Reemtsma 2017: 474ff.). Dies betrifft auch die Konfrontation der Polizeikräfte 

mit Formen der nicht-physischen Gewalt im Berufsalltag sowie gleichzeitig deren 

Anwendung dieser gegenüber PassantInnen. Aus diesem Grund beschäftigt sich 

dieser Aufsatz mit nicht-physischen Gewaltformen sowie Grenzphänomenen zur 

physischen Gewalt, um aufzuzeigen, dass Gewalt trotz der Abwesenheit von Kör-

perlichkeit existiert. Dies geschieht unter einer beidseitigen Fokussierung der po-

lizeilichen sowie zivilen Akteure, und zwar innerhalb von konkreten Interaktions-

situationen. Als Forschungsgegenstand dient eine neunwöchige Ethnografie, in 

der insgesamt 30 h Interaktionssituationen zwischen BundespolizistInnen und 

PassantInnen an einem deutschen Großstadtbahnhof beobachtet wurden. Dies ge-

schah zu verschiedenen Tages- und Nachtzeiten sowie unter der Woche als auch 

an Wochenenden. Im Zuge der Auswertung der Beobachtungen eröffnete sich da-

bei die nicht-physische Gewaltperspektive der diesem Aufsatz zugrundeliegenden 

Masterarbeit.  

                                                 

1  Da sich innerhalb der Analyse die binären Geschlechter als institutionelle polizeiliche Tatsache be-
stätigten, erfolgt, vermeintlich zu Lasten des gendersensiblen Sprachgebrauchs, eine Benennung 
dieser (vgl. Behr 2006: 107f.; ebd.; 170f.; Hunold 2016: 239ff.). An den anderen Stellen wurde zu-
gunsten des gendersensiblen Sprachgebrauchs die Binnen-I-Variante gewählt oder geschlechts-
neutrale Begriffe verwendet.  
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Die teilnehmenden Beobachtungen erfolgten ausschließlich im Zuständigkeitsbe-

reich innerhalb des Bahnhofes, da in diesem gegenteilig zur Dienststelle direkte 

sowie unvermittelte Kontaktaufnahmen und damit verbunden spontane Interakti-

onssituationen möglich waren. Kennzeichnend für diese war die Wirksamkeit ge-

sellschaftliche Zwänge sowie einer Vorzeitigkeit, indem für beide Interaktions-

parteien höchstens eine einseitige Entscheidungsfreiheit bezüglich des Interakti-

onseintritts bestand. Zudem handelt es sich um ein Aufeinandertreffen fremder 

Personen, zwischen welchen eine asymmetrische Interaktionskonstellation zu-

gunsten der PolizistInnen vorlag, womit die Interaktionssituationen bereits ein 

vorstrukturiertes Konfliktpotential aufwiesen (vgl. Baier/Ellrich 2012: 24; 

Equit/Schmidt 2016: 49ff; Hunold 2016: 231ff.). 

 

2.   Gewaltperspektive 

Der Aufsatz vertritt eine performative Perspektive, in der Sprache als soziales 

Handeln gefasst wird, mit der etwas getan, aber auch angetan werden kann (vgl. 

Austin 1981: 121ff; Hirsch 2001: 12;). Denn sowohl verbale als auch non-verbale 

Kommunikationsformen können aufgrund eines gewaltvollen Einsatzes eine Her-

absetzungs- sowie Verletzungsmacht entfalten (vgl. Equit/Schmidt 2016: 62f; 

Kuch/Herrmann 2007: 192ff; Pabst 2016: 385). Dies gilt insbesondere für Grenz-

phänomene durch verbale sowie non-verbale Bedrohungen, denen als Vorstufe 

der physischen Gewalt ein Konflikt- sowie Eskalationspotential innewohnt (vgl. 

Butler 2006: 20ff; Collins 2011: 43; Reemtsma 2017: 126ff.). Somit wird von 

keinen fixen Grenzen zwischen den verschiedenen Ebenen in Gestik, Mimik, 

Sprache sowie Physis ausgegangen, sondern von möglichen Überlappungen so-

wie Formen des Ineinander Übergehens (vgl. Pabst 2016: 385; Hoebel/Knöbl 

2019: 187ff; Reemtsma 2017: 129f.). Dabei wird nicht-physische Gewalt als non-

verbaler und verbaler Akt der Kommunikation gefasst, welche Individuen auf-

grund ihres Symbolcharakters bewusst oder unbewusst in ihrem Status schädigen, 

verletzen oder zu etwas nötigen kann, sodass sich Interaktionssituationen zu Ge-

waltsituationen entwickeln können. Dies geschieht aufgrund von ein- oder beid-

seitiger Verwendung gewaltvoller Mikropraktiken, welche in einer Herabsetzung, 

Erniedrigung, Abwertungen sowie Missachtung der Subjekte resultieren (vgl. 

Butler 2006: 20ff; Equit/Schmidt 2016: 55ff; Graumann/Wintermantel 2007: 

169ff.).  

Das Resultat hieraus können Dekonstruktionen beziehungsweise Degradierungen 

des sozialen Status der beteiligten Personen(-gruppen) sein (vgl. Garfinkel 2007: 
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auf eine Unterscheidung nach vollwertigen und abweichenden Gesellschaftsmit-

gliedern rekrutiert wurde (vgl. Collins 2005: 353f.; Garfinkel 2007: 55; 

Kuch/Herrmann 2007: 198f.) 

 

3.2.  Non-verbale Interaktionsgewalt durch Mimik und Gestik   

Mimik und Gestik spielte eine große Rolle für die nicht-physische Interaktions-

gewalt im Feld, welche vor allem auf Seiten einzelner Bevölkerungsmitglieder 

beobachtbar war. Oftmals erfolgte dabei eine Degradierung der PolizistInnen zu 

Interaktionsobjekten, da dies aus bestimmten Entfernungen sowie in einem Fall 

aus einem bereits verriegelten und abfahrbereiten Zug standfand. Gezeigt wurde 

non-verbale Interaktionsgewalt in erster Linie seitens negativ gegenüber der Po-

lizei eingestellten Fußballfans sowie anderen männliche Passanten im Alter zwi-

schen 20 und 40 Jahren. Diese symbolisierten durch Mimik und in einigen Fällen 

Gestik ihre Ablehnung der Polizeipräsenz sowie Nichtanerkennung der Staatsre-

präsentantInnen. Besonders deutlich wurde das anhand sexualisierte Gesten, die 

symbolisch für Geschlechtsverkehr stehen, gegenüber Polizistinnen. Damit einher 

ging ein Ausdruck von Abwertung sowie Geringschätzung dieser, da sie durch 

das subkulturell verankerte Abwertungszeichen auf ihre sexuellen Merkmale als 

Frau reduziert wurden (vgl. Behr 2006: 170f; Groenemeyer 2016: 76f; Hunold 

2016: 242). Des Weiteren war häufig das Zeigen des Mittelfingers als ebenfalls 

symbolisch verankerte Form der Beleidigung sowie Respektlosigkeit gegenüber 

den PolizeibeamtInnen beobachtbar. Dies erfolgte jedoch nicht nur non-verbal, 

sondern darüber hinaus kombiniert mit verbalen Gewaltformen in Form von Be-

leidigungen.  

Abwertende Gestik trat ausschließlich in Verbindung mit aggressiven oder ab-

schätzigen Mimiken auf sowie teilweise in direkten Interaktionssituationen zur 

Unterstreichung verbaler Äußerungen und Vorwürfe gegenüber den BeamtInnen. 

Ergänzt wurde dies in einigen Fällen durch eine erhöhte verbale Lautstärke, wel-

che bis hin zu einem Anschreien der PolizistInnen durch sichtbar aufgebrachte 

Gegenüber reichte. Insgesamt wurden gestische Formen der Interaktionsgewalt 

gegenüber einzelnen PolizistInnen in Polizeigruppen und weniger Polizeistreifen 

beobachtet. Dies betraf ebenfalls negative Mimiken seitens verschiedener Passan-

tInnen, sofern diese aufgrund polizeilicher Maßnahmen in ihrer Bewegungs- und 

somit Handlungsfreiheit innerhalb des Bahnhofes eingeschränkt wurden. Bezüg-

lich des Ausdrucks von non-verbaler Interaktionsgewalt durch Mimik verdeut-

lichte sich die Logik des Kollektivobjektes der Polizeiuniform, der eine konflikt-
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hafte, vorstrukturierende Logik zukam. Denn auf diese reagierten negativ gegen-

über den PolizistInnen eingestellte Personen nicht nur mit beleidigenden Verbal-

sierungen und Gesten, sondern am häufigsten durch die Zurschaustellung abschät-

ziger sowie abwertender Mimik.  

Demgegenüber war gewaltvolle Gestik seitens den Polizeikräften nicht wahr-

nehmbar, sondern ausschließlich gewaltvolle Mimik in direkten Interaktionssitu-

ationen. Beobachtbar war hierbei mehrfach ein Austausch belustigender Blicke 

sowie Formen des Grinsens und Lachens bezüglich als deviant wahrgenommenen 

Anfragenden. Dadurch wurden diese als nicht ernstzunehmend eingestuft und ihre 

Anliegen, Äußerungen sowie ihr Verhalten wurden der Lächerlichkeit preisgege-

ben, indem diese als vollwertige InteraktionsteilnehmerInnen verneint wurden 

(vgl. Collins 2005: 65f; Goffman 2017: 31f; Kuch/Herrmann 2007: 193). Dies 

diente der eigenen Rückversicherung durch das Einholen einer visuellen Bestäti-

gung der KollegInnen. Hierdurch verdeutlichte sich exemplarisch die asymmetri-

sche Interaktionsstruktur zugunsten der Polizeikräfte als einer der Hauptfaktoren 

für gewaltvolle Situationsprekarisierungen, da vermeintlich deviante Personen im 

Vergleich zu anerkannten Gesellschaftsmitgliedern vermehrt Machtasymmetrien 

zu spüren bekamen. Allerdings ließ sich dies teilweise wiederum mit einem un-

bewusst symbolisch gewaltvollen Handeln dieser begründen. Denn diese Perso-

nen brachen häufiger die feldspezifische polizeiliche Interaktionsetikette in Form 

des polizeilich erwartete respektvolle Verhalten sowie kulturell gültige Abstände 

gegenüber den PolizeibeamtInnen. 

 

3.3.  Grenzphänomene zu physischen Form der Interaktionsgewalt 

Grenzphänomene zur physischen Gewalt wurden innerhalb der Ethnografie so-

wohl beobachtet als auch berichtet, wobei diese nicht in physischer Gewalt mün-

deten. Trotzdem zeigten einzelne Personengruppenvertreter gegenüber den Poli-

zisten verschiedene Formen der nicht-physischen Gewalt durch Verbalisierungen 

und Gestik. Diese stellten dabei Grenzphänomene zur physischen Gewalt dar und 

äußerten sich durch rhetorische Fragen, welche in einem bedrohenden Tonfall 

vorgebracht wurden (vgl. Butler 2006: 20ff; Collins 2011: 523; Reemtsma 2017: 

126). Teilweise erfolgten Ankündigungen für später, welche sich auf einzelne Po-

lizisten bezogen und eine körperliche Unterlegenheit dieser bei einem erneuten 

Aufeinandertreffen vorhersagten. Unterlegt wurde dies oftmals durch Gestik, um 

die eigene körperliche Überlegenheit zu suggerieren (vgl. Collins 2011: 341f.; 

535; Hunold 2016: 239). Zusammenhängend damit waren Provokationen zu hö-

ren, die besagten, dass die BeamtInnen ausschließlich in der Polizeigruppe stark 
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4.   Fazit 

Die Ethnografie zeigte, dass Interaktionssituationen zwischen PolizistInnen und 

natürlichen Personen trotz der Abwesenheit von physischer Gewalt nicht-phy-

sisch gewaltvoll sein können. Dies äußerte sich auf beiden Akteursseiten durch 

verbale sowie non-verbale Formen der nicht-physischen Interaktionsgewalt sowie 

Übergangsszenarien in Form der Grenzphänomene zur physischen Gewalt. An-

wendung fanden dabei bewusste als auch unbewusste Kommunikationsformen in 

Form von Beleidigungen, Diskreditierungen sowie Statusmissachtungen bezie-

hungsweise -herabsetzungen, die sich verbal und non-verbal durch abwertende 

oder aggressive Gestik und Mimik äußerten. Dabei kam es zu direktem und indi-

rektem nicht-physischen Gewalthandeln. Insbesondere Interaktionssituationen 

zwischen den Polizeikräften und vermeintlich deviantem Klientel verdeutlichten 

die Wirkung äußerer Zwänge und damit die spezielle Interaktionskonstellation 

einschließlich deren gewaltvolle Rahmung. Dabei waren nicht-physische Formen 

der Interaktionsgewalt durch Polizeikräfte in erster Linie im Anschluss prekärer 

sowie konflikthafter Interaktionssituationen beobachtbar. Denn direkte Interakti-

onssituationen zwischen BundespolizistInnen und Bevölkerungsmitgliedern blie-

ben zunächst einseitig seitens den natürlichen Personen gewaltvoll. Trotzdem 

zeigte sich, dass der Einsatz nicht-physischer Gewalt auf beiden Seiten zur Ab-

grenzung gegenüber der anderen Interaktionspartei eingesetzt wurde. Dies fand 

im Zuge einer individuellen sowie kollektiven Selbstvergewisserung bezüglich 

bestimmter Gruppenlogiken statt.  

Hierdurch verdeutlichte sich, dass es sich bei nicht-physischer Interaktionsgewalt 

um ein komplexes Phänomen handelt, welches in vielfältigen Ausprägungen auf-

tritt und sich direkt aber auch indirekt gegenüber den Betroffenen sowie sowohl 

bewusst als auch unbewusst äußern kann. Gerade bezüglich Letzterem zeigte sich 

die Relevanz von Dritten für die Bestimmung der Gewaltförmigkeit von Interak-

tionssituationen. So müssen Betroffene nicht anwesend sein, um Opfer nicht-phy-

sischer Gewalt zu werden.  

Zusammenhängend damit zeigte sich die Rolle von unbeteiligten Dritten, die in 

Form eines Publikums teilweise aktiv in das Interaktionsgeschehen eingriffen. 

Die ZeugInnen kommentierten die Imageangriffe und verbalisierten damit ver-

bunden die nicht-physische Gewalt in Gestik, Mimik und Sprache sowie Grenz-

phänomene. Letztere verdeutlichten, dass nicht-physische Interaktionsgewalt zur 

Erzeugung physischer Gewalt bemüht wird und somit in diese münden kann. 

Hierdurch wurde die Bedeutsamkeit der Beachtung von Interaktionsverläufen als 

mögliche Erklärung für physische Gewaltsituationen herausgestrichen. 
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Die Zeiten polizeilicher Praktiken wurden in der Forschung bisher vorrangig mit 

Blick auf präventive und präemptive Polizeistrategien, wie z.B. das predictive po-

licing, untersucht. Der Beitrag nähert sich aus zeitsoziologischer Perspektive ex-

plorativ an die polizeiliche Notrufbearbeitung an. Als Timing betrachtet, werden 

die temporalen Bezüge und die Zeitproduktionen im Prozess der Notrufbearbei-

tung herausgearbeitet und deutlich gemacht, dass die Zeiten der Notrufbearbei-

tung nicht durch ein äußeres Notereignis bestimmt werden, sondern durch die po-

lizeilichen Praktiken geordnet und transformiert werden. 
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Monitor sehen, ob sie kollektiv hinter dem auflaufenden Notrufgeschehen zurück-

bleiben und eine Warteliste entsteht. Wenn die Beamt*innen einen Anruf anneh-

men, läuft die Uhr und auch die vorherige Wartezeit wird angezeigt und regis-

triert. Die mediatisierte Vermessung der Notrufbearbeitung macht damit Zeit 

wahrnehmbar, zugänglich und macht sie zum möglichen Kriterium von Perfor-

manzbewertungen.7 

Die Übergabe des Einsatzes an die Disposition begleiten farbige Nachrichtenfens-

ter und ein Anpingen durch das Einsatzleitsystem, das insbesondere die Dispo-

nent*innen an neue Aufgaben erinnert. Und auch hier werden im Einsatzprotokoll 

jegliche Zeiten von der ersten Ansicht des neuen Einsatzes, über die Verständi-

gungs- und Ankunftszeiten sowie Vermerke im Einsatzprotokoll minutiös erfasst. 

Gleiches gilt für Einträge in das Einsatzprotokoll. Insofern ein Funkstreifenwagen 

mehr als 15 Minuten in einem Status der Einsatzbearbeitung verbleibt, warnt das 

Einsatzleitsystem die Disponent*innen. 

Diese mediale Präsentation und die technischen Zeitanforderungen vergegen-

ständlichen Zeit und bieten sie damit als Gegenstand der Koordination der Prak-

tiken der Notrufbearbeitung geradezu an (vgl. zur Problematik der vergegenständ-

lichten Vergegenwärtigung: Grenz, Pfadenhauer, und Kirschner 2018). Da die 

Medientechnologien diese Daten liefern, ermöglichen ihre materialen Oberflä-

chen auch die Bewertung der Tätigkeiten unter den Maßgaben von Geschwindig-

keit und Zeiteffizienz. In noch stärkerer Form stoßen die Medientechnologien 

aber auch bestimmte Handlungen an. Sie fordern auf, sich bestimmten Ereignis-

sen zuzuwenden und stecken Freiräume und Entlastungszeiten in hochfrequenten 

Notrufphasen ab. 

 

4. Zusammenfassung: Zeitkonfigurationen 

Die Praktiken der Notrufbearbeitung rekurrieren auf ein medientechnologisches 

Arrangement, das Zeit als Ordnungs- und Koordinationsressource sowie als Be-

wertungsgegenstand materiell verfügbar macht. Sie sind aber ebenso auf ein spe-

zifisches know-how angewiesen, das den Normalvollzug organisationaler Pro-

zesse antizipiert und damit deren normativ verfasste Situationsadäquanz herstellt. 

                                                 

7  Die in Österreich zentral in Rechnungshofprüfungen (2010) kritisierte betriebswirtschaftliche Inef-
fizienz der polizeilichen Notruforganisation mahnte entsprechend zur Herstellung einer bewertba-
ren Messung der Einsatzzeiten als zentralem Rationalisierungs- und Effizienzkriterium. 
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Im Rahmen der Schuld ist schließlich die persönliche Vorwerfbarkeit der Tat zu 

erörtern,11 die etwa mangels Schuldfähigkeit (§§ 19-21 StGB) oder eines Verbot-

sirrtums (§ 17 StGB) entfallen kann. 

 

2.2. Anwendbarkeit auf den Polizeivollzugsdienst 

Die Struktur des § 340 Abs. 1 StGB entspricht dem allgemeinen Aufbau aller Er-

folgsdelikte: Der Tatbestand etabliert eine Strafnorm, deren Grenze vorsätzlich 

überschritten werden muss. Diese Normüberschreitung muss zudem rechtswidrig 

und schuldhaft erfolgen. 

Schlägt eine verbeamtete Lehrperson einem Schüler als Antwort auf sein aus ihrer 

Sicht respektloses Verhalten schmerzhaft ins Gesicht, so erfüllt sie den Tatbestand 

des § 340 Abs. 1 StGB auf rechtswidrige12 und schuldhafte Weise, und macht sich 

strafbar. Durch die Tathandlung des Schlagens überschreitet sie das von der Norm 

aufgestellte Gebot, als Amtsträger:in keine Körperverletzungen im Dienst zu be-

gehen. Auf subjektiver Ebene handelt die Lehrperson mit Eventualvorsatz13, wenn 

es ihr zwar vorrangig auf die Disziplinierung des Schülers ankommt, sie für dieses 

Ziel jedoch die Körperverletzung desselben billigend in Kauf nimmt. Sie über-

schreitet (eventual-)vorsätzlich die Tatbestandsschwelle. Die hierdurch indizierte 

Rechtswidrigkeit und Schuld lassen sich vorliegend nicht ausräumen. 

In einer Situation, in der von PVB unmittelbarer Zwang gegen eine von einer 

Maßnahme betroffene Person angewendet wird, um eine Maßnahme durchzuset-

zen, handeln ebenfalls Personen mit Amtsträgereigenschaft im Rahmen ihrer 

Dienstausübung.  

 

                                                 

11  Rengier 2020, § 24 Rn. 1. 

12  Insb. kommt keine Rechtfertigung aus einem (ggf. durch die Eltern übertragenen) Züchtigungsrecht 
in Betracht, vgl. SK-StGB/Wolters, 9. Aufl. 2016, § 340 Rn. 19. 

13  Sofern nicht bereits sicheres Wissen um den Erfolgseintritt vorliegt. Zur Verdeutlichung soll in die-
sem Beispiel davon ausgegangen werden, dass die Lehrperson mit dem Eintritt eines Verletzungs-
erfolges für möglich hält, diesen aber zu Gunsten der erwarteten Disziplinierungsfunktion der Ohr-
feige billigend in Kauf nimmt. 
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Die Arbeit der Polizei im Rahmen von internationalen Friedensmissionen ist ge-

prägt von kurzen Entsendezeiten und von Aufgaben, mit denen Polizist*innen oft 

wenig Erfahrung haben. Um dies zu kompensieren, haben entsendende Staaten 

und Organisationen Trainingsinstitute und -curricula entwickelt, mit denen Poli-

zist*innen auf ihre Arbeit im Ausland vorbereitet werden sollen. Dieser Beitrag 

nimmt Bezug auf aktuelle Debatten über die Rolle von Training und Ausbildung 

für Friedenseinsätze und argumentiert, dass die Arbeit dieser Trainingsinstitute 

stärker in den Blick genommen werden sollte. Weiter werden in dem Beitrag An-

sätze und Forschungsmethoden der internationalen Praxistheorie als Möglichkeit 

vorgeschlagen, um sich dieser Thematik auf innovative Weise zu nähern.  
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diesen strukturierten Möglichkeiten des Austausches existieren weniger formali-

sierte Kooperationen unter den Trainingseinrichtungen. Dazu gehört beispiel-

weise die gegenseitige Entsendung und Einbindung von Ausbildenden und Kurs-

teilnehmenden in Trainingsmaßnahmen anderer Einrichtungen.28  

Anders als es die hier diskutierte Bandbreite an Foren für Austausch und Koope-

ration eventuell suggeriert, ist das Feld der (polizeilichen) Trainingseinrichtun-

gen, bzw. der dort aktiven Expert*innen, relativ überschaubar. Oft verfügen die 

Trainingseinrichtungen nur über einen kleinen permanenten Personalkörper an 

Expert*innen, die sich untereinander zumeist kennen. In Bezug auf die internati-

onale Kooperation heben die Trainingsbeauftragten die Bedeutung dieser persön-

lichen Kontakte zu Expert*innen an anderen Trainingseinrichtungen hervor. Für 

die Anbahnung und Aufrechterhaltung dieser persönlichen Netzwerke sind die 

verschiedenen Foren aber von zentraler Bedeutung.29  

Inwieweit die Möglichkeit der Zertifizierung von Trainingsangeboten und der 

Austausch untereinander zu einer tatsächlichen Konvergenz der Trainingsinhalte 

führen, scheint derzeit ungeklärt. Im Rahmen der EUCTG wird daher, neben einer 

Trainingsbedarfsanalyse, aktuell auch eine Art Bestandsaufnahme der in Europa 

angebotenen Trainingsmaßnahmen erarbeitet. Ein Ziel dabei soll es auch sein, für 

eine weitergehende Harmonisierung der Trainingsmaßnahmen zu sorgen.30 Ob-

wohl das Training für Auslandseinsätze also mittlerweile ein etabliertes Metier 

ist, bleibt es ein Feld, dass sich gegenwärtig weiter entwickelt.  

Das begründet auch warum die Arbeit der polizeilichen Trainingsinstitute aus ei-

ner wissenschaftlichen Perspektive interessant ist: als zentrale Vermittler ent-

scheiden sie durch die Ausgestaltung ihrer Trainings, welches Wissen für die Ar-

beit von Polizist*innen in Auslandsmissionen relevant ist. 

  

                                                 

28  Interviews, deutscher Trainingsexperte, 10. Juni 2020, und dänischer Trainingsexperte, 14. August 
2020. 

29  Interview, niederländischer Trainingsexperte, 01. April 2021. 

30  Interview, deutscher Trainingsexperte, 10. Juni 2020. 
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macht: Welches Wissen wird für die internationale Polizeiarbeit als relevant be-

trachtet, wie wird es vermittelt, wie wird neues Wissen in Trainings verarbeitet, 

und was sagt dies wiederum über den Charakter der internationalen Polizeiarbeit 

aus? Damit folgt der in diesem Beitrag vorgeschlagene Blickwinkel Aufrufen, 

sich weniger mit einer zu erforschenden objektiven Realität von Friedensmissio-

nen und stattdessen mehr mit ihrer subjektiven Interpretation und sozialen For-

mation zu befassen.49 

 

5. Die praktische Erforschung des Trainings 

Mit der Hinwendung zu soziologisch informierten Forschungsagenden haben 

auch soziologische Forschungsmethoden vermehrt Einzug in die Disziplin der In-

ternationalen Beziehungen gehalten.50 Ausgehend von einer konstruktivistischen 

Epistemologie, die den meisten praxistheoretischen Ansätzen zugrunde liegt,51 

plädiert dieser Beitrag dafür, den Praktiken als Untersuchungsgegenstand mög-

lichst nahe zu kommen. Die im Fokus der vorgeschlagenen Untersuchung stehen-

den Praktiken sind dabei wiederum nicht in erster Linie die alltäglichen Tätigkei-

ten der Polizist*innen innerhalb der internationalen Friedensmissionen, sondern 

die in diesem Beitrag diskutierten pre-deployment trainings und die alltägliche 

Arbeit der Trainer*innen und Ausbilder*innen an den Trainingseinrichtungen. 

Angelehnt an ethnographische Forschung, schlägt Pouliot hierfür die (nicht-)teil-

nehmende Beobachtung als Methode der Wahl für praxistheoretische Forschungs-

vorhaben vor.52 So wird davon ausgegangen, dass die Methode der Beobachtung 

einen unmittelbaren Zugang zu Praktiken erlaubt.53  

Ein Rückgriff auf ethnographische Forschungsmethoden stellt an dieser Stelle 

auch einen Brückenschlag zur Disziplin der klassischen Polizeiforschung dar. 

                                                 

49  Distler, "Intervention as a Social Practice: Knowledge Formation and Transfer in the Everyday of 
Police Missions," 341. 

50  Mark B. Salter, "Introduction," in Research Methods in Critical Security Studies: An Introduction, 
Hrsg. v. Mark B. Salter und Can E. Mutlu (Abingdon, UK: Routledge, 2013), 85-86. 

51  Christian Bueger und Frank Gadinger, International Practice Theory: New Perspectives (Basing-
stoke: Palgrave Macmillan, 2014), 80. 

52  Vincent Pouliot, "Methodology: Putting Practice Theory into Practice," in Bourdieu in International 
Relations: Rethinking Key Concepts in Ir, Hrsg. v. Rebecca Adler-Nissen (New York: Routledge, 
2013), 48. 

53  Bueger und Gadinger, International Practice Theory: New Perspectives, 85. 
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selbst geleichgesetzt werden sollte.60 Bei der Einbeziehung von Interviewmaterial 

in eine Diskussion über Praktiken gilt es dies hinreichend zu reflektieren. 

 

6. Schluss und Ausblick  

Mit Hinblick auf die internationale Polizeiarbeit bilden die polizeilichen Trai-

ningsinstitute eine Konstante in einem Feld, das ansonsten von einem ständigen 

Wechsel des Personals geprägt ist; eines Personals, dessen originäres Aufgaben-

gebiet zudem eigentlich ein anderes ist. Die Trainingseinrichtungen und die dort 

tätigen Expert*innen nehmen also eine zentrale Rolle als Vermittler ein und leis-

ten einen wichtigen Beitrag zur Arbeitsfähigkeit der internationalen Friedensmis-

sionen, in denen Polizist*innen eingesetzt sind. Dieser Beitrag plädiert dafür die 

Arbeit und die Ausbildungsseminare an diesen polizeilichen Trainingseinrichtun-

gen stärker in den Forschungsfokus zu internationalen Friedensmissionen zu rü-

cken. Besonders interessant ist dabei, welches Wissen für die internationale Poli-

zeiarbeit als relevant betrachtet wird und wie dieses Wissen im Rahmen der Trai-

nings vermittelt wird. Damit knüpft die mit diesem Betrag vorgeschlagene Unter-

suchung an jüngere Debatten und Forschungsarbeiten über den Inhalt und die Be-

deutung von Trainings im Bereich der internationalen Friedensmissionen an.  

Einer Hinwendung zu soziologischen Herangehensweisen innerhalb der Disziplin 

der Internationalen Beziehungen folgend, plädiert dieser Beitrag für einen Rück-

griff auf praxistheoretische Ansätze, um die Arbeit der polizeilichen Trainings-

einrichtungen zu untersuchen. Dabei sollen die Praktiken der an den Trainings-

einrichtungen tätigen Expert*innen im Mittelpunkt stehen. Mit einem Rückgriff 

auf Forschungsmethoden, die der Ethnographie entstammen, wird zudem eine 

Brücke zur klassischen Polizeiforschung geschlagen.  

Zuletzt bieten aktuelle Veränderungsprozesse im Bereich der internationalen Po-

lizeiarbeit spannende Anknüpfungspunkte für den hier vorgeschlagenen For-

schungsschwerpunkt. Wie in diesem Beitrag diskutiert wurde, hat sich die inter-

nationale Arbeit der Polizist*innen gewandelt. Der Fokus der Missionen liegt 

heute mehr in den Bereichen des Mentoring und der Beratung, beispielsweise zu 

SSR-Themen. Das betrifft vor allem die Missionen der EU. Polizist*innen auch 

auf diese anspruchsvollen Aufgaben vorzubereiten ist eine Herausforderung, der 

die Trainingseinrichtungen aktuell gegenüberstehen. Somit wäre es aus der hier 

                                                 

60  Bueger und Gadinger, International Practice Theory: New Perspectives, 89. 
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Die Studie untersucht erstmalig, inwieweit Personen, die hinsichtlich eines Kin-

derpornografiedelikts polizeilich registriert sind, ebenfalls aufgrund von Sexual-

straftaten z. N. von Kindern auffällig werden. In die Untersuchung eingeschlossen 

wurden alle bei der Polizei Berlin erfassten Tatverdächtigen eines Kinderporno-

grafiedelikts zwischen 2012 und 2017 (N=1569). Quantitative Analysen ergeben 

eine sehr geringe Wahrscheinlichkeit der Registrierung eines Sexualdelikts z. N. 

eines Kindes. Dieser Befund gilt für alle Tatbestände der Kinderpornografie, mit 

Ausnahme der Herstellung von Kinderpornografie. Es werden die Ergebnisse 

weiterer Analysen der Doppelregistrierten sowie eines Zusatzsamples aus Tatver-

dächtigen des sexuellen Missbrauchs zur Herstellung von Kinderpornografie 

(n=90) vorgestellt. Die Befunde dienen der empirischen Unterstützung polizeili-

cher Fallanalysen im Rahmen der Generierung eines Täterprofils und sollen dabei 

helfen, dezidiertere Aussagen zu unbekannten Sexualstraftätern z. N. von Kindern 

zu treffen.  
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gesondert überprüft werden (ebd.). Eine Arbeit, welche explizit untersucht, wie 

häufig Tatverdächtige (TV) von Kinderpornografiedelikten über polizeiliche Re-

gistrierungen von Sexualdelikten z. N. von Kindern verfügen, liegt noch nicht vor. 

Vor dem Hintergrund der Eingrenzung eines bestimmten Personenkreises wäre es 

von Vorteil, die deliktspezifische Entwicklung eines TV bei einem Kinderporno-

grafiedelikts und die Wahrscheinlichkeit eines zusätzlichen Tatverdachts einer 

Sexualstraftat z. N. von Kindern zu kennen. Diese Lücke soll von der vorliegen-

den Studie geschlossen werden. 

 

1.3. Hypothesen  

H 1: TV von Kinderpornografiedelikten sind ebenfalls hinsichtlich Sexualstrafta-

ten z. N. von Kindern registriert.  

 

H 2: Es existieren zeitliche Muster hinsichtlich der Abfolge der Registrierungen 

bei den Doppelregistrierten.  

 

H 3: Bei TV des sexuellen Missbrauchs zur Herstellung von Kinderpornografie 

sagen die Variablen Opfergeschlecht, Opferanzahl und Täter-Opfer-Beziehung 

die Registrierung einer weiteren Sexualstraftat z. N. von Kindern vorher.1  

  

2.   Methode 

2.1. Stichprobe 

Als Grundsample dienen alle Personen, die bzgl. § 184b StGB (Verbreitung, Be-

sitz/ Verschaffung, Herstellung kinderpornographischer Schriften sowie die Be-

gehung dieser Handlungen gewerbs- oder bandenmäßig) zwischen 2012 und 2017 

in Berlin polizeilich registriert wurden (N=1569). Personen, die im o.g. Untersu-

chungszeitraum wegen des sexuellen Missbrauchs zur Herstellung von Kinder-

                                                 

1 Da bei den Tatbeständen der Kinderpornografie keine individualisierten Opferdaten registriert wer-
den (als geschädigt gilt die Allgemeinheit), sind Analysen mit einer reinen Kinderpornografie-Stich-
probe nicht möglich. Daher sind solche Berechnungen nur an Fällen des sexuellen Missbrauchs zur 
Herstellung von Kinderpornografie durchführbar. 
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3.2. Exkurs  

Da Erkenntnisse zu Fremdtätern von besonderer Relevanz sind, ist von Interesse, 

wie häufig TV von Kinderpornografiedelikten, die zusätzlich ein Sexualdelikt z. 

N. eines Kindes begehen, fremde Kinder viktimisieren. Analysiert wurden die Tä-

tertypen exklusive Typ 1. Es zeichnet sich bei 15 % (n=19) eine fremde und bei 

85 % (n=108) eine verwandte oder bekannte Täter-Opfer-Beziehung ab. Dieser 

Unterschied ist statistisch signifikant (p<.01). Demnach ist es wesentlich unwahr-

scheinlicher, dass ein TV eines Kinderpornografiedelikts wegen eines Sexualde-

likts z. N. eines fremden Kindes registriert ist als z. N. eines verwandten oder be-

kannten Kindes. 

 

4.   Diskussion 

4.1. Stichprobenbeschreibung der Bevölkerungsbefragungen 

Der vorliegende Befund darf nicht als Beweis der Katharsisthese angesehen wer-

den, sondern lediglich als Deskription der Hellfelddaten. Vielmehr könnte der Be-

fund dahingehend bewertet werden, dass es sich bei den Kinderpornografiekon-

sumenten und den Sexualstraftätern z. N. von Kindern um unterschiedliche Popu-

lationen von Straftätern handelt. Dies ginge konform mit den Ergebnissen bishe-

riger Metaanalysen. Die Kombination dieser querschnittlichen mit den hiesigen 

längsschnittlichen Ergebnissen verfestigt die Ableitung, dass es sich um mind. 

zwei distinkte Grundpopulationen handeln könnte. Der Befund des Exkurses geht 

einher mit bisherigen Erkenntnissen, wonach der Fremdtäter sexueller Gewaltde-

likte eine Seltenheit darstellt (Straub & Witt, 2002). Die Analyse erweitert den 

abgeleiteten Ermittlungshinweis bzgl. der Fremdtäter. 

 

4.2. Integration in die polizeiliche Ermittlungspraxis  

Die Ergebnisse können polizeilichen Fallanalysen dienlich sein und Ermittlungs-

tätigkeiten unterstützen. Liegt ein Sexualdelikt z. N. eines Kindes vor, sollte folg-

lich unter Verwendung der Vorregistrierungen keine Eingrenzung nach TV von 

Kinderpornografiedelikten hinsichtlich der Tatbestände der Verbreitung, Besitz/ 

Verschaffung und Bande erfolgen. Eine Recherche nach dem Tatbestand der Her-

stellung von Kinderpornografie ist tendenziell angebracht. 
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ben (AGIA), Zentralstelle für Prävention, Einsatzleit- und Lagezentrum, Staats-

schutz, Kriminalpolizeilicher Meldedienst, ZOS) durch. In diesem Zusammen-

hang kamen Gespräche mit etwa 200 Polizeiangehörigen verschiedener Amtsbe-

zeichnungen zustande. Parallel dazu wurden die an der Polizeiakademie verwen-

deten Materialien zur Aus- und Fortbildung ausgewertet. 

Hierbei wurden folgende Auffälligkeiten identifiziert: 1) Der Mehrheit der Be-

fragten fehlte Grundwissen über aktuelle Erscheinungsformen von Antisemitis-

mus. Judenfeindschaft wurde zumeist als politisch rechtes oder pathologisches 

Phänomen wahrgenommen, israelbezogener Antisemitismus war größtenteils un-

bekannt. Die erweiterte IHRA-Definition schien sowohl in der Ausbildung zum 

mittleren Dienst als auch in der Polizeiarbeit nur eine geringe Rolle zu spielen; 2) 

Betroffenenperspektiven wurden selten beachtet und darauf angesprochen als ein 

allgemeiner Wunsch nach mehr Empathie verstanden. Bezüglich der permanenten 

Gefahrenlage, der sich Jüdinnen_Juden und jüdische Einrichtungen ausgesetzt se-

hen, ließen mehrere Befragte erhebliche Unkenntnis erkennen; 3) Jüdinnen_Juden 

wurden vorrangig als Opfer der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft und/o-

der als bloße Religionsgruppe wahrgenommen. Über die Diversität jüdischen Le-

bens in Berlin bestand insgesamt nur geringes Wissen. Positiv hervorzuheben sind 

die hohe Bereitschaft zur Weiterbildung und der teilweise explizit geäußerte 

Wunsch, sich mit Vertreter_innen der jüdischen Communities auszutauschen. Der 

Großteil der befragten Beamt_innen und Tarifbeschäftigten bemängelte, dass die 

strukturellen Probleme der Polizei Berlin und die individuellen Belastungen im 

Dienstalltag (z.B. Mehrarbeit) kaum Zeit für einschlägige Fortbildungen ließen. 

Bis Anfang 2021 wurden außerdem Lehrbeauftragte am Fachbereich Polizei und 

Sicherheitsmanagement der HWR Berlin schriftlich befragt und das Curriculum 

des Studienganges Gehobener Polizeivollzugsdienst näher untersucht. Hinsicht-

lich der praxisorientierten Vermittlung von Wissen zum Themenfeld Antisemitis-

mus ist der Fachbereich vergleichsweise gut aufgestellt. 

Die hier knapp präsentierten Erkenntnisse halfen Regishut speziell konzipierte 

Bildungsmodule zu erstellen und diese an den Anforderungen sowie der Praxis 

der Polizeiarbeit auszurichten. Seit dem Frühjahr 2021 werden (Online-)Seminare 

für Polizei- bzw. Kriminalkommissar-Anwärter_innen angeboten, seit Herbst 

2021 zweitägige Fortbildungen an der Polizeiakademie durchgeführt. 
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